

[image: cover]






Vorwort


Bei der im Mai 2024 erschienenen Erstauflage des Handbuchs wurde die Titelseite versehentlich auf Seite 2 gedruckt. Die Zweitauflage dient der Korrektur dieses Fehlers. Sie ist im Übrigen mit der Erstauflage identisch.


Das vorliegende Werk entstand auf Grundlage des Buchs „Jagdrecht Sachsen-Anhalt“ (5. Aufl., 2023). Die bisherige Kurzdarstellung des Jagdrechts wurde zu einem Nachschlagewerk erweitert (mit 1800 Rechtsprechungsnachweisen) und soll daher nun „Handbuch“ heißen. Ergänzt und vertieft wurden zahlreiche Themen, vor allem des Rechts der Jagdpacht, der Jagdgenossenschaft und des Wildschadensersatzes sowie des Waffenrechts.


Selbstverständlich wendet sich der Untertitel des Handbuchs im generischen Maskulinum auch an Sie, liebe Jägerinnen, Jagdschülerinnen und Jagdgenossinnen. Anders als bei der Jagd, wo es geboten ist, das Wild seinem Geschlecht nach als weiblich oder männlich anzusprechen, spreche ich alle der besseren Lesbarkeit des Textes wegen, im Folgenden geschlechtsneutral an. Überhaupt wurde auf leichte Lesbarkeit auch für Nichtjuristen Wert gelegt, weshalb Paragrafen-, Rechtsprechungs- und Literaturangaben nicht im Fließtext, sondern in den Fußnoten untergebracht sind.


Mit Änderungen des für die Jagd geltenden Rechts ist weiterhin zu rechnen. So dürfte die Einbringung eines Entwurfs für eine Novelle des Waffenrechts in das Gesetzgebungsverfahren bevorstehen. Diese dürfte u.a. die Zulässigkeit der jagdlichen Verwendung von Vorrichtungen, die das Ziel beleuchten, regeln, um die Bejagung des Schwarzwildes und invasiver Arten zu erleichtern.


Das Werk ist auf dem Stand vom 1.04.2024. Hinweise auf Fehler und Fehlendes sind willkommen (tfranz@hs-harz.de). An mich gerichtete Jagdrechtsfragen kann ich leider nur beantworten, wenn sie von Freunden und Verwandten stammen.


Thorsten Franz


im August 2024









Teil 1 – Jagdausübung regelndes Recht


A. Bundes- und Landesjagdrecht


I. Jagdrecht als Rechtsgebiet
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Das Wort „Jagdrecht“ hat mehrere Bedeutungen. Zum einen versteht man hierunter ein Rechtsgebiet, zum anderen ein individuelles Recht. Jagdrecht als Rechtsgebiet ist die Gesamtheit aller Rechtsnormen, die das Jagdwesen regeln.1 Jagdrecht als Rechtsgebiet ist nicht in einem einzigen Gesetzeswerk enthalten.2 Es findet sich verstreut vor allem in den Jagdgesetzen und Jagdverordnungen des Bundes und der Länder.3 Das Recht der Jagd ist ein sehr altes Rechtsgebiet.4
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Das Jagdrecht als Rechtsgebiet dient vor allem einem gerechten Ausgleich der Interessen der Jagdausübenden (an Jagd und Hege des Wildes) mit den Interessen der Grundeigentümer und den Nutzungsinteressen der Land- und Forstwirtschaft.5 Es gestaltet zudem die Rechtsverhältnisse zwischen den Jagdausübenden. Außerdem geht es um das öffentliche Interesse am Artenschutz. Viele jagdrechtliche Regelungen, wie z.B. die Hegepflicht, die sog. sachlichen Verbote oder die Schonzeitenregelungen, sind der Sache nach Artenschutzrecht, weil sie auf den Schutz von Tieren wildlebender Arten zielen.6 Schließlich dienen manche Regelungen der Vermeidung unnötiger Leiden und Qualen von Tieren und sind damit der Sache nach Tierschutzrecht.


Die meisten Vorschriften des Jagdrechts zählen zum Öffentlichen Recht, das Staat und Private in ein Über-/Unterordnungsverhältnis stellt7 bzw. sich notwendigerweise an Hoheitsträger richtet8. Dies wird besonders deutlich, wo sich in Ge- und Verboten die Hoheitsmacht des Staates ausdrückt (z.B. Jagdverbot in Schonzeit) bzw. Normen explizit Hoheitsträger adressieren (z.B. Erlass jagdrechtlicher Verfügungen). Das Jagdrecht wird daher von vielen (insgesamt) dem (Besonderen) Verwaltungsrecht zugeordnet. Daneben existieren aber auch Vorschriften eines „Jagdprivatrechts“, die in spezifischer Weise das (jagdbezogene) Verhältnis von Privaten regeln. Dazu zählen etwa jagdspezifische Regelungen zum Jagdpachtvertrag, zur Aneignung von Wild, zu Wildfolgevereinbarungen oder zur Ersatzpflicht für Wild- und Jagdschaden. Außerdem existiert ein „Jagdstrafrecht“ im Sinne jagdspezifischer Strafrechtsnormen. Beispiele sind die Straftatbestände Jagdwilderei9 oder der strafbare Abschuss ganzjährig zu schonenden Wildes10. Die Unterscheidung des Jagdrechts nach den drei Zweigen der Rechtsordnung hat vor allem Bedeutung für die Frage, welche Gerichtsbarkeit für einen Jagdrechtsstreit zuständig ist.11
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Ein europäisches Jagdrecht im Sinne eines eigenständigen Rechtsgebiets existiert nicht.12 Es gibt nur wenige jagdbezogene Gesetzeswerke der EU wie die Tellereisenverbotsverordnung13 und die Richtlinie zur Regelung der gesundheitlichen und tierseuchenrechtlichen Fragen beim Erlegen von Wild und bei der Vermarktung von Wildfleisch14. Daneben finden sich noch jagdbezogene Einzelregelungen in unionsrechtlichen Naturschutz-, Tierseuchen-15 oder Lebensmittelgesetzen (z.B. in der Fauna-Flora-Habitat- und der Vogelschutz-Richtlinie16). Seit dem 15.02.2023 gilt ein EU-weites Verbot, Bleimunition in oder im Umkreis von 100 Metern von Feuchtgebieten zu verschießen oder mitzuführen.17
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Der Bund hat heute eine konkurrierende Gesetzgebungskompetenz für das Jagdwesen.18 Noch auf alter Rechtsgrundlage,19 als Rahmengesetz, erlassen hat der Bund das Bundesjagdgesetz. Es nimmt innerhalb des Jagdrechts eine zentrale Stellung ein. Es gilt zwar in allen Bundesländern, jedoch dürfen die Länder jeweils von seinen Vorgaben abweichen.20 Zwischen den Bundesländern bestehen zum Teil erhebliche Unterschiede im geltenden Jagdrecht (!), auch wenn die Grundzüge des Jagdrechts überall gleich sind.21 Auch in Sachsen-Anhalt wurden die Vorgaben des Bundesjagdgesetzes an einigen Stellen durch Landesrecht verändert und ergänzt.22
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Das Bundesjagdrecht besteht zudem aus einigen Bundesverordnungen, wie die Jagdzeitenverordnung, von der das Land aber ebenfalls Abweichungen bestimmt hat.23 Nicht zum Bundesjagdrecht (im formellen Sinn) zählen die für die Jagdausübung geltenden Gesetze des Waffenrechts. Zumindest die in spezifischer Weise das Jagdwesen betreffenden Waffengesetze können aber als Jagdrecht im weiteren Sinne bezeichnet werden.24
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Die Länder haben das Recht zur Abweichung vom Bundesrecht, ausgenommen das Recht der Jagdscheine.25 Zentrales Regelungswerk des Landesjagdrechts ist das Landesjagdgesetz.26 Es wird vor allem durch eine Durchführungsverordnung27 konkretisiert. Auf der Ebene unterhalb der Jagdgesetze des Parlaments und der Jagdverordnungen28 der Verwaltung finden sich so genannte Verwaltungsvorschriften (Erlasse, Richtlinien etc.).29 Insoweit ist in Sachsen-Anhalt vor allem die



Hegerichtlinie hervorzuheben.30
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Wer die Jagd ausübt, muss nicht lediglich Vorschriften des Jagdrechts im engeren Sinne beachten. Im Zusammenhang mit der Jagdausübung sind auch Vorschriften des Waffenrechts, des Naturschutz-, des Forst-, des Feld- und Forstordnungs- sowie des Lebensmittelrechts zu beachten und daher jagdscheinrelevant.


II. Jagdrecht als individuelles Recht


1. Inhalt des Jagdrechts


a) Jagdrecht als Bestandteil des Grundeigentums
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Jagdrecht im Sinne eines individuellen Rechts ist die ausschließliche Befugnis auf einem bestimmten Gebiet Wild zu hegen, zu bejagen und es sich anzueignen.31 Das Jagdrecht steht in Deutschland dem jeweiligen Grundeigentümer zu.32 Dies kann eine Einzelperson, eine Personenmehrheit (Eigentümergemeinschaft etc.) oder eine juristische Person (GmbH, eingetragener Verein etc.) sein. Miteigentümer können Anträge gegenüber der Jagdgenossenschaft nur gemeinschaftlich stellen, Ansprüche nur gemeinschaftlich geltend machen.33 Eine Erbengemeinschaft ist zwar nicht rechtsfähig,34 jedoch können die Mitglieder ihr Erbe gegenüber Jagdbehörde und Jagdgenossenschaft nur gemeinschaftlich verwalten.35 Jeder Miterbe muss an den zur ordnungsgemäßen Verwaltung des Erbes erforderlichen Maßnahmen gegenüber Jagdbehörde, Jagdgenossenschaft oder Jagdpächter mitwirken.36 Geht es um die Verwaltung des Nachlasses im Verwaltungsverfahren, steht der Erbengemeinschaft als solcher das vom Verfahren betroffene Recht zu.37


Das Jagdrecht ist untrennbar mit dem Eigentum an Grund und Boden verbunden.38 Im Falle von Flächen, die niemandem gehören (Meeresstrand, Küstengewässer, Haff, Wasserläufe, herrenlos gewordene Grundstücke etc.), steht das Jagdrecht den Ländern zu.39


Aus dem Jagdrecht des Eigentümers folgt allerdings – anders als der missverständliche Begriff nahelegt! – nicht zugleich das Recht auch tatsächlich auf dem eigenen Grund zu jagen.40 Soweit in der Umgangssprache davon die Rede ist, jemand stehe in einem Revier das „Jagdrecht“ zu, ist hiermit meist nicht das Jagdrecht, sondern das hieraus abgeleitete Jagdausübungsrecht gemeint. Jagdrecht und Jagdausübungsrecht sind also streng zu unterscheiden. Sie können, müssen aber nicht in einer Person vereint sein. Jagdrecht und Jagdausübungsrecht fallen zusammen, wenn ein Jagdscheininhaber Eigentümer eines unverpachteten Eigenjagdbezirks ist.41 Im Falle des gemeinschaftlichen Jagdbezirks steht hingegen das Jagdausübungsrecht der Jagdgenossenschaft zu,42 die allerdings das Recht in der Regel verpachtet.


Da das Jagdrecht ein individuelles Rechtsgut des Rechtsinhabers ist, kann er rechtswidrige Beeinträchtigungen seines Rechts abwehren43 und bei Schäden infolge von Rechtsverletzungen vom Schädiger Schadensersatz verlangen44.


b) Aneignungsrecht
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Aus dem Jagdrecht leitet sich das Recht zur Aneignung des Wildes ab. Aneignung von Wild bedeutet, dass der Jagdausübungsberechtigte mit der Erlangung der unmittelbaren Herrschaftsgewalt über zuvor herrenloses Wild das Eigentum am Tierkörper erlangt.45 Herrenlos sind wilde Tiere46, die sich in Freiheit befinden.47 Dabei kann es sich auch um aus einem Wildgehege entlaufene Exemplare einer Wildtierart handeln, wenn sie weder einen Rückkehrwillen haben, noch vom Eigentümer unverzüglich verfolgt werden bzw. wenn dieser die Verfolgung aufgegeben hat.48 Das von angestellten Jägern oder Jagdgästen erlegte Wild wird mit Inbesitznahme durch sie Eigentum des Jagdausübungsberechtigten. Sie handeln insoweit als dessen Besitzdiener.49 Der Jagdausübungsberechtigte muss ihnen lediglich das gewohnheitsrechtlich anerkannte „kleine Jägerrecht“50 überlassen und – sofern nichts anderes vereinbart ist – die Trophäen des rechtmäßig erlegten Wildes übereignen.51 Eigentum erlangt der Jagdausübungsberechtigte am Wild auch dann, wenn Treiber oder Jagdhelfer das Wild für ihn als Besitzdiener in Besitz nehmen. Hingegen erlangt der Wilderer kein Eigentum am Wildkörper.
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Ein Aneignungsrecht besteht auch an Wild, das der Jagdausübungsberechtigte52 in seinem Revier krankgeschossen hat und dann nach zulässiger53 Nachsuche im Nachbarrevier streckt oder tot auffindet.54 Wechselt ein krankgeschossenes Stück ins Nachbarrevier und wird dort von einem anderen gestreckt, hat der Jagdausübungsberechtigte (des Reviers, in dem krankgeschossen wurde) einen Anspruch auf Herausgabe des Wildkörpers.55 Wer als „Erleger“ gilt, hat hierfür keine Bedeutung.56 Diese Frage kann aber Bedeutung erlangen, wenn ein Stück innerhalb eines Reviers von mehreren Jagdausübungsberechtigten oder Begehungsscheininhabern getroffen wird (und im selben Revier verendet). Wem in diesem Fall das Aneignungsrecht zusteht, richtet sich nach den jeweiligen vertraglichen Vereinbarungen.57


Der Jagdausübungsberechtigte hat das Recht, das seinem Aneignungsrecht unterliegende Wild zu verwerten.58 So kann er etwa Wildkörper zur Präparation verkaufen, Bälge und Trophäen verkaufen oder das Wildbret vermarkten, wobei insoweit das Fleischhygienerecht59 zu beachten ist. Einnahmen aus der Vermarktung unterliegen dem Einkommensteuerrecht.60
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Bei einem Wildunfall verendete Stücke bleiben herrenlos.61 Nur der Aneignungsberechtigte kann die Herrenlosigkeit beenden, während der Fahrzeuglenker zwar Besitz (tatsächliche Sachherrschaft), nie jedoch Eigentum an dem Stück erlangen kann. Nimmt er Unfallwild mit, begeht er Jagdwilderei. Er darf das verendete Stück im Interesse der Verkehrssicherheit lediglich von der Straße an den Straßenrand verbringen. Die Entscheidung über die Verwertung bzw. Entsorgung62 liegt allen beim Jagdausübungsberechtigten. Eine Aneignungspflicht hat er nicht. Der Fahrzeugführer ist (bußgeldbewehrt)63 verpflichtet, einen Wildunfall mit Schalenwild unverzüglich einer Polizeibehörde, dem Jagdaufseher oder dem Jagdausübungsberechtigten anzuzeigen,64 damit der Jagdausübungsberechtigte von seinem Aneignungsrecht Gebrauch machen und notfalls das Leiden des Stücks beenden kann. Wird das Wildbret jedoch nur deshalb entwertet, weil die Anzeige unterbleibt, kann er vom Unfallverursacher Schadensersatz verlangen.65 Welche Ansprüche Jagdausübungsberechtigten im Einzelnen gegen Unfallverursacher und Straßenverkehrsbehörden zustehen, muss jedoch als ungeklärt bezeichnet werden.66 Ein Anspruch gegen Straßenverkehrsbehörden auf das Aufstellen von Wildschutzzäunen besteht jedenfalls nicht.67 Nach einer Rechtsansicht muss der Unfallverursacher dem Jagdausübungsberechtigten die Kosten für die ordnungsgemäße Beseitigung des Tierkörpers als notwendige Aufwendungen erstatten.68 Die Straßenbehörde hat keinen Anspruch auf Erstattung der Entsorgungskosten für Unfallwild.69 Der Fahrzeugführer bzw. -halter hat grundsätzlich keine Ersatzansprüche gegen den Revierinhaber wegen eines Wildunfalls.70 Revierinhaber haften auch im Übrigen grundsätzlich nicht für die Verletzung von Personen oder Sachen durch flüchtendes Wild.71 Etwas anderes muss aber dann gelten, wenn der Unfall gerade durch ein pflichtwidriges vorwerfbares Verhalten des Jagdausübungsberechtigten verursacht wurde, etwa im Hinblick auf den Verstoß gegen Sicherheitsanforderungen für Drückjagden an stark befahrenen Straßen.


Der Schaden durch vom Wild verursachte Verkehrsunfälle ist in der Regel durch die jeweilige Fahrzeugteileversicherung (sog. Teilkasko) des Fahrzeughalters abgedeckt. Es bedarf insoweit eines Ursachenzusammenhangs zwischen dem Zusammenstoß mit Haarwild und dem eingetretenen Schaden.72 Die Teilkaskoversicherung deckt auch sog. Rettungskosten zur Vermeidung eines Unfalls mit Haarwild. Die Wildschadenklausel der Teilkaskoversicherung erfasst über Anstoßschäden hinaus auch solche Schäden, die durch eine Fehlreaktion infolge des Aufpralls eingetreten sind.73 In der Sachversicherung setzt die Rettungspflicht des Versicherungsnehmers nicht voraus, dass der Versicherungsfall bereits eingetreten ist, sondern es genügt, dass er unmittelbar bevorsteht. Für die Erstattung von Rettungskosten zur Vermeidung eines Zusammenstoßes eines Kraftfahrzeugs mit Haarwild kommt es auch nicht darauf an, ob der Versicherungsnehmer selbst oder ein berechtigter Fahrer die Rettungstätigkeit ausgeübt hat.74 Der Versicherer ist aber im Falle eines grob fahrlässigen Irrtums des Versicherungsnehmers über die Notwendigkeit von Rettungskosten nicht zum Kostenersatz verpflichtet.75 Die ist etwa anzunehmen, wenn der Fahrer bei einer Fahrgeschwindigkeit von etwa 90 km/h einem Feldhasen auszuweichen versucht und es hierdurch zu dem Schaden kommt76 oder wenn der Unfall durch ein grob fahrlässiges Ausweichen vor einem Marder verursacht wird.77 Auch im Falle eines Fuchses wurde die Notwendigkeit des Ausweichens verneint.78


Der Geschädigte muss den Wildschaden regelmäßig nach den Versicherungsbedingungen unverzüglich der Polizei melden. Verletzt er diese Obliegenheit, wird die Versicherung von der Leistungspflicht frei.79
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Das Aneignungsrecht umfasst auch die (ausschließliche) Befugnis, sich krankes oder verendetes Wild, Fallwild und Abwurfstangen80 sowie die Eier von Federwild anzueignen.81 Dies macht deutlich, dass die Aneignung nicht notwendig der Wildbret-Verwertung dienen muss. Die ansonsten nach der Bundeswildschutzverordnung82 geltenden Besitz-, Vermarktungs- und sonstigen Verbote für bestimmte Wildarten,83 insbesondere für die meisten Flugwildarten, lassen ausdrücklich das Aneignungsrecht des Jagdausübungsberechtigten unberührt.84 Die entgeltliche Weitergabe dieser Tiere an Dritte ist jedoch erheblich eingeschränkt.85 Zu beachten ist auch das Verbot des Ausnehmens der Gelege von Federwild.86


Das Aneignungsrecht gilt nur für Wild. Tiere der besonders oder streng geschützten Arten sind in der Regel kein Wild, so dass der Jäger hier kein Aneignungsrecht hat. Für sie gilt ein Verbot der Inbesitznahme.87 So ist etwa der Besitz einer tot aufgefundenen Waldohreule durch den Jagdausübungsberechtigten selbst dann unzulässig, wenn er sie präparieren und zu Demonstrationszwecken im Rahmen der Jägerausbildung verwenden will.88 Nur im Hinblick auf diejenigen besonders oder streng geschützte Arten, die Wild sind, verdrängt das Jagdrecht das artenschutzrechtliche Inbesitznahme-Verbot und es besteht das jagdliche Aneignungsrecht. So darf sich der Revierinhaber etwa einen im Revier tot aufgefundenen Mäusebussard aneignen.89 Der Jagdausübungsberechtigte darf sich in seinem Jagdrevier sogar aufgefundene tote Tiere der streng geschützten Arten des Anhang A der EU-Artenschutzverordnung (>) aneignen (und präparieren lassen), sofern diese Wild sind. Dies betrifft vom Haarwild Luchs, Fischotter sowie Wildkatze (und den hier nicht heimischen Wisent)90 und vom Federwild Turteltaube, Knäkente, Moorente, Großtrappe und alle heimischen Greifvögel91. Er darf Totfunde von Anh. A-Arten aber nicht verkaufen. Insoweit gilt ein Vermarktungsverbot.92 Er darf im Übrigen auch tote Vögel von europäischen Vogelarten93, soweit diese dem Jagdrecht unterliegen, zum persönlichen Gebrauch oder als Hausrat ohne eine Ausnahme oder Befreiung aus einem Drittstaat unmittelbar in das Inland verbringen.94 Durch die genannten jagd- und artenschutzrechtlichen Besitz- und Vermarktungsverbote wird vor allem der Erwerb von Tieren durch Tierpräparatoren erheblich beschränkt, weswegen beim Ankauf des Tieres vom Präparator stets geklärt sein sollte, ob der Veräußerer zu Besitz und Verkauf berechtigt ist.95


c) Hegerecht und -pflicht
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Das Jagdrecht umfasst nicht nur das Recht zur Hege,96 sondern auch die Pflicht zur Hege.97 Die Pflicht zur Hege hat, wem das Jagdrecht zusteht. Dies sind zwar auch die jeweiligen Grundeigentümer, jedoch trifft die Pflicht zumindest im vertraglichen Innenverhältnis zwischen Grundeigentümern und Jagdpächtern regelmäßig den jagdausübungsberechtigten Pächter.98 Unter Hege versteht man alle Maßnahmen des Jagdausübungsberechtigten, die auf die Erhaltung eines den landschaftlichen und landeskulturellen99 Verhältnissen angepassten artenreichen und gesunden Wildbestandes sowie die Pflege und die Sicherung seiner Lebensgrundlagen zielen.100 Sie muss so durchgeführt werden, dass Beeinträchtigungen einer ordnungsgemäßen land-, forstund fischereiwirtschaftlichen Nutzung, insbesondere Wildschäden, möglichst vermieden werden.101 Wild darf nicht „überhegt“ werden. Maßnahmen der Hege sind neben der Bestandsregulierung in erster Linie solche zur Biotopschaffung, -verbesserung und Biotopvernetzung, nur in sehr engen Grenzen auch die Fütterung und das Aussetzen von Wild. Sie umfassen aber auch Maßnahmen zum Schutz des Wildes.


aa) Bestandsregulierung
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Der Abschussplan102 für Schalenwild, aber auch der Abschuss sonstigen jagdbaren Wildes muss dem gesetzlichen Ziel der Hege gerecht werden. Jeder Abschuss soll auch ein Abschuss im Rahmen der konkreten Hegeziele sein. Die Bestandsregulierung des Wildes zählt daher letztlich der Sache nach ebenfalls zur Hege, soweit sie dazu dient, eine Überpopulation einer Wildart einzudämmen, die zu übermäßigen Wildschäden führen würde, der Gesundheit des Wildes abträglich wäre oder andere Tierarten verdrängen würde. Zudem kann der Abschuss zur Bekämpfung bzw. Prävention von Seuchen geboten sein.


Bestandsregulierung setzt vorherige Bestandserfassung voraus. Der Jagdausübungsberechtigte muss sich vor Abschüssen einen Überblick über den Bestand der zu bejagenden Wildarten verschafft haben.103 Diese Pflicht gilt nicht nur im Hinblick auf die Wildarten des Abschussplans, sondern aufgrund der Hegepflicht für alle Wildarten, die bejagt werden, zumal (von Ausnahmen abgesehen) keine Art in ihrem Bestand gefährdet werden darf.104 Zur Bestandserfassung reichen weder bloße Vermutungen aus, noch bedarf es wildbiologischer Untersuchungen. Notwendig und ausreichend ist eine Schätzung auf der Grundlage zumutbarer Beobachtung von Wild und Wildspuren (Trittsiegel, Verbissschäden etc.).105 Wer daher etwa einen Dachs streckt, bevor er den Dachsbestand im Revier oder in Nachbarrevieren nachvollziehbar geschätzt hat, verstößt gegen die Hegepflicht.


Hege bedeutet auch, dass grundsätzlich keine Art der jagdbaren Tiere in ihrem Bestand gefährdet wird (Verbot der Ausrottung). Bei bestandsgefährdeten Arten, wie dem Rebhuhn,106 gebietet die Hegepflicht den Jagdverzicht (!). Das Verbot der Bestandsgefährdung gilt nicht für die Arten Waschbär, Marderhund, Mink, Nutria und Nilgans.107 Zudem kann die Jagdbehörde gebietsweise aus Gründen der Landeskultur oder Wildschadensvermeidung den Totalabschuss anderer Wildarten durch eine Schonzeitenaufhebung zulassen.108
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Um krankgeschossenes oder schwerkrankes Wild vor vermeidbaren Schmerzen und Leiden zu bewahren, muss dieses unverzüglich erlegt werden.109 Man spricht insoweit meist von einem „Hegeabschuss“.110 Die Regelung des Hegeabschusses erlaubt und verpflichtet insbesondere dazu, Wild auch über den Abschussplan hinaus zu erlegen, wenn dies zur Vermeidung von Qualen krankgeschossenen und schwerkranken Wildes nötig ist.111 Dies gilt entsprechend im Hinblick auf die Schonzeitregelung und das Nachtjagdverbot112. Nicht nötig ist der Abschuss, wenn es (ausnahmsweise) genügt und möglich ist, das Stück zu fangen und zu versorgen.113 Ein Abschuss von krankgeschossenem oder schwerkrankem Wild über den Abschussplan hinaus (oder außerhalb der Schonzeiten etc.) ist mithin zulässig (und gesetzlich geboten), um die leidenden Stücke vor weiteren bzw. drohenden starken Schmerzen oder Leiden zu bewahren.114 Schwerkrank ist auch kümmerndes Wild, nicht aber sog. „Kümmerer“.115 Die Pflicht zum Abschuss trifft jeden befugten Jäger (wie den Jagdgast), der ein solches Stück sicher beschießen kann, unabhängig davon, ob er das Stück selbst krankgeschossen hat.116 Ob etwa ein von der Dasselfliege befallenes Stück oder ein Perückenbock „schwerkrank“ sind, kann erst anhand weiterer Merkmale beurteilt werden, die den Schluss auf ein schweres Leiden zulassen. Das Stück muss objektiv krankgeschossen oder schwerkrank sein. Eine fahrlässige Fehlansprache geht zu Lasten des Erlegers und kann seine Unzuverlässigkeit begründen. Die bloße Behauptung, ein Stück sei schwerkrank gewesen, kann nach den Umständen für Behörde und Gericht als widerlegt gelten, etwa wenn das Stück keine schweren äußeren Verletzungen hat, vom Durchschnittsgewicht nicht abweicht und der Erleger dem Jagdausübungsberechtigten den für ein gesundes Stück marktüblichen Preis gezahlt hat.117


Verursacher von Wildunfällen oder zufällig am Unfallort anwesende Jagdscheininhaber haben mangels Jagdausübungsrechts selbst dann kein Recht zur Tötung angefahrenen Wildes, wenn es erkennbar dem Tod geweiht ist und stark leidet. Da die Rechtslage bis heute nicht vollständig geklärt scheint, ist es ratsam, in diesen Fällen als Revierfremder einen Fangschuss nur nach Kontaktaufnahme mit der und Billigung durch die Polizei abzugeben.118


bb) Biotopverbessernde Maßnahmen
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Zur Hege gehören insbesondere biotopverbessernde Maßnahmen (einschließlich der Schaffung und Vernetzung von Biotopen).119 Sie zielen vor allem auf mehr Ruhe, Deckung und Äsung des Wildes ab. Zu nennen sind insoweit z.B. die Anlage von Feldholzinseln oder Pflanzungen entlang von Wegen einer ausgeräumten Feldflur.120


In der Aufgabe der Biotopverbesserung ist als „Minus“ die Aufgabe enthalten, rechtswidrige


Biotopbeeinträchtigung und -zerstörung abzuwehren. So sollte der Jäger etwa folgende Biotopbeeinträchtigungen und -zerstörungen bekämpfen: rechtswidriges Roden von Gebüschen, Beschädigung oder Zerstörung sonstiger gesetzlich geschützter Biotope, rechtswidriges Wegpflügen und „Totspritzen“ gemeindlicher Feldwegeseitenstreifen, Missachtung des Gewässerrandstreifenschutzes oder eine Gewässerunterhaltung, die nicht die gesetzlich gebotene Rücksicht auf das Gewässer und seiner Ufer als Lebensraum nimmt.121


Die Pflicht, biotopverbessernde Maßnahmen durchzuführen, ist nicht bußgeldbewehrt, so dass sie tatsächlich eher Appellcharakter hat. Zudem ist ihre Erfüllung abhängig von tatsächlichen (geeignete Flächen, finanzielle Mittel etc.) und rechtlichen Voraussetzungen (Einwilligung der Grundeigentümer etc.). Biotopverbesserung wird vom Land,122vom Landesjagdverband123 und mitunter von Jagdgenossenschaften124 gefördert. Dies gilt sinngemäß für das gesetzliche Gebot, die natürlichen Bedingungen für das Vorkommen der einzelnen Wildarten (Biotope) zu erhalten und nach Möglichkeit wiederherzustellen sowie vorhandene Biotope nicht zu beeinträchtigen.125


cc) Wildfütterung
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Die Wildfütterung ist im Grundsatz verboten und nur in Ausnahmefällen erlaubt.126 Ohne besondere Genehmigung zulässig sind nur die Fütterung in Notzeiten (Notfütterung) und die (anzeigepflichtige) Eingewöhnungsfütterung für ausgesetztes Wild.127 Von einer Notzeit lässt sich nur sprechen, wenn das Wild wegen extremer Witterungs- oder Bodenverhältnisse, etwa länger anhaltender hoher Schneelagen, Harsch oder Hochwasser, keine ausreichende Äsung erlangen kann.128 Ob eine Notzeit vorliegt, richtet sich nicht nach der Einschätzung des Jägers, sondern wird von der jeweiligen Jagdbehörde wildartbezogen festgelegt.129 Angesichts immer milderer Winter ist in Sachsen-Anhalt nur im Falle eines ganz außergewöhnlich langen, kalten und schneereichen Winters eine Notzeitfeststellung für stark betroffene Regionen (z.B. Hochharz) zu erwarten.130 Wird eine Notzeit festgestellt, so ist die ausreichende Fütterung sogar eine Rechtspflicht des Revierinhabers,131 ihr Unterlassen indes nicht bußgeldbewehrt.132


Nur mit besonderer Genehmigung der Jagdbehörde sind die Ablenkfütterung zur Vermeidung übermäßiger Wildschäden133 und die Schaufütterung zu Fremdenverkehrszwecken gestattet.134 Ob ein Anspruch auf Genehmigung entstehen kann, ist, soweit ersichtlich, bislang nicht entschieden. Dem Grundsatz nach dürfte zumindest ein Anspruch auf ermessensfehlerfreie Entscheidung über die Genehmigung einer Ablenkfütterung in Betracht kommen, wenn nur die Ablenkfütterung ein zulässiges und geeignetes Mittel ist, drohende übermäßige Wildschäden zu verhindern.135 Auch im Hinblick auf die Schaufütterung ist ein Anspruch auf ermessensfehlerfreie Entscheidung anzuerkennen.


Eine zulässige Hegemaßnahme ist die Anlage von Wildäckern jedenfalls dann, wenn sie im Falle unzureichender bzw. artenarmer Äsung das Äsungsangebot mit heimischen wildwachsenden Pflanzen verbessert. In der Jagdrechtsliteratur wird sogar die Praxis der Anlage von Wildäckern mit Mais oder anderen Ackerfrüchten für zulässig gehalten.136 Ob dem die Verwaltungsgerichte


im Land folgen oder dies als unzulässige Wildfütterung werten werden, erscheint offen, weil derartige Wildäcker der Sache nach nicht anders wie das (unzulässige) massenhafte Ausbringen von Futtermitteln für Wild wirken. Eindeutig unzulässig ist die Anlage von Wildäckern in FFH-Gebieten, wenn dies einen dortigen Lebensraumtyp verändert.137 Die in engen Grenzen zulässige Lockfütterung zur Bejagung (sog. Kirrung) gilt nach dem Landesrecht nicht als „Fütterung“ im Sinne des Gesetzes.138
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Für die Fütterung gelten verschiedene Futtermittelverbote. Die Fütterung von Wild mit proteinhaltigen Erzeugnissen, mit Fetten aus Gewebe warmblütiger Landtiere, mit Fischen oder Fischteilen, mit Mischfuttermitteln, die diese Einzelfuttermittel enthalten, sowie mit Futtermitteln, die durch eine industrielle Aufarbeitung ihre natürliche Rohfaserzusammensetzung verloren haben, ist verboten (ausgenommen auszuwildernde Fasanen- und Rebhuhnküken).139 Zur Fütterung von Schalenwild sind als Futtermittel ohne Zusätze Heu, Grassilage, heimische Baumfrüchte (Buchecker, Eichel etc.) sowie Hackfrüchte zugelassen.140 Zu den Hackfrüchten zählt man Kartoffeln, Zuckerrüben, Futterrüben, Feldgemüse und Mais. Unzulässig als Futtermittel ist daher etwa das Ausbringen von Apfel- oder Weintrester (Treber),141 von Küchenabfällen, Brot und anderen Backwaren oder Südfrüchten. Werden landwirtschaftliche Produkte, die als verbotene Futtermittel gelten, ausgenommen Heu, in der freien Landschaft nicht nur vorübergehend gelagert, dürfen diese außerhalb von Notzeiten dem Schalenwild nicht zugänglich sein.142
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Nicht zu den Hegemaßnahmen zählt das Kirren. Unter der Kirrung von Wild versteht man das gelegentliche Ausbringen von Lockfutter in geringen Mengen zur erleichterten Bejagung des Wildes.143 Sie ist nach neuer Rechtslage im Grundsatz für sämtliche Wildarten zulässig (!).144


Zulässige Kirrmittel sind nicht die zulässigen Futtermittel (!). Als Kirrmittel für Schalenwild dürfen ausschließlich heimische Baumfrüchte, Mais oder Getreide ausgebracht werden.145 Unzulässig ist daher etwa die Kirrung mit Backwaren, Fertigfuttermitteln (Hundefutter etc.), Kartoffeln, Wurst oder Zuckerrüben. Zulässig sind die Handausbringung und die Ausbringung unter Verwendung einfacher mechanischer Vorrichtungen.146 Eine einfache Vorrichtung ist etwa die Maistrommel, nicht aber ein elektrischer Kirrautomat mit Sensor.147 Keine Ausbringung ist die (zulässige) Bevorratung von Mais in geschlossenen Fässern (Kirrfässern).148 Bei der Handausbringung ist die Kirrmittelmenge so zu bemessen, dass am Kirrplatz nicht mehr als drei Kilogramm Kirrmittel verfügbar sind. Hingegen dürfen die mechanischen Vorrichtungen ein Fassungsvermögen von höchstens fünf Kilogramm besitzen.


Zur Kirrung von Raubwild dürfen Wildaufbrüche verwendet werden.149 Sie müssen am Luderplatz nicht vor der Aufnahme durch das Wild geschützt sein.150 Die Verwendung von Schlachtabfällen ist auch nach dem Tierkörperbeseitigungsrecht unzulässig. Die angeführten Wildarten dürfen selbstverständlich an der Kirrung erlegt werden.151 Keine Kirrung ist die erwähnte Ablenkfütterung zur Verhinderung von Wildschäden. An ihr darf i.Ü. das Schadwild nicht bejagt werden.
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Der Einsatz von Lockstoffen bzw. Lockmitteln ist gesetzlich nicht explizit geregelt. Üblich ist etwa die Verwendung von Buchenholzteer oder Lockmitteln in Raubwildfallen. Soweit das Ausbringen einen Eingriff in das Grundeigentum darstellt, bedarf es der Zustimmung der Eigentümer. Buchenholzteer darf nicht in Gewässer gelangen. Salzsteine sind Lockmittel, wenn an der Salzlecke gejagt werden soll. Die Anlage von Salzlecken in NATURA 2000-Gebieten ist nach näherer Maßgabe der entsprechenden Verordnung stark eingeschränkt.


dd) Aussetzen von Wild
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Zu den Hegemaßnahmen zählt auch das Aussetzen von Wild.152 Dies ist in Sachsen-Anhalt allerdings nur eingeschränkt zulässig.153 Der Revierinhaber darf Wild in seinem Jagdbezirk nur mit schriftlicher Genehmigung der oberen Jagdbehörde aussetzen.154 Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn die Maßnahme aus Gründen der Hege notwendig ist und Schäden für die Land- und Forstwirtschaft nicht zu befürchten sind.155 Nicht genehmigungsfähig ist das Aussetzen von Waschbär, Marderhund, Mink, Nutria, Aaskrähe, Elster und Nilgans.156 Verboten ist es, eingefangenes oder aufgezogenes Wild später als vier Wochen vor Beginn der Jagdausübung auf dieses Wild auszusetzen.157


Das Aussetzen von Tieren einer fremden Tierart in der freien Natur (z.B. nicht-heimische Entenoder Fasanenarten) bedarf der Genehmigung der obersten Jagdbehörde.158 Als fremd gelten Tierarten, die bei Inkrafttreten des Bundesjagdgesetzes, d.h. am 1. April 1953, in Deutschland frei lebend nicht heimisch waren. Die Genehmigung, Tiere einer solchen Art in der freien Wildbahn auszusetzen, darf nur erteilt werden, wenn die Art die heimische Tierwelt wesentlich bereichert und Schäden für die öffentliche Sicherheit, die Landespflege, die heimische Tierwelt, die Landoder Forstwirtschaft nicht zu befürchten sind.159 Haustiere dürfen generell nicht ausgesetzt werden.160


Gefahrenabwehrmaßnahmen gegen das unter Verstoß gegen das Jagdrecht erfolgte Aussetzen oder Füttern ausgesetzter Tiere sind mangels einer besonderen jagdrechtlichen Rechtsgrundlage auf die polizeiliche Generalklausel zu stützen.161
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Das Ausbringen von Tieren in die freie Natur bedarf dem Grundsatz nach auch einer naturschutzrechtlichen Genehmigung.162 Dies gilt nicht für Wild, deren Art im betreffenden Gebiet in freier Natur in den letzten 100 Jahren vorkommt oder vorkam.163 Genehmigungspflichtig ist aber etwa das Aussetzen heimischer Eulen (z.B. Uhu)164 oder von Exoten165. Die Genehmigung ist zu versagen, wenn eine Gefährdung von Ökosystemen, Biotopen oder Arten der Mitgliedstaaten nicht auszuschließen ist.166 Etwaige Zweifel gehen zu Lasten der Antragsteller, zumal z.B. Neozoen ein unkalkulierbares Risiko für die heimische Tier- und Pflanzenwelt darstellen können.
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Zur Hege im weiteren Sinne zählt auch die Haltung von jagdbaren Tierarten in Gehegen, in denen die Tiere auf ihre Auswilderung vorbereitet werden sollen (etwa Wald- und Feldhühner). Derartige Auswilderungsgehege bzw. Volieren können (je nach Standort, Größe und Bauart) bau- und naturschutzrechtlichen Anforderungen unterliegen.167 Die Errichtung von Tiergehegen ist im Grundsatz anzeigepflichtig.168 Die Anzeigepflicht entfällt jedoch bei Auswilderungsgehegen für dem Jagdrecht unterliegende Tierarten, in denen die Tiere jeweils nicht länger als einen Monat verbleiben sowie u.a. bei Tiergehegen von nicht mehr als 50 qm, die keine Tiere besonders geschützter Arten enthalten, und Tiergehegen, in denen nicht mehr als fünf Tiere der Arten Rothirsch, Damhirsch, Reh, Mufflon oder Wildschwein gehalten werden.169 Soweit nach dem BJagdG Schwarzwild nur in solchen Einfriedungen „gehegt“ werden darf, die ein Ausbrechen verhindern,170 geht es nicht um den allgemeinen Hegebegriff des BJagdG, sondern um Hegen im Sinne des Haltens von Schwarzwild in Gehegen, seien es (unzulässige)171 Jagd- oder sonstige (zulässige) Tiergehege.172 Für Tiergehege gelten im Übrigen neben der Anzeigepflicht auch materielle naturschutzrechtliche173 und baurechtliche174 Anforderungen. Sie können etwa wegen der Beeinträchtigung des Landschaftsbildes unzulässig sein.175


ee) Schutz des Wildes
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Zur Hege zählen auch Maßnahmen zum Schutz des Wildes.176 Hegemaßnahmen sind daher insbesondere Maßnahmen zum Schutz des Wildes vor Wilderei, Tötungen durch Straßenverkehr oder durch Mäh- und Erntemaschinen, rechtswidrigen Zerstörungen und Beschädigungen von Wildbiotopen, rechtswidrigen Störungen des Wildes und der Schutz des Wildes vor Krankheiten. Jagdschutzmaßnahmen sind daher in der Regel zugleich Hegemaßnahmen. In einem weiteren Sinne sind daher auch Straf- und Ordnungswidrigkeitsanzeigen wegen wildschädigender Handlungen der Sache nach Hegemaßnahmen, etwa wegen des bedingt vorsätzlichen Tötens von Rehkitzen durch Kreiselmäher.177 Aus der Hegepflicht kann aber keine Pflicht zur Erstattung von Straf- und Ordnungswidrigkeitsanzeigen abgeleitet werden, da dies für eine effektive Hege (und die Sicherheit der Jagd) im Einzelfall sogar kontraproduktiv sein kann.


ff) Hegegemeinschaft
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Jagdausübungsberechtigte räumlich zusammenhängender Jagdbezirke können sich zu einer Hegegemeinschaft zusammenschließen (freiwillige Hegegemeinschaft).178 Zur gemeinsamen Hege und Bejagung von Rot-, Dam-, Muffel- oder Rehwild sollen sie sich zu Hegegemeinschaften zusammenschließen.179 Jagdbehördlich anerkannte Hegegemeinschaften können den Abschuss in einem gemeinsamen Abschussplan regeln.180 Die Anerkennung als Hegegemeinschaft setzt vor allem voraus, dass die einheitliche Bewirtschaftung der Jagd für die betreffende Wildart in dem Gebiet der Gemeinschaft biologisch und jagdwirtschaftlich zweckmäßig ist.181 Über die Abschussplanung hinaus kann die Hegegemeinschaft auf der Basis einheitlicher Abstimmung Lebensraumgutachten und Artenschutzprogramme erstellen und Maßnahmen für ausreichende Äsungs-, Deckungs- und Ruhebereiche ergreifen.182 Die Länder können die Bildung von Zwangshegegemeinschaften regeln.183 In Sachsen-Anhalt sind aber Zwangszusammenschlüsse nicht vorgesehen.184


Umgangssprachlich werden Hegegemeinschaften mitunter als „Hegeringe“ bezeichnet. Dies ist missverständlich, weil auch die Zusammenschlüsse der Mitglieder des Landesjagdverbandes unterhalb der Kreisebene Hegeringe heißen.


2. Bindung an den Jagdbezirk


a) Eigenjagdbezirke
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Das Jagdausübungsrecht bezieht sich auf einen bestimmten Jagdbezirk. Zur Jagdausübung berechtigt ist der Rechtsinhaber nur innerhalb seines Jagdbezirks.185 Den Jagdbezirk bezeichnet man auch als „Jagdrevier“ und den Jagdausübungsberechtigten als Revierinhaber186. Zu unterscheiden sind Eigenjagdbezirke und gemeinschaftliche Jagdbezirke.187 Im Grundsatz gilt, dass zusammenhängende Grundflächen eines Eigentümers von mindestens 75 Hektar188 einen Eigenjagdbezirk bilden.189 Voraussetzung ist allerdings, dass es sich um land-, forst- oder fischereiwirtschaftlich nutzbare Flächen handelt. Die Flächen müssen also nicht zu diesen Zwecken tatsächlich genutzt werden,190 sondern es reicht aus, dass sie diesen Zwecken dienstbar gemacht werden könnten.191 Wird eine Fläche zu einem anderen Zweck genutzt, beseitigt dies nicht ihre Eigenschaft als land-, forst- oder fischereiwirtschaftlich nutzbare Fläche, sofern diese anderweitige Nutzung nur vorübergehend ist.192 Keine land-, forst- oder fischereiwirtschaftlich nutzbare Fläche ist aber etwa die innerhalb eines Autobahndreiecks liegende Fläche.193


Ein Eigenjagdbezirk entsteht kraft Gesetzes.194 Die Jagdbehörde kann bei Zweifeln durch konstitutiv-feststellenden Verwaltungsakt die verbindliche Feststellung treffen, dass ein Eigenjagdbezirk entstanden ist.195 Die Einrichtung eines Eigenjagdbezirkes durch Verwaltungsakt ist nicht bereits deshalb nichtig, weil Zweifel bestehen, ob bei seinem Erlass die gesetzlichen Voraussetzungen vorlagen.196 Unerheblich für die Entstehung des Eigenjagdbezirks ist im Übrigen, aus welchen Motiven eine Person die Grundflächen erworben hat.197


Kauft ein Jagdgenosse so viel Fläche hinzu, dass der Schwellenwert von 75 ha überschritten wird, entsteht insoweit ein Eigenjagdbezirk. Ist der bisherige gemeinschaftliche Jagdbezirk verpachtet, bleibt der Erwerber grundsätzlich an den Pachtvertrag gebunden (Kauf bricht nicht Pacht).198 Die Bildung des Eigenjagdbezirks hat mithin, abgesehen vom Verpächterwechsel, auf den Pachtvertrag keinen Einfluss. Geschützt wird aber nur der Fortbestand des Pachtvertrags, der beim Eintritt der Voraussetzungen für die Entstehung des Eigenjagdbezirkes bereits läuft.199 Wird während eines laufenden Pachtvertrags der Pachtvertrag willkürlich vorzeitig verlängert bzw. aufgelöst und mit dem bisherigen Pächter neu geschlossen, um eine Übernahme des Reviers durch den Inhaber des Eigenjagdbezirks hinauszuschieben, gilt diese Vereinbarung nicht gegenüber dem Inhaber der Eigenjagd.200
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Für einen Zusammenhang von Grundflächen ist es grundsätzlich erforderlich, dass die Teilflächen durch kein fremdes Grundstück unterbrochen werden. Der Zusammenhang kann aber auch dadurch bestehen, dass die Teilflächen zwar nicht über einen mehr oder weniger großen Streckenabschnitt aneinander liegen, aber sich doch in einem einzigen Punkt berühren („Punktverbindung“), so dass der Jagdausübungsberechtigte keinen fremden Jagdbezirk betreten muss, um von einer auf die andere Teilfläche zu gelangen.201 So mag etwa ein schmaler Grundstücksstreifen von 30 x 170 m Flächen zu einem Eigenjagdbezirk verbinden.202 Ein Zusammenhang ist aber bei einem Abstand von 30 m zwischen auseinanderliegenden Flächen nicht gegeben.203 Grundflächen, die sich nicht unmittelbar berühren, können ausnahmsweise als „zusammenhängend" gelten, insofern natürliche und künstliche Wasserläufe, Wege, Triften und Eisenbahnkörper sowie ähnliche Flächen den Zusammenhang eines Jagdbezirks nicht unterbrechen.204 Wenn daher beiderseits eines Weges Flächen eines Jagdbezirks liegen, gelten diese als zusammenhängend, obwohl sich die Flächen nicht berühren. Weisen Flächen nach ihrer äußeren Gestalt Ähnlichkeit mit (den durch ihre Schmalheit charakterisierten) Wegen, Wasserläufen, Triften und Bahnkörpern auf (v.a. „Handtuchparzellen“), gelten sie gleichwohl nicht als „ähnliche Flächen“, wenn sie einen erheblich größeren hegerisch-jagdlichen Wert besitzen als das gesetzliche Vergleichsobjekt „Weg“.205
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Im Eigenjagdbezirk ist der Eigentümer Inhaber des Jagdrechts und grundsätzlich auch jagdausübungsberechtigt.206 Eigentümer in diesem Sinne ist entweder eine Einzelperson oder eine Personengemeinschaft.207 Besitzt der Eigentümer indes keinen Jahresjagdschein (bzw. kann er gar keinen besitzen, weil er keine natürliche Person ist – etwa eine juristische Person) und wird die Jagd weder durch Verpachtung noch durch angestellte Jäger ausgeübt, so wird sie von demjenigen ausgeübt, den der Verfügungsberechtigte der Jagdbehörde benennt (z.B. Sohn oder Tochter des Eigentümers).208 Sofern im Hinblick auf die Benannten keine Hinderungsgründe vorliegen (fehlender Jagdschein, Überschreiten der zulässigen Personenhöchstzahl oder der 1000 Hektar-Grenze in einer Person, fehlendes Einverständnis209 etc.)210, werden sie zum Revierinhaber.211 Ein weiterer Sonderfall ist der Verzicht des Eigentümers auf die Selbständigkeit des Jagdbezirks, so dass seine Flächen Bestandteil eines gemeinschaftlichen Jagdbezirks werden.212


Streiten der Inhaber des Eigenjagdbezirks und der bisherige Pächter gerichtlich wie außergerichtlich über das Bestehen bzw. Fortbestehen eines Pachtverhältnisses und werden hierdurch ordnungsgemäße Bejagung und Jagdschutz gefährdet, kann die Jagdbehörde von Amts wegen oder auf Antrag des Eigentümers dem Pächter die Jagdausübung untersagen und einen Notjäger bestellen, soweit dies nötig ist, um ordnungsgemäße Bejagung und Jagdschutz im Revier bis zur gerichtlichen Klärung des Fortbestehens bzw. der Verlängerung des Pachtverhältnisses sicherzustellen. Insoweit besteht in Sachsen-Anhalt zwar eine Regelungslücke,213 jedoch kann – aufgrund Vergleichbarkeit der Interessenlage – eine Gefahrenabwehrverfügung auf eine analoge Anwendung der polizeilichen Generalklausel gestützt werden.214 Der Notjäger nimmt seine Aufgaben, einschließlich der Vermarktung des Wildbrets, nach näherer Maßgabe seiner behördlichen Bestellung treuhänderisch, je nach Ausgang des Rechtsstreits, entweder für den Inhaber des Jagdbezirks oder für den Pächter wahr. In diesen Fällen liegt ein auftragsähnliches Rechtsverhältnis zwischen dem Notjäger als Treuhänder und dem Eigentümer bzw. Pächter vor, auf das die BGB-Vorschriften über den Auftrag entsprechend angewendet werden können.215 So hat etwa der im Rechtsstreit gegen den Eigentümer obsiegende Pächter einen Anspruch auf Herausgabe des Erlöses aus dem Wildbretverkauf abzüglich der notwendigen Aufwendungen des Notjägers. Das Vorstehende gilt für gemeinschaftliche Jagdbezirke entsprechend.


b) Gemeinschaftliche Jagdbezirke


23


Sonstige Grundflächen einer Gemeinde216 oder abgesonderten Gemarkung bilden (unabhängig von ihrer land-, forst- oder fischereiwirtschaftlichen Nutzbarkeit!) einen gemeinschaftlichen Jagdbezirk.217 Wenn die Jagdbehörde nichts anderes festlegt, verläuft die Grenze des jeweiligen Jagdbezirks entlang der Grenzen der zum Jagdbezirk gehörenden Flurstücke der Gemeinde (bzw. der abgesonderten Gemarkung). Die jagdbehördliche Grenzfestlegung ist gegenüber der Jagdgenossenschaft (wie gegenüber dem Eigentümer eines Eigenjagdbezirks) ein Verwaltungsakt.218


Dabei kann es sich um einen (der Klärung einer Streitfrage dienenden) feststellenden Verwaltungsakt oder einen die Grenzen verändernden Verwaltungsakt in Gestalt einer Abrundungsverfügung handeln.219 Ein Anspruch auf Erlass eines Verwaltungsaktes zur Grenzfeststellung dürfte abzulehnen sein, während ein Anspruch auf Erlass einer Abrundungsverfügung im Einzelfall bestehen kann.220 Auf Antrag, etwa des Pächters benachbarter Bezirke,221 können gemeindegebietsübergreifend gemeinschaftliche Jagdbezirke gebildet werden.222 In Sachsen-Anhalt beträgt die Mindestgröße des gemeinschaftlichen Jagdbezirks grundsätzlich 250 Hektar.223 Werden von einem Jagdbezirk Grundflächen zur Abrundung abgetrennt, so verliert er seine Eigenschaft als Jagdbezirk auch dann nicht, wenn er nach der Abtrennung nicht mehr die vorgeschriebene Mindestgröße besitzt.224 Im gemeinschaftlichen Jagdbezirk sind die Grundeigentümer Inhaber des Jagdrechts, jedoch ist jagdausübungsberechtigt im Grundsatz die aus den Grundeigentümern gebildete Jagdgenossenschaft.225 Die Bildung von Jagdgenossenschaften erfolgte in Sachsen-Anhalt mit Inkrafttreten des Landesjagdgesetzes.


c) Abweichungen von der Regel
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Das geschilderte System der Verteilung der Grundflächen auf Eigenjagdbezirke und gemeinschaftliche Jagdbezirke wird in verschiedener Weise modifiziert. So kann ein Eigentümer eines Eigenjagdbezirks gegenüber der Jagdbehörde schriftlich auf die Selbständigkeit seines Bezirks verzichten.226 Hierdurch wird dieser Bestandteil des gemeinschaftlichen Jagdbezirks des Gemeindegebiets – sofern ihn die Jagdbehörde nicht durch besondere Verfügung anderen Jagdbezirken angliedert.227 Zudem kann durch freiwillige Vereinbarung oder behördliche Verfügung der Zuschnitt der Bezirke jagdlichen Erfordernissen angepasst werden. In Betracht kommen hierfür die Abrundung, die Zusammenlegung und die Teilung von Jagdbezirken.


Jagdbezirke können durch Abtrennung, Angliederung oder Austausch von Grundflächen durch Vertrag (einvernehmlich) oder von Amts wegen (zwangsweise) abgerundet werden, wenn dies aus Erfordernissen der Jagdpflege und Jagdausübung notwendig ist (Abrundung).228 Ein Abrundungsvertrag bedarf der Schriftform und ist der Jagdbehörde anzuzeigen.229 Er ist nach vorzugswürdiger Sicht ein privatrechtlicher Vertrag.230 Er ist ein besonderer Vertrag mit Elementen des Pachtvertrags, der auch bestimmte öffentlich-rechtliche Wirkungen hat.231


Behördliche Abrundungsverfügungen sind abzugrenzen von bloßen (deklaratorischen) Feststellungs- bzw. Klarstellungsverfügungen, die wegen Streit bzw. Unklarheit den Grenzverlauf verbindlich festlegen.232 Die (konstitutive) behördliche Abrundungsverfügung bewirkt eine dauerhafte Änderung von Jagdbezirksgrenzen.233 Die Abrundung kann auch eine Rückgliederung sein.234 Die mit der Aufhebung einer bestandskräftigen jagdrechtlichen Abrundungsverfügung einhergehende Rückgliederung zuvor angegliederter bzw. abgetrennter Flächen an den ursprünglichen Jagdbezirk bedarf (wie seinerzeit die aufgehobene Verfügung selbst) einer Rechtfertigung durch Erfordernisse der Jagdpflege und Jagdausübung.235 Es reicht nicht aus, dass die frühere Abrundung nicht mehr in demselben Maße für Jagdpflege und Jagdausübung notwendig ist wie zum Zeitpunkt ihres Erlasses.236 Behördliche Abrundungsverfügungen nach dem Reichsjagdgesetz gelten in Sachsen-Anhalt wegen der Diskontinuität des Jagdrechtssystems nicht fort, sofern sie nicht bei Neuordnung des Reviersystem ab 1990 in Bezug genommen wurden.237 Abrundungsverfügungen sind auch in Bezug auf Eigenjagdbezirke möglich.238 Abrundungsverfügungen zu Eigenjagdbezirken bleiben von kommunalen Neugliederungsmaßnahmen unberührt.239 Ihre Wirksamkeit entfällt nicht automatisch aufgrund einer Gemeindegebietsreform.240 Das BJagdG enthält keinen Rechtssatz, wonach Abrundungsverfügungen ihre Wirksamkeit verlieren.241 Hingegen verändern sich gemeinschaftliche Jagdbezirke durch Gemeindeneugliederungen automatisch entsprechend.242 Die Abrundung bleibt hingegen von einer katastermäßigen Umgemarkung ohne Veränderung des Gemeindegebiets unberührt, auch wenn sich eine frühere Jagdbezirksteilung an Gemarkungsgrenzen orientiert hat.243 Eine Angliederungsverfügung bezüglich einer jagdbezirksfreien Enklave ist aufzuheben, wenn die Fläche aufgrund Eigentümerwechsel einem Eigenjagdbezirk zuwächst.244 Die Abrundung wirkt sich auch auf die Amtszeit der Jagdvorstände der betroffenen Jagdgenossenschaften aus.245


Rechtsfehler von Abrundungsverfügungen lassen deren Wirksamkeit grundsätzlich unberührt und bewirken grundsätzlich nur deren Anfechtbarkeit und Aufhebbarkeit.246 Eine Nichtigkeit liegt nur bei schweren, offenkundigen Rechtsverstößen vor.247


Ob und inwieweit Ansprüche auf Erlass oder Änderung von Abrundungsverfügungen bestehen können, muss als ungeklärt bezeichnet werden. Hierzu liegt, soweit ersichtlich, kaum substantielle Rechtsprechung vor.248 Im Hinblick auf die Bedeutung der Abrundung für die Ausnutzung des Eigentumsgrundrechts sind jedenfalls bei Vorliegen der Abrundungsvoraussetzungen in Fällen schwerer Beeinträchtigung der (jagdlichen) Nutzbarkeit des Eigentums Ansprüche anzuerkennen, sofern die Abrundung die schützenswerten Eigentumsinteressen des Eigentümers Nachbarreviers nicht mehr als nur unerheblich beeinträchtigen würde. In Betracht kommen auch Amtshaftungsansprüche, wenn ohne die Abrundung übermäßige Wildschäden nicht verhindert werden können. Entschieden wurde indes, dass dem Grundsatz nach keine Amtspflicht bestehe, eine jagdbezirksfreie Fläche an den benachbarten Jagdbezirk anzugliedern, um dem Eigentümer oder Pächter dieser Grundflächen einen Anspruch auf Wildschadensersatz zu verschaffen.249


Gesetzlich geregelt ist ein Anspruch des Grundeigentümers, dessen Fläche in einen Eigenjagdbezirk eingegliedert wird, auf angemessene Entschädigung in Höhe des für diese Fläche ortsüblichen Pachtzinses.250
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Ein Erfordernis der Jagdpflege und Jagdausübung zur Abrundung ist anzunehmen, wenn sich die Abrundung aus der Sicht eines neutralen, jagdlich erfahrenen Betrachters nach den örtlichen Verhältnissen als sachdienlich aufdrängt.251 Jagdpflege meint die Hege und Jagdausübung die Technik der Bejagung.252 Die unbestimmten Rechtsbegriffe gewähren kein Ermessen, sondern ihre Anwendung ist gerichtlich voll überprüfbar.253 Weder begründen bloße Unzuträglichkeiten oder Schwierigkeiten der Bejagung ein Erfordernis, noch genügt hierfür die bloße jagdliche Vorteilhaftigkeit der Abrundung254 bzw. ihre bloße Zweckmäßigkeit255 oder Praktikabilität. Die Abrundung muss vielmehr objektiv geboten sein.256 Mitunter wird vertreten, dass zwingende Gründe die Abrundung erfordern müssen.257 Andere vertreten, dass jedenfalls keine zwingenden Gründe dergestalt erforderlich sind, dass die Hindernisse die Jagdausübung geradezu unmöglich machen.258 Eine Abrundung kann etwa dadurch begründet sein, dass ein Jagdbezirk schon aufgrund seines Zuschnitts eine Jagd vor allem an den Reviergrenzen erwarten lässt und damit die Gefahr von Grenzverstößen und unzulässiger Wildfolge schafft.259 Auch Sicherheitsbelange können ein Erfordernis der Abrundung begründen.260 Keine zwingende Notwendigkeit zur „Abrundung“ eines Jagdbezirks folgt etwa daraus, dass die Grenze zweier Jagdbezirke an der Wald-Feld-Linie verläuft, so dass das Wild aus seinem Einstand in das Feld wechselt.261 Die Einheitlichkeit des Lebensraumes für das Wild rechtfertigt eine Angliederung nicht zwingend, weil das Jagdrecht an das Grundstückseigentum und das Jagdausübungsrecht an die Jagdbezirke und nicht an die Lebensräume des Wildes geknüpft ist.262 Keinen Grund für eine Abrundung (und im Übrigen auch keinen Anfechtungsgrund) stellt das fehlende Vertrauen des Eigentümers oder Miteigentümers in die Person des Jagdausübungsberechtigten dar.263 Eine Angliederungsverfügung setzt nicht voraus, dass die zugeschlagene Fläche uneingeschränkt bejagbar ist.264 Allerdings steht ein bloßer Handtuchzugang der Angliederung entgegen.265 Die Verfügung muss hinreichend bestimmt sein.266 An der Anordnung der sofortigen Vollziehung einer Abrundungsverfügung dürfte in der Regel kein besonderes Interesse bestehen.267 Liegt ein Erfordernis der Abrundung vor, so besteht auch ein aus dem Eigentumsgrundrecht abzuleitender Anspruch auf Erlass der Abrundungsverfügung.


Die Jagdbehörde kann einen Abrundungsvertrag beanstanden, wenn die Abrundung nicht erforderlich ist.268 Dabei ist ein Austausch von Flächen ungefähr gleicher Größe anzustreben, d.h. die Gesamtfläche der Bezirke soll sich per Saldo möglichst nicht bzw. kaum verändern.269
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Ausnahmsweise kann die Jagdbehörde auch kleinere Gebiete ab 200 Hektar als selbständige (gemeinschaftliche) Jagdbezirke festsetzen, wenn Belange der Jagdpflege nicht entgegenstehen.270 Sinkt die Größe allerdings unter 200 Hektar, hat die Jagdbehörde diese Flächen benachbarten Jagdbezirken anzugliedern (Angliederung).271 Dies gilt entsprechend, wenn infolge einer Befriedung von Teilflächen (s.u.) die tatsächlich bejagbare Fläche auf weniger als 100 Hektar sinkt.272
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Die Jagdbehörde kann einen gemeinschaftlichen Jagdbezirk in mehrere selbständige, mindestens 250 Hektar große gemeinschaftliche Jagdbezirke teilen, wenn sich die Mehrheit der Jagdgenossen nach der Kopfzahl und nach der Fläche der Grundstücke, mit denen sie der Jagdgenossenschaft angehören, für diese Teilung erklärt und Belange der Jagdpflege nicht entgegenstehen.273 Mit der Teilung ihres Jagdbezirks ist die dazugehörige Jagdgenossenschaft aufgelöst.274
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Sonderregelungen gelten, wenn Bezirke infolge einer Gemeindegebietsreform zusammengelegt werden.275 Auf Antrag kann ein Jagdbezirk auch über Gemeindegrenzen hinweg eingerichtet werden. Voraussetzung der Zusammenlegung von zusammenhängenden Grundflächen mehrerer


Gemeinden ist, dass sie zusammen die Erfordernisse eines gemeinschaftlichen Jagdbezirks erfüllen.276 Mit der Zusammenlegung hört die dazugehörige Jagdgenossenschaft zu bestehen auf.277


Die Jagdbehörde hat die Verfügung über die Angliederung, Teilung oder Zusammenlegung gemeinschaftlicher Jagdbezirke den beteiligten Jagdgenossenschaften und Gemeinden zuzustellen und die Verfügung öffentlich bekannt zu machen.278


Führt eine Gebietsreform nur zur Verkleinerung eines Gemeindegebietes, scheidet der davon betroffene Gebietsteil automatisch auch aus dem gemeinschaftlichen Jagdbezirk dieser Gemeinde aus.279


d) Rechtsschutz bei Streitigkeiten um die Zugehörigkeit von Flächen
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Der Rechtsschutz gestaltet sich wie folgt: Gegen die Verwaltungsakte Abrundungs-, Teilungsoder Zusammenlegungsanordnung können die Adressaten Anfechtungswiderspruch und Anfechtungsklage erheben. Wurde die sofortige Vollziehung der Verfügung angeordnet, können die Adressaten die Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung beantragen.280 Ergeht die Verfügung gegen mehrere Adressaten, sind auf die Klage eines Adressaten die übrigen im Verwaltungsprozess notwendig beizuladen.281 Der Jagdpächter gilt bei Feststellungsstreitigkeiten über die Grenzen von Jagdbezirken grundsätzlich nur als mittelbar Betroffener und sei daher nicht notwendig beizuladen.282 Der Hessische Verwaltungsgerichtshof hält indes eine unmittelbare Rechtsbetroffenheit bei Angliederungsrechtsstreitigkeiten für möglich, wenn die Entscheidung (ausnahmsweise) eine direkte Durchgriffswirkung gegenüber dem Jagdpächter hat.283 Auch das OVG Rheinland-Pfalz284 hat entschieden, dass einem Jagdpächter ein berechtigtes Interesse an der Feststellung der Wirksamkeit eines Abrundungsvertrages zustehe, wenn der Vertragspartner seines Verpächters mit der Behauptung der Nichtigkeit des Vertrages das Jagdausübungsrecht auf den vom Vertrag erfassten Teilen seines Reviers in Anspruch nimmt.


Abrundungsentscheidungen können jedenfalls in die Rechte von Jagdgenossenschaften285, in die Rechte des Inhabers einer Eigenjagd286 und in die des Eigentümers betroffener jagdbezirksfreier Flächen287 eingreifen. So stellt etwa der unfreiwillige Verlust eines Eigenjagdbezirks durch eine behördliche Entscheidung einen Eingriff in das Eigentumsrecht dar (der eine staatliche Entschädigungspflicht auslösen kann).288 Umstritten ist, ob und ggfs. unter welchen Voraussetzungen eine Abrundungsverfügung den Jagdpächter der betroffenen Grundstücke in eigenen Rechten verletzen kann.289 Die Rechtsprechung verneint ein Klagerecht des Jagdpächters gegen eine Angliederungsverfügung.290 Ebenso wird die Klagebefugnis des Jagdpächters gegen einen rein feststellenden Verwaltungsakt über die Zugehörigkeit von Flächen zu Jagdbezirken verneint.291


Nach hier vertretener Ansicht ist eine Widerspruchs-, Klage- bzw. Antragsbefugnis des Jagdpächters anzuerkennen, wenn seine Jagdausübung durch die Angliederung mehr als nur unerheblich beeinträchtigt wird. Dies folgt daraus, dass die Regelungen über die Abrundung nicht allein Eigentumsinteressen dient, sondern auch das Interesse an einer konfliktfreien, sicheren Jagdausübung schützt. Diesen Zweck dürfte der Gesetzgeber zumindest auch im Interesse der Jagdpächter verfolgen, deren Aufgaben und Rechte in vielfältiger Hinsicht Gegenstand des Jagdrechts sind. Der Jagdpächter hat nicht nur, wie die Rechtsprechung mitunter betont, nur die Stellung eines schuldrechtlich Berechtigten, sondern er hat infolge des Pachtvertrags auch zahlreiche öffentlich-rechtliche Rechte und Pflichten. Insoweit wirken Angliederung oder Zugehörigkeitsfeststellung nicht nur als ein vom Gesetzgeber unbeabsichtigter Rechtsreflex zugunsten oder zulasten von Pächtern, sondern sind auch die Interessen an der ordnungsgemäßen, effektiven wie gefahrlosen Bejagung als Interessen öffentlicher und privater Natur zu berücksichtigen.


Die Zugehörigkeit eines Grundstücks zu einem Jagdbezirk kann ein durch die allgemeine Feststellungsklage feststellungsfähiges Rechtsverhältnis sein.292 Dies gilt entsprechend für die Nichtzugehörigkeit. Die Klage soll auch gegen den Inhaber eines anderen Jagdbezirks gerichtet werden können.293 Unzulässig ist aber mangels feststellungsfähigen Rechtsverhältnisses (und mangels unmittelbarer Rechtsbetroffenheit) eine Feststellungsklage eines Jagdgenossen gegen die Genossenschaft, die sich auf die Feststellung richtet, dass ein Beigeladener Grundeigentümer infolge der Nichtigkeit eines Abrundungsvertrages nicht Inhaber eines Eigenjagdbezirks geworden ist.294


Der Anspruch auf Erlass einer Abrundungsverfügung kann bei Ablehnung der Abrundung mit Verpflichtungswiderspruch und Verpflichtungsklage verfolgt werden. In Ausnahmefällen ist auch ein Bedürfnis für den Eilrechtsschutz durch eine einstweilige Anordnung vorstellbar. In keinem Fall besteht aber ein Anordnungsanspruch gegen den Eigentümer eines Eigenjagdbezirks, der sich weigert, einen Abrundungsvertrag zu schließen, weil allenfalls ein Anspruch gegen die Jagdbehörde auf Erlass einer Abrundungsverfügung bestehen kann.295


Gegen eine Befriedungsanordnung sind Anfechtungswiderspruch und -klage statthaft. Klagebefugt ist jedenfalls der Eigentümer, dessen Grundstück durch die jagdbehördliche Anordnung entgegen seinem Willen befriedet wird.296


Für die Begründung der Berufung gegen ein klageabweisendes Urteil betreffend eine Angliederungsverfügung gelten strenge Substantiierungsanforderungen.297 So reicht es etwa nicht, die Jagdbezirksfreiheit von Flurstücken zu behaupten bzw. das Entstehen eines Eigenjagdbezirks mit der Begründung zu bestreiten, der streitgegenständliche Bescheid sei „evident gesetzeswidrig“, der Eigenjagdbezirk sei „gleichsam von vorne bis hinten“ eine „krasse jagdrechtliche Fehlgeburt“.298


Streitigkeiten über die Wirksamkeit oder der Inhalt eines Abrundungsvertrages sind nach vorzugswürdiger Ansicht zivilrechtliche Streitigkeiten.299 Auf diese findet die ZPO Anwendung. Für die Streitwertberechnung in verwaltungsrechtlichen Streitigkeiten gilt die ZPO entsprechend.300


e) Jagdgenossenschaftsrecht
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Im gemeinschaftlichen Jagdbezirk bilden die Eigentümer301 der zusammengeschlossenen Grundflächen (die „Jagdgenossen“) eine Jagdgenossenschaft.302 Sie ist eine Körperschaft öffentlichen Rechts303 unter Aufsicht der Jagdbehörde304. Es besteht im Grundsatz Pflichtmitgliedschaft.305 Die Zwangsmitgliedschaft ist, auch für Eigentümer kleinerer Grundflächen, verfassungskonform.306 Aufgabe der Genossenschaft ist es, ihr Jagdausübungsrecht307 am gemeinschaftlichen Jagdbezirk gemeinschaftlich zu nutzen und zu verwalten.308


Ihre Organe sind Jagdvorstand und (Mitglieder- bzw.) Genossenschaftsversammlung. Der Jagdvorstand führt die Beschlüsse der Genossenschaft aus,309 besorgt die laufende Geschäftsführung und vertritt die Genossenschaft gerichtlich wie außergerichtlich.310 Seine Vertretungsmacht kann durch die Satzung beschränkt werden.311 Hierfür reicht es aber nicht aus, dass der Jagdvorstand nach der Satzung an die Beschlüsse der Genossenschaftsversammlung gebunden ist.312 Eine Beschränkung der Vertretungsmacht nach außen muss vielmehr in der Satzung eindeutig zum Ausdruck kommen.313 Rechtsgeschäftliche Erklärungen des Vorstands, welche die Bindungen im Innenverhältnis missachten, binden die Genossenschaft aber nicht, wenn der Vertragspartner mit dem Vorstand bewusst zum Schaden der Genossenschaft zusammenwirkt (sog. kollusives Zusammenwirken), der Vorstand seine Vertretungsmacht erkennbar missbraucht oder von ihr in ersichtlich verdächtiger Weise Gebrauch macht.314 Der Vorstand kann einzelne seiner Mitglieder auf der Grundlage eines Mehrheitsbeschlusses aller Vorstandsmitglieder zu bestimmten Rechtsgeschäften bzw. Prozesshandlungen ermächtigen. Hat ein Vorstandsmitglied bei einem solchen Beschluss über die Erteilung einer Prozessvollmacht für ein Vorstandsmitglied nicht mitabgestimmt, ist eine Prozessvollmacht unwirksam, auch wenn die bei der Abstimmung anwesenden Vorstandsmitglieder den Abwesenden ohnehin überstimmt hätten.315 Der Vorsitzende kann sich von seinen Beisitzern formlos bevollmächtigen lassen, allein im Namen des Jagdvorstands handeln zu dürfen.316 Spricht er aber etwa eine Kündigung des Pachtvertrags aus, obwohl nach der Satzung nur alle Mitglieder des Vorstands gemeinsam hierfür zuständig sind, ist die Kündigung unwirksam.317


Der Jagdvorstand wird von den Mitgliedern der Jagdgenossenschaft gewählt.318 Meist ist eine Amtszeit von vier Jagdjahren vorgesehen.319 Die Amtszeit eines Vorstandsmitglieds kann vorzeitig enden durch Tod, Amtsverzicht, Abwahl oder die Notwendigkeit einer vorzeitigen Neuwahl des Gesamtvorstandes nach Unanfechtbarkeit einer Abrundungsverfügung.320 Die (vorzeitige) Abwahl eines Vorstandsmitglieds richtet sich nach den Vorgaben der Satzung, im Übrigen nach allgemeinem Verwaltungsrecht. Hiernach muss ein wichtiger Grund für die vorzeitige Abberufung vorliegen.321


Hat die Genossenschaft die von der obersten Jagdbehörde veröffentlichte Mustersatzung beschlossen, ist der Vorstand dreigliedrig und besteht aus Vorsitzendem (auch Jagdvorsteher genannt), Schriftführer (Schriftwart) und Kassenführer (Kassenwart).322 Die Vorstandsmitglieder müssen nicht Jagdgenossen sein.323 Eine Ämterhäufung ist zulässig, sofern die Satzung nicht mehrere Vorstandsmitglieder vorschreibt. Die Satzung kann entweder eine bestimmte Anzahl bzw. Mindestanzahl von Vorstandsmitgliedern vorsehen oder nur bestimmte Vorstandsämter aufführen. Werden nur Ämter aufgeführt, ohne eine Zahl bzw. Minderzahl vorzugeben, ist dem Grundsatz nach eine personenidentische Ämterausübung zulässig.324 Die Satzung kann eine Aufwandsentschädigung für Vorstandsmitglieder vorsehen. Unabhängig hiervon können die Vorstandsmitglieder von der Jagdgenossenschaft Aufwandsersatz für ihre notwendigen Aufwendungen zur Erfüllung ihrer Aufgaben verlangen (z.B. Umschläge und Briefporto für notwendige Schreiben).
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Solange die Jagdgenossenschaft keinen Jagdvorstand gewählt hat, nimmt der „Gemeindevorstand“ die Geschäfte der Genossenschaft als sog. Notvorstand wahr.325 Dies gilt auch dann, wenn die Wahl unwirksam war oder die Amtszeit abgelaufen ist.326 In Sachsen-Anhalt ist Notvorstand kraft ausdrücklicher Regelung der Hauptverwaltungsbeamte der Gemeinde, das heißt der Bürgermeister bzw. Oberbürgermeister.327 Ihm stehen alle Kompetenzen eines gewählten Jagdvorstandes zu.328
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Oberstes Organ der Genossenschaft ist nicht der Vorstand, sondern die Mitgliederversammlung.329 Soweit nichts anderes durch Satzung oder Beschluss geregelt ist, entscheidet die Versammlung über die Nutzung der Jagd,330 d.h. über Abschluss, Änderung, Verlängerung oder Beendigung von Pachtverträgen. Im Hinblick auf das Auswahlverfahren331 und die Auswahlkriterien332 besitzt die Genossenschaft einen großen Spielraum. Nicht auf den Vorstand übertragbar ist ihre Aufgabe, über die Verwendung des Reinertrags (d.h. Einnahmen abzüglich notwendiger Kosten)333 der Verpachtung zu beschließen.334 „Zum Reinertrag einer Jagdgenossenschaft gehören alle geldwerten Leistungen, die ihr aufgrund vertraglicher Vereinbarung als Erlös für die Jagdnutzung zufließen, nach Abzug der mit der Erzielung des Ertrags notwendig verbundenen Aufwendungen.“335 Nicht zu den Einnahmen gezählt werden vertragliche Sonderleistungen der Jagdpächter wie die vertragliche Verpflichtung zur Veranstaltung eines Jagdessens oder Ausflugs, auch wenn diesen Leistungen vertraglich ein bestimmter Geldwert zugeschrieben ist.336 Dies gilt jedenfalls dann, wenn diese Sonderleistungen in einem angemessenen Verhältnis zur Hauptleistung in Gestalt des Pachtzinses stehen und auch kein Umgehungsgeschäft zur Reduzierung des Auskehranspruchs darstellen.337


Von den Erlösen sind nur die notwendigen Aufwendungen abzugsfähig, d.h. die sich aus der gesetzlichen Aufgabe der Jagdgenossenschaft ergeben.338 „Zum Reinertrag einer Jagdgenossenschaft gehören alle ihr zufließenden Erlöse abzüglich der mit der Erzielung des Ertrags notwendig verbundenen Aufwendungen. Die Kosten eines Jagdgenossen für Maßnahmen zur Verhütung von Wildschäden an seinen Waldgrundstücken (hier: einer Gemeinde für ihren Körperschaftswald) sind keine Aufwendungen der Jagdgenossenschaft und dürfen daher nicht ertragsmindernd abgezogen werden.“339 Verwaltungskosten in Gestalt einer Aufwandentschädigung des Vorstandes gehören nur zu den notwendigen Aufwendungen, wenn hierüber Beschluss gefasst wurde.340 Ansatzfähig sind etwa Kontoführungsgebühren für das Bankkonto der Genossenschaft oder Portokosten für notwendige Antwortschreiben an die Jagdbehörde. Die Kosten für eine Prozessführung der Genossenschaft gegen einen Jagdgenossen wegen Unterlassung beleidigender Äußerungen des Jagdgenossen gegenüber dem Vorstand sind keine notwendigen Aufwendungen.341 Keine notwendigen Aufwendungen sind auch Kosten der Jagdgenossenschaft für ihre gesellschaftlichen Veranstaltungen wie Jagdball oder Osterfeuer.342 Keine notwendigen Aufwendungen sind Kosten für die Anschaffung, Abschreibungen, Reparaturen und Wartung von Maschinen, die nicht der unmittelbaren Aufgabenerfüllung der Jagdgenossenschaft dienen.343 Dies gilt etwa für Maishackgeräte, Milchtestgeräte, Kehrbesen, Mulchbesen und Holzspalter, die zur Nutzung durch die Jagdgenossen angeschafft wurden.344 Nicht abzugsfähig sind auch ohne Rechtsgrund an Jagdgenossen ausgezahlte Aufwendungsentschädigungen.345 Die Jagdgenossenschaft ist nicht befugt, geldwerte Leistungen des Jagdpächters durch rechtsgeschäftliche Vereinbarung mit ihm vom auskehrpflichtigen Reinertrag auszusondern.346 Nicht gesetzlich geregelt ist die Erhebung einer Umlage von den Jagdgenossen, die der Deckung von die Einnahmen übersteigenden Ausgaben eines Jagdjahrs dient.347


Die Versammlung kann den Reinertrag nach dem Verhältnis der Flächenanteile ihrer beteiligten Grundstücke auf die Jagdgenossen verteilen (Verteilung nach Flächenanteilen) oder eine teilweise oder völlige anderweitige Verwendung beschließen (z.B. für Biotopverbesserung und Landschaftspflege). Unzulässig ist es, den Ertrag nicht nach den Flächenanteilen auf die Eigentümer, sondern nach der Ergiebigkeit bzw. dem jagdlichen Wert der Flächen auf die Jagdgenossen zu verteilen.348
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Jeder Jagdgenosse kann verlangen, dass ihm sein rechnerischer Anteil am Reinertrag ausbezahlt wird (sog. Auskehr- oder Auskehrungsanspruch).349 Der Anspruch berechnet sich nach dem Verhältnis seines Flächenanteils seiner Grundstücke am Gesamtgebiet der Genossenschaft und dem durchschnittlichen Pachtpreis pro Hektar.350 Beschließt die Jagdgenossenschaft die anderweitige Verwendung des Reinertrags der Jagdnutzung im Voraus zeitlich unbegrenzt, kann ein Jagdgenosse die Auszahlung des anteiligen Reinertrags ebenfalls im Voraus für zukünftige Jagdjahre geltend machen.351 Ohne vorausgehenden entsprechenden Beschluss der Versammlung kann der Anspruch aber nicht im Voraus geltend gemacht werden.352


Sofern der Anspruch nicht bereits im Voraus schriftlich geltend gemacht wurde, muss er schriftlich oder zur Niederschrift beim Jagdvorstand binnen eines Monats nach der Bekanntmachung des Beschlusses, dass der Reinertrag nicht ausschließlich nach den Flächenanteilen verteilt wird, geltend gemacht werden (Monatsfrist des Auskehranspruchs).353 Mit der gesetzlichen Regelung, dass der Ertrag nach dem Verhältnis des Flächeninhalts der beteiligten Grundstücke der Jagdgenossen verteilt wird, ist es nicht vereinbar, nach der Ergiebigkeit und dem jagdlichen Wert der Flächen der Jagdgenossen zu differenzieren.354 Im Übrigen kann der Jagdgenosse durch schriftliche Erklärung unbefristet bis auf Widerruf verlangen, dass ihm stets der Reinertrag nach seinem Flächenanteil ausbezahlt wird.355 Der Auszahlungsanspruch für das jeweilige Jagdjahr verjährt nach drei Jahren.356 Die Verjährungsfrist beginnt mit dem Ablauf des Jagdjahres. Ein Anspruch auf Zahlung von Verzugszinsen besteht nicht.357 Einer Geltendmachung eines fälligen Anspruchs kann der Grundsatz von Treu und Glauben entgegenstehen.358 Wurde dem Jagdgenossen das Recht eingeräumt, seine unbefristete Zustimmung zu einer Überlassung des Reinertrags an die Gemeinde zu widerrufen, dann entsteht sein Auskehranspruch mit dem Widerruf.359 M.a.W. gilt ein Verzicht auf die Geltendmachung des Auskehranspruchs nicht zwingend auf Dauer, sondern grundsätzlich nur für das jeweilige Jagdjahr.
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Die Jagdgenossenschaft muss eine Satzung beschließen.360 Die Satzung bedarf der jagdbehördlichen Genehmigung.361 Beschließt die Genossenschaft die vom (für das Jagdwesen zuständigen) Ministerium erlassene Mustersatzung, reicht die Anzeige des Beschlusses aus.362 Die Mustersatzung ist auch für diejenigen Jagdgenossenschaften verbindlich, die innerhalb einer von der Jagdbehörde gesetzten Frist keine ausreichende Satzung aufgestellt haben.363
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Die Satzungen der Jagdgenossenschaften sehen in der Regel vor, dass mindestens einmal im Jahr eine Sitzung der Genossenschaftsversammlung stattfindet.364 Besteht ein Hindernis, handelt der Vorstand in Notgeschäftsführung.365 Ist die Art und Weise der Ankündigung der Sitzung nicht durch Satzung geregelt, muss in geeigneter Weise eingeladen werden. Dies erfordert zumindest die ortsübliche Verkündung der Einladung samt Tagesordnung366 in der Gemeinde (bzw. Stadt), in deren Gebiet sich der gemeinschaftliche Jagdbezirk befindet. Ortsfremde haben nach herrschender Ansicht keinen Anspruch auf persönliche Einladung.367 Die ordnungsgemäße Einberufung der Versammlung ist unabdingbare Voraussetzung der Wirksamkeit der von der Versammlung gefassten Beschlüsse.368 Die Ladung zur Sitzung muss der Ladungsfrist der Satzung entsprechen. Ist keine Ladungsfrist geregelt, muss die Frist angemessen sein. Wird die Ladungsfrist nicht beachtet, so sind die gefassten Beschlüsse (auch nach Jahren) unwirksam, denn die Einhaltung einer Ladungsfrist stellt einen wesentlichen zwingenden Verfahrensgrundsatz dar.369


Die Mitgliederversammlung entscheidet in nicht-öffentlicher Sitzung.370 Sofern nicht einstimmig die Öffentlichkeit oder bestimmte Nicht-Jagdgenossen zugelassen werden, dürfen daher nur die Jagdgenossen an der Sitzung teilnehmen.371 Die Jagdgenossenschaft ist nicht verpflichtet, Pachtbewerber, Jagdpächter, Ehepartner von Jagdgenossen oder Pressevertreter zur Sitzung zuzulassen (sofern diese keine Jagdgenossen sind). Zuzulassen sind nur Vorstandsmitglieder, die keine Jagdgenossen sind und Vertreter der Aufsichtsbehörde. Ein Verstoß gegen den Grundsatz der Nicht-Öffentlichkeit stellt einen wesentlichen Verfahrensfehler dar und bewirkt die Nichtigkeit des Beschlusses.372


Stimmberechtigt sind nur die Mitglieder der Jagdgenossenschaft, d.h. die Jagdgenossen. Lebenspartner oder Kinder von Jagdgenossen, Jagdpächter, Gemeinde- und Pressevertreter etc. dürfen nur mitstimmen, wenn sie auch Jagdgenossen bzw. von Jagdgenossen ordnungsgemäß bevollmächtigt sind, das Stimmrecht wahrzunehmen. Ist ein Bewerber um die Pachtvergabe selbst Jagdgenosse, darf er nach Ansicht des VG Magdeburg gleichwohl über den Abschluss eines Pachtertrages mit ihm abstimmen.373 Auch der Jagdpächter darf über eigene Angelegenheiten, wie etwa die Kündigung des Pachtvertrages mitabstimmen, sofern er Jagdgenosse ist. Dies ist Ausfluss seines Eigentumsrechts.
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Die Jagdgenossenschaftsversammlung entscheidet durch Beschluss. Beschlüsse der Genossenschaft sind öffentlich-rechtliche Akte korporativer Willensbildung, die nur im Innenverhältnis der Genossenschaft wirken, daher keine Verwaltungsakte.374 Alle Beschlüsse der Genossenschaft bedürfen sowohl der Mehrheit der abgegebenen Stimmen als auch der Mehrheit der bei der Abstimmung vertretenen Grundflächen (Prinzip der doppelten Mehrheit).375 Ob die Mehrheit erreicht wurde, ist anhand des von der Genossenschaft zu führenden Jagdkatasters zu überprüfen.376 Jagdgenossen können sich durch andere bei der Stimmabgabe vertreten lassen, jedoch bedarf dies einer schriftlichen Vollmacht, auf der die Unterschrift amtlich beglaubigt wurde.377 Die Beglaubigung ist nicht erforderlich, wenn die Vollmacht auf einem von der obersten Jagdbehörde ausgegebenem Vollmachtmuster erteilt wird.378 Unerheblich ist, ob eine Satzung zur Vollmacht Abweichendes regelt.379 Die Satzung darf aber willkürfreie Vorgaben zur Person des Vertreters enthalten.380 Die Satzung darf auch eine Regelung enthalten, wonach die Grundfläche, die ein Jagdgenosse für andere vertritt, zuzüglich seiner eigenen ein Drittel der Gesamtfläche eines gemeinschaftlichen Jagdbezirks nicht überschreiten darf.381 Bestehen Zweifel über die Fortgeltung einer Vollmacht, muss eine neue Vollmacht ausgestellt werden.382


Liegen mehrere Beschlussanträge zu einem Tagesordnungspunkt vor, richtet sich die Reihenfolge der Beschlussfassung nach der Geschäftsordnung. Enthält diese hierzu keine Regelung, obliegt der Versammlung in sachgerechter Weise über die Reihenfolge der Abstimmungen zu entscheiden.383 Ob eine geheime Abstimmung zulässig ist, richtet sich nach der Satzung oder Geschäftsordnung. So kann die Satzung vorsehen, dass auf Antrag eines Jagdgenossen, eine geheime Wahl stattzufinden hat. Hat die Jagdgenossenschaft hierzu keine Regelung getroffen, bedarf die geheime Abstimmung zunächst eines Mehrheitsbeschlusses für die geheime Wahl.


An der Beratung und Abstimmung über einen Beschluss darf niemand mitwirken der befangen ist. Über die Rechtsgrundlage eines entsprechenden Mitwirkungsverbots besteht keine Einigkeit.384 Eine Befangenheit besteht, wenn ein Grund vorliegt, der geeignet ist Misstrauen an einer unparteiischen Amtsführung zu rechtfertigen.385 So darf etwa der Vorsitzende an einer Beschlussfassung nicht mitwirken, wenn der Beschluss zum Inhalt hat, dass ihm ein bestimmtes Entgelt für seine Amtsausübung bezahlt werden soll. Von der Beratung und Abstimmung über die Verpachtung auszuschließen sind auch Jagdgenossen, die sich um die Vergabe beworben haben.386 Wirkt ein befangener Jagdgenosse an der Beschlussfassung mit, führt dies nur zur Nichtigkeit des Beschlusses, wenn seine Stimme für den Beschluss entscheidend sein könnte.387 Die unzulässigerweise gezählten Stimmen sind insoweit „herauszurechnen“, um ihre Wirkung auf das Ergebnis zu ermitteln. Auch sonst gilt, dass Verfahrensfehler bei der Abstimmung nur dann zur Unwirksamkeit des von der Jagdgenossenschaft gefassten Beschlusses führen, wenn sie sich auf das Ergebnis der Abstimmung ausgewirkt haben.388


Dass Prinzip der doppelten Mehrheit gilt auch für Wahlen. Diese sind grundsätzlich offen durchzuführen, sofern nicht, nach näherer Maßgabe der Satzung oder Geschäftsordnung, geheime Abstimmung erforderlich ist. Über die Ämterbesetzung, etwa die Besetzung der Vorstandsämter, kann en bloc abgestimmt werden, sofern Satzung oder Geschäftsordnung dem nicht entgegenstehen.389 In der Regel wird es aber nicht mit der Satzung in Einklang stehen, wenn bei einem Wahlgang in einem Block nicht feststeht, welcher Kandidat für welche Vorstandsfunktion kandidiert.390 Der Gewählte ist zu fragen, ob er die Wahl annimmt. Gewählte können während ihrer Amtszeit abgewählt werden.391
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Im Übrigen steht jedem Jagdgenossen ein ungeschriebener Auskunftsanspruch gegen die Jagdgenossenschaft zu, wenn die Auskunft Voraussetzung effektiver Wahrnehmung seiner Ansprüche aus dem Mitgliedschaftsverhältnis ist,392 etwa um seinen Anteil am Reinertrag zu beziffern393. So besteht etwa ein Anspruch auf Einsichtnahme in das Jagdkataster.394 Es besteht aber kein Anspruch darauf, dass die Genossenschaft Kopien anfertigt.395 Der Jagdgenosse kann seine Mitgliedschafts- und Mitwirkungsrechte notfalls im Weg der Klage oder einstweiligen Anordnung durchsetzen.396 Im Übrigen können sich Jagdgenossen bei Rechtsverstößen des Jagdvorstandes an die zuständige Jagdbehörde mit der Bitte um ein Einschreiten wenden, falls der Jagdvorstand keine Rechtsverstöße erkennen und abstellen will.397 Der Jagdgenosse hat aber keinen Anspruch auf ein Einschreiten der Jagdbehörde.398
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Der Vorstand darf die Anwesenden zum Eintrag in eine Anwesenheitsliste auffordern, um Klarheit zu gewinnen und zu dokumentieren, wer anwesend ist. Bislang unentschieden scheint die Frage zu sein, ob der Vorstand auf der Anwesenheitsliste Angaben zur vertretenen Fläche verlangen darf oder ob dies gegen die DSGVO verstieße. Insoweit wird vertreten, die Fläche dürfe erst nach Rücklauf der Anwesenheitsliste durch den Schriftführer in die Liste eingetragen werden.399


Die Satzungen sehen regelmäßig vor, dass über die Sitzung eine Niederschrift (Protokoll) anzufertigen ist, welches zu den Unterlagen der Jagdgenossenschaft zu nehmen ist. Die Protokollpflicht trifft, sofern nichts Abweichendes geregelt ist, den Vorstand. Sofern die Satzung kein Verlaufsprotokoll gebietet, genügt ein Ergebnisprotokoll. Dieses umfasst in erster Linie die gefassten Beschlüsse, weist jedoch auch Datum, Beginn und Ende der Sitzung, Teilnehmer, Verlassen des Sitzungssaals und Wiedereintritt von Jagdgenossen und besondere Vorkommnisse (etwa Maßnahmen der Sitzungspolizei) aus. Die Diskussion einzelner TOP („wer was gesagt hat“) wird beim reinen Ergebnisprotokoll nicht dokumentiert, es sei denn, es handelt sich um rechtlich relevante Erklärungen (wie eine Aufrechnung oder Niederlegung eines Amtes) oder Äußerungen waren Anlass für Ereignisse wie den Sitzungsausschluss. Die Satzungen sehen meist vor, dass der unteren Jagdbehörde eine Abschrift bzw. Kopie der Satzung übersandt wird.
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Die Sitzung folgt der vom Vorsitzenden aufgestellten und mit der Einladung zur Sitzung verbundenen Tagesordnung. Der Vorsitzende darf die Tagesordnung nach seinem Ermessen nach Maßgabe der Satzung aufstellen. Die Tagesordnung nennt die Verhandlungsgegenstände und deren Reihenfolge. Tagesordnungspunkte sind meist Begrüßung, Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung und der Beschlussfähigkeit, Bericht des Vorsitzenden, Bericht des Schriftwartes, Bericht des Kassenwartes, Bericht der Kassenprüfer, Entlastung des Vorstandes, Neuwahl von Vorstandsmitgliedern bzw. Kassenprüfern, Beschluss über die Verwendung des Reinertrages und Verschiedenes (Sonstiges). Alle Gegenstände über die verhandelt und beschlossen werden soll, müssen auf die Tagesordnung aufgenommen und dabei so bestimmt formuliert sein, dass jeder Jagdgenosse ohne weiteres erkennen kann, worüber in der anstehenden Versammlung diskutiert und abgestimmt werden soll.400 M.a.W. muss in der Tagesordnung erkennbar sein, das und worüber Beschluss gefasst werden soll.401 Der Inhalt der Tagesordnung als Bestandteil der Einladung muss eine hinreichende Anstoßwirkung entfalten.402 Dies kann auch dann gewahrt sein, wenn in der Tagesordnung nur davon die Rede ist, dass über die Beschlüsse der letzten Jagdversammlung nochmals abgestimmt werden soll.403 Ein TOP „Neuverpachtung“ deckt auch die Beratung und Beschlussfassung über die Verlängerung eines Pachtvertrags.404 Eine nachträgliche Ergänzung der Tagesordnung ist grundsätzlich unzulässig.405. Ob ein Verhandlungsgegenstand durch einstimmigen Beschluss der in der Sitzung anwesenden Jagdgenossen nachträglich in die TO aufgenommen werden kann, ist soweit ersichtlich, bisher nicht entschieden. M.E. ist dies, wie im Kommunalrecht, als zulässig anzusehen, sofern dem nicht Satzung oder Geschäftsordnung entgegenstehen.


Der Vorsitzende stellt den Schluss der Sitzung für das Protokoll fest. Im Anschluss an die Sitzung findet oft ein vom Jagdpächter ausgerichtetes Jagdessen statt, das er als vertragliche Sonderleistung auszurichten hat.
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Rechtsstreitigkeiten wegen Jagdgenossenschaftsrechts zwischen der Jagdgenossenschaft und der Jagdbehörde oder der Gemeinde sowie zwischen einzelnen Jagdgenossen und der Jagdgenossenschaft sind öffentlich-rechtliche Streitigkeiten (nicht verfassungsrechtlicher Art), so dass hier der Verwaltungsrechtsweg eröffnet ist.406 Da Beschlüsse der Jagdgenossenschaft keine Verwaltungsakte darstellen, können diese auch nicht mit der Anfechtungsklage angefochten werden.407 Hieraus folgt zugleich, dass die sog. Subsidiaritätsklausel408 der Erhebung einer allgemeinen Feststellungsklage nicht entgegensteht. Gegen rechtswidrige Beschlüsse, die möglicherweise das Recht eines Jagdgenossen verletzen, kann dieser mit der allgemeinen Feststellungsklage vorgehen.409 So stellt etwa ein Verpachtungsbeschluss ein feststellungsfähiges Rechtsverhältnis dar.410 Dies gilt entsprechend für einen Beschluss über eine Abrundung.411 Ebenso kann ein Vorstandsmitglied mit der allgemeinen Feststellungsklage die Nichtigkeit seiner Abwahl feststellen lassen.412


Ein Jagdgenosse hat ein berechtigtes Interesse an der gerichtlichen Feststellung, wenn er (substantiiert) die Verletzung seiner Mitgliedschafts- oder Mitwirkungsrechte geltend macht,413 etwa durch eine Unzuständigkeit des Jagdvorstands für die Verpachtungsentscheidung,414 eine außerordentliche Pachtvertragskündigung415 oder die mögliche Nichtigkeit eines Beschlusses zur Abrundung416. Ein berechtigtes Interesse an der Feststellung der Nichtigkeit eines Beschlusses über die Verpachtung folgt nicht aus dem Bestreben nach Rückgängigmachung einer Verpachtung, wenn diese rechtswirksam geworden ist.417 Der Jagdgenosse kann mithin nur die Verletzung seiner innerorganschaftlichen Mitgliedschafts- und Mitwirkungsrechten rügen, während ihm die erforderliche Klagebefugnis und das Feststellungsinteresse fehlen, allgemein Rechtsverletzungen der Jagdgenossenschaft gerichtlich feststellen zu lassen. Das Feststellungsinteresse kann sich aus einer Wiederholungsgefahr ergeben, wenn die beklagte Jagdgenossenschaft zu erkennen gibt, dass sie keinen Rechtsverstoß begangen haben will und auch künftig in der gerügten Weise verfahren wird.418 Mit der allgemeinen Feststellungsklage kann etwa ein Verpachtungsbeschluss nicht zulässigerweise angegriffen werden, wenn die (behauptete) Rechtsverletzung den Kläger nicht in seiner besonderen Stellung als Jagdgenosse, sondern nur in seiner Stellung als Pachtbewerber betrifft.419 Die Geltendmachung einer bloß mittelbaren Beeinträchtigung eines Rechts reicht für die Zulässigkeit der Klage nicht aus.420 Einem Jagdpachtbewerber, der erst nach Entscheidung der Jagdgenossenschaft über die Verpachtung Eigentümer eines im Jagdbezirk gelegenen Grundstücks und somit Jagdgenosse wird, hat keine Klagebefugnis für eine Klage auf Feststellung der Unwirksamkeit des Vergabebeschlusses.421 Die mögliche Präjudiz einer Unwirksamkeit des Vergabebeschlusses für eine zivilrechtliche Klage gegen den Pächter begründet kein Feststellungsinteresse für eine allgemeine Feststellungsklage vor dem Verwaltungsgericht, wenn der Pachtvertrag bereits vor Klageerhebung abgeschlossen war.422 Für Klagen ist in erster Instanz das Verwaltungsgericht sachlich zuständig.423 Eine Ausnahme gilt für Normenkontrollanträge gegen Satzungen von Jagdgenossenschaften, für die das Oberverwaltungsgericht zuständig ist.424


Der Streitwert wird auf den Eingang der Klageschrift bestimmt.425


f) Ruhen der Jagd, Befriedeter Bezirk
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Im Eigenjagdbezirk kann der Eigentümer mit Zustimmung der Jagdbehörde die Jagd ruhen lassen.426 Im gemeinschaftlichen Jagdbezirk kann die Jagdgenossenschaft das Ruhen der Jagd mit Zustimmung der zuständigen Jagdbehörde anordnen.427 Unabhängig von solchen Anordnungen ruht die Jagd unmittelbar kraft Gesetzes auf Grundflächen, die zu keinem Jagdbezirk gehören (jagdbezirksfreie Flächen) und innerhalb sog. befriedeter Bezirke.428 Befriedete Bezirke sind Gebäude, Hofräume und Hausgärten, die an eine Behausung429 anschließen und durch eine Umfriedung begrenzt sind (i.d.R. nicht: Landschaftsparks430 und Streuobstwiesen431), Friedhöfe432, sonstige bebaute Flächen im Geltungsbereich eines Bebauungsplans und Flächen innerhalb einer geschlossenen Bebauung433 sowie Schaugehege434 und Sportplätze.435 Die Umfriedung darf nicht nur eine optische Barriere sein, sondern muss den Hausgarten vollständig abschließen.436 Von einer vollständigen Einfriedung eines Grundstücks lässt sich nur sprechen, wenn die Einfriedung das Ein- und Auswechseln von Wild – ausgenommen Feder- und Raubwild sowie Kaninchen – verhindert, keine Einsprünge besitzt und auch den Zutritt Unbefugter dauerhaft verwehrt.437 Die Jagdbehörde kann weitere Flächen zu befriedeten Bezirken erklären (sog. gewillkürte Befriedung).438 So können nach Ermessen etwa Baumschulen, Fischteiche, Golfplätze, Landschaftsparks bzw. öffentliche Parkanlagen439 befriedet werden.440 Die Entscheidung ergeht auf Antrag der jeweiligen Grundeigentümer oder Nutzungsberechtigten oder von Amts wegen. Ungeregelt ist, ob Eigentümern bzw. Jagdgenossenschaften ein Anspruch auf eine solche behördliche Befriedung zusteht. Nach hier vertretener Ansicht ist ein aus dem Eigentumsrecht abzuleitender Anspruch auf ermessensfehlerfreie Entscheidung über die Erteilung der Zustimmung anzuerkennen. Möglich erscheint im Einzelfall auch die Herleitung eines Anspruchs auf ermessensfehlerfreie Entscheidung über den Befriedungsantrag aus sonstigen Grundrechten.441 Das Ermessen kann sich auf null reduzieren, so dass ein Anspruch auf Befriedung entsteht. Das Interesse an einer wildsicheren Einzäunung einer Fläche, die als Tannenbaumkultur und zur Schafhaltung genutzt wird, führt indes nicht zu einem Anspruch auf eine behördliche Befriedung.442 Dies gilt entsprechend für das Eigentümerinteresse anstelle der Jagdausübungsberechtigten die Jagd auf Krähen und Füchse auf dem eigenen Grundstück auszuüben, um dieses Wild wirkungsvoller als die Jagdausübungsberechtigten zu bejagen, weil es eine Gefahr für Lämmer darstellt. Auch ein Anspruch auf Befriedung eines privaten Schutzgebiets für Vögel und Amphibien besteht nicht.443 Anders als die jagdbezirksfreien Flächen gehören befriedete Bezirke zu einem Jagdbezirk,444 obwohl auf ihnen im Grundsatz die Jagd ruht (!). Ihre Eigentümer sind gleichwohl keine Mitglieder der Jagdgenossenschaft.
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Im befriedeten Bezirk ist die Jagdausübung grundsätzlich verboten. Die Jagd darf dort nur mit besonderer Gestattung der Jagdbehörde ausgeübt werden.445 Die Gestattung kann etwa erteilt werden, um Prädatoren zu bekämpfen, Wildschäden abzuwehren, Menschen vor Seuchengefahren oder vor sonstigen vom Wild ausgehenden Gefahren zu schützen.446 Selbst eine Gesellschaftsjagd, etwa auf Sauen, kann dort gestattet werden.447 Zudem darf der im Jagdbezirk „befugte Jäger“ im Rahmen von Nachsuchen den befriedeten Bezirk betreten, um dort krankgeschossenes Wild zu erlegen und sich anzueignen.448 Mit Ausnahme dieses Nachsucherechts hat ein Jagdpächter im befriedeten Bezirk keine öffentlich-rechtlichen Pflichten oder Rechte.449 Innerhalb des befriedeten Bezirks dürfen die Eigentümer und Nutzungsberechtigten der Grundflächen „unabhängig von jagdrechtlichen Beschränkungen“ (!) Füchse, Steinmarder, Waschbären, Marderhunde, Minke, Nutria und Kaninchen fangen, töten und für sich behalten.450 Diese Befugnis wird mitunter auch „beschränktes Jagdausübungsrecht“ der Grundeigentümer genannt. Sie ist wie ein Notstandsrecht nach BGB auszuüben.451 Im Hinblick auf sonstiges Wild steht ihnen ein


Aneignungsrecht zu, wenn es auf dem eigenen Grund verendet, sofern es nicht als zuvor krankgeschossenes und nachgesuchtes Wild dem Aneignungsrecht des Jagdausübungsberechtigten unterliegt. Eigentümer und Nutzungsberechtigte können Jagdausübungsberechtigten gestatten, für sie Füchse, Steinmarder, Waschbären etc. zu töten und sich anzueignen.452 Das gewerbsmäßige Töten von Waschbären außerhalb des eigenen Reviers bedarf aber einer tierschutzrechtlichen Erlaubnis.453 Der Eigentümer eines Grundstücks im befriedeten Bezirk hat keine Rechtsmacht, einem Jäger das Töten sonstiger Tiere im befriedeten Bezirk zu gestatten.


Die Jagd ruht in dem seltenen Fall, dass die betreffenden Grundflächen keinem Jagdbezirk angehören, weil sie die gesetzlichen Voraussetzungen des Eigenjagdbezirks oder gemeinschaftlichen Jagdbezirks nicht erfüllen.454 Unanwendbar ist das Jagdrecht zudem auf Tiergärten,455 sofern diese nicht als Schau- oder Sondergehege befriedete Bezirke sind456.
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Bei der Jagd innerhalb des Jagdbezirks muss in Sachsen-Anhalt kein gesetzlicher Mindestabstand vom befriedeten Bezirk bzw. von Gebäuden oder Einfriedungen eingehalten werden (kein Verbot der „Grenzjägerei“)457. Zu beachten ist aber insbesondere das Verbot der Jagd an Orten im Jagdbezirk, wenn die Jagd dort nach den Umständen des einzelnen Falles die öffentliche Ruhe, Ordnung oder Sicherheit stören oder das Leben von Menschen gefährden würde (Störungs- und Gefährdungsverbot).458 Maßgeblich ist mithin, dass die Jagd im Jagdbezirk ausgeübt wird, ohne die öffentliche Ruhe, Sicherheit und Ordnung zu stören oder Menschenleben zu gefährden.459 Ein Schießen entlang des befriedeten Bezirks oder gar in dessen Richtung verbietet sich in der Regel aus eben diesen Gründen. Hingegen ist ein Schießen im Jagdbezirk unmittelbar vor der Grenze (etwa einem Gartenzaun) in Richtung der offenen Landschaft in der Regel zulässig, sofern ein Kugelfang, Sicherheit im Übrigen und der Schutz der öffentlichen Ruhe gewährleistet sind.460 Auf besonders lärmempfindliche Bereiche wie Krankenhäuser, Seniorenheime und Pferdekoppeln461 ist Rücksicht zu nehmen. Befinden sich Pferde mit Reitern in der Nähe, verbietet sich wegen der Schreckempfindlichkeit der Pferde i.d.R. ein Schuss.462 Hingegen kann auf Viehweiden – bei angemessener Rücksicht auf die Weidetiere – ein Schuss vertretbar sein, nicht jedoch eine Treibjagd.


Flächen, auf denen dieses Jagdverbot außerdem eingreift, können in Wald und Flur etwa Naherholungsanlagen (z.B. offene Grillplätze), Sportanlagen, die keine Sportplätze sind (z.B. Trimm-Dich-Pfade), oder sonstige Ausflugsziele (z.B. Großsteingräber) sein. Kein allgemeines Jagdverbot gilt für Landschaftsschutzgebiete, obwohl sie meist der naturgebundenen Erholung (in Ruhe) dienen.463 Schusslärm müssen Besucher von Naherholungsgebieten grundsätzlich hinnehmen.464


Das Verbot ist nicht nur flächenbezogen, sondern greift etwa auch aufgrund von Nebel.465 Im Übrigen kann der Schutz der Ruhe auch aufgrund des Sonn- und Feiertagsschutzgesetzes geboten sein (z.B. Verbot der Jagd nahe Gottesdienst oder am Karfreitag).466 Bei Missachtung des örtlichen Jagdverbots können sich Unterlassungsansprüche der durch die Jagd in ihren Rechten gefährdeten Personen, etwa von Eigentümern von Höfen in Einzellage im Jagdgebiet, ergeben.467


33


Straßen, Wege und Eisenbahnkörper sind im Grundsatz keine befriedeten Bezirke, sondern gehören in der Regel zu dem Jagdbezirk, durch den sie verlaufen. Gehören sie indes keinem gemeinschaftlichen oder Eigenjagdbezirk an, gilt, dass sie jeweils bis zur Mitte als angegliederte Flächen zu den beiderseits angrenzenden Jagdbezirken zählen (gesetzliche Abrundung).468 Natürliche und künstliche Wasserläufe, Wege, Triften und Eisenbahnkörper sowie ähnliche Flächen,469 etwa Handtuchgrundstücke,470 bilden keinen Jagdbezirk für sich, wenn sie nach Umfang und Gestalt für sich allein keine ordnungsgemäße Jagdausübung gestatten.471 Sie unterbrechen den Zusammenhang eines Jagdbezirks nicht und stellen auch den Zusammenhang zur Bildung eines Jagdbezirks zwischen getrennt liegenden Flächen nicht her.472 Für die Frage, ob eine „ähnliche Fläche“ vorliegt, kommt es zunächst auf deren äußere Gestalt an.473 Keine ähnlichen Flächen sind solche, die schon nach ihrer äußeren Gestalt Wegen, Wasserläufen, Triften und Bahnkörpern, also durch Schmalheit charakterisierten Flächen, nicht ähnlich sind.474 Flächen, die nach ihrer äußeren Gestalt ähnlich sind, gelten gleichwohl nicht als ähnlich im Sinne des Gesetzes, wenn die betreffende Fläche einen nicht unerheblich größeren hegerisch-jagdlichen Wert besitzt als die gesetzlichen Vergleichsobjekte wie Wege.475 Diese hegerisch-jagdliche Qualität einer Fläche folgt nicht aus dem Kataster, sondern allein aus den tatsächlichen örtlichen Gegebenheiten. Für die jagdlich-hegerische Wertigkeit kommt es darauf an, ob auf der Fläche eine ordnungsgemäße Bejagung mit der Schusswaffe möglich ist.476 Das ist nicht der Fall, „wenn erstens die Bejagung eine Gefahr für dritte Personen in sich birgt, zweitens ein Überschießen fremden Jagdgebietes nicht ausgeschlossen werden kann oder drittens eine ordnungsgemäße Wildfolge nicht möglich“477 ist. Trotz Katastereintrags einer Fläche als „Weg“ gilt die Fläche nicht als „Weg“ im Sinne des BJagdG, wenn sie tatsächlich nicht dem Verkehr zur Fortbewegung von Menschen bzw. dem Transport von Sachen dient,478 etwa weil ein Landwirt die Weg- in Ackerfläche umgewandelt hat. Die Jagd auf Straßen, Wegen und Eisenbahnkörpern ist trotz ihrer Zugehörigkeit zum Jagdbezirk stark eingeschränkt. Sie ist allgemein unzulässig, wenn sie nicht gefahrlos möglich ist.479 Autobahnen dürfen vom Jagdausübungsberechtigten gar nicht betreten, Kraftfahrstraßen nur an Kreuzungen und Einmündungen oder sonstigen dafür vorgesehenen Stellen überschritten werden,480 die Fahrbahnen sonstiger Straßen dürfen nur eingeschränkt betreten werden.481 Für Drückjagden an stark befahrenen Straßen gelten besondere Sorgfaltsanforderungen.482 Auch für die Jagd auf Wanderwegen gelten strenge Sorgfaltsanforderungen.483 Bahnanlagen dürfen vom Jagdausübungsberechtigten nicht betreten werden.484
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Die gesetzliche Unterscheidung nach Eigenjagdbezirk, gemeinschaftlichem Jagdbezirk und befriedetem Bezirk ist missverständlich, weil sie nahelegt, es handele sich um drei sich räumlich ausschließende Gebietskategorien. Ein befriedeter Bezirk ist jedoch kein Jagdbezirk, sondern gehört in der Regel einem gemeinschaftlichen Jagdbezirk an. Er besitzt mithin einen „Doppelstatus“.485 Einem Eigenjagdbezirk kann er hingegen in der Regel deshalb nicht angehören, weil er keine land-, forst- oder fischereiwirtschaftlich nutzbare Fläche darstellt.486
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Aufgrund einer Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte zur Vereinbarkeit der Zwangsmitgliedschaft in Jagdgenossenschaften mit Menschenrechten,487 hat der deutsche Gesetzgeber die Möglichkeit der Befriedung von Grundflächen aus ethischen Gründen in das BJagdG eingefügt.488 Grundaussage der detailreichen Regelung ist, dass Grundflächen, die zu einem gemeinschaftlichen Jagdbezirk gehören und im Eigentum einer natürlichen489 Person stehen, auf Antrag des Grundeigentümers zu befriedeten Bezirken zu erklären sind (Befriedung), wenn der Antragsteller glaubhaft macht490, dass er die Jagdausübung aus ethischen Gründen491 ablehnt. Nach vorzugswürdiger Auffassung gelten insoweit strenge Anforderungen.492 Zu verlangen ist, dass der Grundstückseigentümer aufgrund einer in sich geschlossenen, individuellen Überzeugung die Jagd an sich ablehnt und diese Ablehnung innerlich als für sich unbedingt verpflichtend empfindet, so dass eine weitere Jagdausübung auf seinem Grundstück für ihn nicht ohne Gewissensnot zu ertragen ist.493 M.a.W. muss eine „tief verankerte persönliche Überzeugung“494 dargelegt werden. Keine Gewissensentscheidung liegt vor, wenn der Antragsteller die Jagd nur aus politischen Erwägungen über die Sinnhaftigkeit der Jagd ablehnt.495 Ethische Gründe im Sinne der Befriedungsregelung liegen insbesondere nicht vor, wenn der Antragsteller 1. selbst die Jagd ausübt496 oder die Ausübung der Jagd durch Dritte auf einem ihm gehörenden Grundstück duldet oder 2. zum Zeitpunkt der behördlichen Entscheidung einen Jagdschein gelöst oder beantragt hat.497 Bei diesen Gründen handelt es sich mithin um nicht abschließende Regelbeispiele. Eine Pferde- oder Rinderhaltung des Antragstellers schließt die Geltendmachung ethischer Gründe nicht aus.498 Auch ein Fleischkonsum des Antragstellers schneidet ihm eine Berufung auf ethische Gründe grundsätzlich nicht ab.499 Die ethischen Gründe können Teil eines Motivbündels sein, dürfen aber nicht nur als Vorwand vorgeschoben sein.500 Die behauptete ethische Überzeugung ist nicht glaubhaft gemacht, wenn eine irgendwie geartete Manifestation derselben weder vorgetragen noch erkennbar ist.501 Bei Mit- oder Gesamthandseigentum müssen die Befriedungsvoraussetzungen bei jedem Eigentümer vorliegen.502 Juristischen Personen steht das Recht nicht zu.503


Das Gesetz sieht Versagungsgründe vor. So ist eine Befriedung zu versagen, soweit Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass ein Ruhen der Jagd auf der vom Antrag umfassten Fläche bezogen auf den gesamten jeweiligen Jagdbezirk die Belange 1. der Erhaltung eines artenreichen und gesunden Wildbestandes sowie der Pflege und Sicherung seiner Lebensgrundlagen, 2. des Schutzes der Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft vor übermäßigen Wildschäden (Erfordernis der Abwehr übermäßiger Wildschäden), 3. des Naturschutzes und der Landschaftspflege, 4. des Schutzes vor Tierseuchen oder 5. die Abwendung sonstiger Gefahren für die öffentliche Sicherheit und Ordnung gefährdet.504 Die Versagungsgründe sind nicht drittschützend im Hinblick auf die Jagdgenossenschaft, d.h. sie dienen nicht dem Schutz der Genossenschaft und die Möglichkeit der Verletzung der Regelung über die Versagungsgründe begründet für diese keine Klagebefugnis.505


Eine Befriedung kann frühestens zum Ende des Jagdjahrs erfolgen.506 Die Befriedungsregelung gilt nicht für Eigenjagdbezirke. Die Befreiung für eine Vielzahl von Grundstücken eines gemeinschaftlichen Jagdbezirks ist zwar grundsätzlich zulässig, dürfte aber im Regelfall nicht mit dem Interesse der Vermeidung übermäßiger Wildschäden vereinbar sein.507 Die Verpflichtung des


Eigentümers zur Bejagung ist mit der Gewissensfreiheit vereinbar508 und widerspricht auch nicht der Europäischen Menschenrechtskonvention509.
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Der Rechtsschutz im Zusammenhang mit Entscheidungen über eine Befriedung gestaltet sich wie folgt: Gegen die Ablehnung der Befriedung sind Verpflichtungswiderspruch und Verpflichtungsklage des die Befriedung begehrenden Grundeigentümers statthaft. Dies gilt entsprechend, wenn der Nutzungsberechtigte die Befriedung beantragt hat,510 was allerdings nicht im Fall der Befriedung aus ethischen Gründen vorgesehen ist. Der Grundeigentümer ist aus seinem Eigentumsrecht widerspruchs- und klagebefugt. Der Nutzungsberechtigte ist aus dem hieraus abgeleiteten Recht widerspruchs- und klagebefugt. Gegen die behördliche Befriedung sind Anfechtungswiderspruch und Anfechtungsklage statthaft. Drittwiderspruchs- und klagebefugt sind die im Schutzbereich der Norm liegenden Dritten. Im Fall der Befriedung, die nicht aus ethischen Gründen erfolgt, kommt in Betracht, dass auf Antrag des Eigentümers oder des Nutzungsberechtigten gegen den Willen des jeweils anderen befriedet wird. In diesen Fällen ist der jeweils andere widerspruchs- und klagebefugt. Widerspruchs- und klagebefugt ist aber auch der Jagdpächter. Für den Fall der Befriedung aus ethischen Gründen ist allein der Grundeigentümer antragsbefugt, so dass Nutzungsberechtigte hier nur als Dritte widerspruchs- und klagebefugt sind. Widerspruchsund Klagebefugnis stehen auch dem Inhaber des Jagdausübungsrechts zu (sofern er nicht selbst die Befriedung beantragt hatte). Dies ist zunächst der Jagdpächter, dem auf Grundlage des Pachtvertrags das Jagdausübungsrecht zusteht. Für die Dauer der Verpachtung des Jagdausübungsrechts gilt nach der Rechtsprechung aber auch die Jagdgenossenschaft als widerspruchsund klagebefugt und ist zumindest wie ein Rechtsinhaber zu behandeln.511


g) Jagd in Schutzgebieten und Gehegen
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Die Jagd in naturschutzrechtlichen Schutzgebieten ist grundsätzlich zulässig, kann jedoch nach Maßgabe der Schutzverordnung im Einzelfall stark eingeschränkt sein.512 Während etwa in Landschaftsschutzgebieten in der Regel keine Beschränkungen gelten, ist die Jagd in Naturschutzgebieten oft erheblich eingeschränkt. Als zulässig angesehen wurden etwa (für konkrete Schutzgebiete) ein Raubwildjagdverbot,513 ein Federwildjagdverbot514 oder ein Kirrungsverbot515. Im Einzelfall zur Erreichung des Schutzzwecks geboten können etwa sein: Verbot der Anlage von Wildäckern, der Durchführung von Treib- und Drückjagden, der Fallenjagd oder der Anlage von Kunstbauen516 u.v.m.517 Maßgeblich sind stets die Vorgaben der jeweiligen Schutzverordnung.518 Ob eine Befreiung für verbotene Jagdmaßnahmen erteilt werden kann, ist Einzelfallfrage. Jagdeinschränkungen gelten auch für NATURA 2000-Gebiete. Die NATURA 2000-Verordnung des Landes regelt allgemeine Jagdbeschränkungen519 für alle und weitergehende Schutzbestimmungen für einzelne NATURA 2000-Gebiete. Handlungen, die die Schutzzwecke von NSG520 oder NATURA 2000-Gebieten erheblich beeinträchtigen, stellen sogar Straftaten dar.521 In einem besonders schweren Fall einer solchen Umweltstraftat ist sogar stets Freiheitsstrafe angedroht.522 Verstöße gegen Ge- und Verbote der jeweiligen Schutzverordnung gelten meist nur als Ordnungswidrigkeit.523 Sie sind aber für die Zuverlässigkeit des Jagdscheininhabers von Bedeutung.
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In Wildschutzgebieten für seltenes oder bedrohtes Wild und in Wildforschungsgebieten524 kann die Jagd auf zu schützende Wildarten beschränkt oder untersagt werden.525 Im Wildschutzgebiet kann die zuständige Jagdbehörde für die Allgemeinheit geltende Betretensverbote regeln.526
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Die Anlage von Gehegen, in denen Wild zur Jagd eingehegt wird, ist verboten (Jagdgehegeverbot).527 Erst recht ist die Jagdausübung in solchen unzulässigen Gehegen verboten.528 Derartige großräumige Gatterreviere oder Wildparks sind von den in der Regel kleineren zoologischen Gärten oder Tiergehegen abzugrenzen.529 In (rechtmäßig errichteten und betriebenen) Tiergehegen mit Wild, etwa der Wildfleischproduktion dienenden Damwildgehegen, dürfen Tiere vom Berechtigten getötet werden. Eine Ausnahme vom Jagdgehegeverbot gilt für Wildgatter mit Sauen oder Füchsen, die zur Ausbildung von Jagdhunden an Sau oder Fuchs genehmigt wurden.530 Derartige Gatter und Schliefenanlagen531 sind genehmigungspflichtig.


3. Haftung für Wildschäden


Literatur: S. die im Literaturverzeichnis genannten Kommentare zum BJagdG sowie Dietlein, Das System der Wildschadenshaftung im Lichte des drittschützenden Charakters von § 21 BJagdG; Groß, Die Haftung für Wildschäden. Exkulpationsmöglichkeit des Jagdpächters?, 2021; Zur Konkurrenz der Entschädigungs- und Schadensersatzansprüche des Jagdgenossen nach dem Urteil des BVerwG vom 30-03-1995 - BVerwG 3 C 8/94 -, AgrarR 1996, S. 241-246; Thies, Wild- und Jagdschaden. Anleitung zur Geltendmachung und Feststellung von Wild- und Jagdschäden, 9. Aufl., 2011; Wetzel, Die Obliegenheit des Landwirts zur Schaffung von Bejagungsmöglichkeiten im Rahmen der Ersatzpflicht für Feldwirtschaftsschäden, AUR 2010, 70-74
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Das Wildschadensrecht bildet ein eigenständiges Teilrechtsgebiet innerhalb des Jagdrechts.532 Wildschaden ist ein Schaden an einem Grundstück innerhalb eines Jagdbezirks, der durch Schalenwild, Wildkaninchen oder Fasan verursacht wurde.533 Mithin besteht kein Ersatzanspruch für Wildschäden etwa durch Dachse,534 Wildgänse, Schwäne,535 Tauben536 oder Nutria. Nicht zu ersetzen sind Wildschäden in befriedeten Bezirken537 oder in jagdbezirksfreien Gebieten. Erleidet ein Grundstück eines gemeinschaftlichen Jagdbezirks538 einen Wildschaden, muss dem Grundsatz nach die Jagdgenossenschaft dem Geschädigten den Wildschaden ersetzen (Ersatzpflichtiger).539 Hat der Jagdpächter des Bezirks allerdings den Ersatz des Wildschadens ganz oder teilweise (vertraglich) übernommen (wie dies üblich ist), trifft ihn die Ersatzpflicht.540 Der Geschädigte hat dann einen Ersatzanspruch unmittelbar gegen den Pächter.541 Hat der Pächter etwa nur den Ersatz für Schäden an landwirtschaftlichen Grundstücken übernommen, haftet er nicht für den Wildschaden am Grünland einer aus Liebhaberei betriebenen Fischzuchtanlage.542 Hat der Pächter nur den Ersatz für Schäden an forstwirtschaftlichen Flächen übernommen, haftet er im Zweifel nicht für Schäden an einer Forstkultur, die erst nach Vertragsschluss auf einer landwirtschaftlichen Brache angelegt wird.543 Die Ersatzpflicht der Genossenschaft bleibt bestehen, soweit der Geschädigte vom Jagdpächter keinen Ersatz erlangen kann (Ausfallhaftung der Jagdgenossenschaft).544 Sonstige Schadensersatzansprüche werden durch das Wildschadensrecht nicht ausgeschlossen.545 Das Land haftet aber etwa nicht aus enteignendem bzw. enteignungsgleichem Eingriff für Schäden in jagdbezirksfreien Flächen wegen fehlender Bejagung des Schwarzwildes in einem benachbarten Nationalpark.546 Der Staat ist nicht allgemein verpflichtet, seine Bürger vor Einnahmeverlusten zu schützen, die durch wildlebende Tiere entstehen.547 So haftet das Land weder für Grünlandschäden durch von der Jagd verschonte Graugänse548 noch für die Versagung von Abschussgenehmigungen für Rabenkrähen549. Eine Wildschadensausgleichskasse ist in Sachsen-Anhalt nicht vorgesehen.550


39


Im Eigenjagdbezirk stellt sich die Frage einer Ersatzpflicht für Wildschäden dann nicht, wenn der Geschädigte selbst die Jagd in seinem Eigenjagdbezirk ausübt und auch selbst die Flächen bewirtschaftet (Identität von Geschädigtem und Jagdausübungsberechtigten).551 Im Grundsatz haftet im Eigenjagdbezirk der Eigentümer bzw. Nutznießer552 für den Wildschaden, der auf seinen Landund Forstwirten verpachteten Flächen entsteht, sofern er seine Haftung nicht vertraglich aufgehoben oder beschränkt hat. Hat der Eigentümer die Jagd verpachtet, bestimmt sich die Ersatzpflicht des Pächters nach Maßgabe des Pachtvertrages. Ist darin nichts bestimmt, muss der Jagdausübungsberechtigte dem Eigentümer den Schaden ersetzen, wenn er ihn durch unzulänglichen Abschuss verschuldet hat.553 Soweit sich aber der Jagdpächter des Eigenjagdbezirks zur Wildschadenshaftung verpflichtet hat, haftet er anstelle des Eigentümers verschuldensunabhängig für Wildschäden.554 Kann der Geschädigte vom Pächter keinen Ersatz erlangen, haftet gleichwohl der Eigentümer.
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Zu ersetzen ist grundsätzlich nur der Schaden am Grundstück (nicht etwa an einem Kraftfahrzeug des Geschädigten). Art und Umfang der Ersatzpflicht richtet sich nach dem BGB, sofern nicht das Jagdrecht Abweichungen vorsieht.555 Ist daher die Herstellung des ursprünglichen Zustands möglich (sog. Naturalrestitution), kann der Berechtigte diese oder den dazu erforderlichen Geldbetrag verlangen.556 Ansonsten schuldet der Pflichtige eine Geldentschädigung.557 Wildschadensersatz ist z.B. grundsätzlich zu leisten für Schäden an Kartoffelpflanzen (auch Bio-Kartoffeln auf dem Feld),558 Maispflanzen (nicht Süßmais oder Hybridmais559, jedoch auch Mais für Biogasanlagen), Zuckerrüben, stehendem Getreide (Weizen, Roggen, Gerste etc.) oder Schäden an Grünland (Weide, Heuwiese560 oder Grünfutterfläche). Dieser bemisst sich grundsätzlich nach dem Wert der Minderernte abzüglich ersparter Ernte-, Lager- und Absatzkosten.561 Unter Umständen ist auch entgangener Gewinn zu ersetzen.562 Zu ersetzen ist aber auch der Wildschaden an getrennten, aber noch nicht eingeernteten Erzeugnissen des Grundstücks. Werden Bodenerzeugnisse, deren voller Wert sich erst zur Zeit der Ernte bemessen lässt, vor diesem Zeitpunkt durch Wild beschädigt, so ist der Wildschaden in dem Umfang zu ersetzen, wie er sich zur Zeit der Ernte darstellt. Bei der Feststellung der Schadenshöhe ist jedoch zu berücksichtigen, ob der Schaden nach den Grundsätzen einer ordentlichen Wirtschaft durch Wiederanbau im gleichen Wirtschaftsjahr ausgeglichen werden kann.563 Eine Bagatellgrenze regelt das Jagdrecht nicht. Es ist aber der Ansicht zu folgen, wonach keine Ersatzpflicht für geringfügige Schäden besteht.564 Scheidet eine Naturalrestitution aus oder ist die Annahme eines solchen Angebots für den Geschädigten nicht zumutbar, ist Schadensersatz in Geld zu leisten. Zur Wiederherstellung einer durch Sauen geschädigten Grünlandnarbe besteht kein Anspruch auf die Anwendung des Mulch-Vredo-Verfahrens, wenn das Fräsen, Pflügen und Neueinsaat die einfachere, kostengünstigere Methode darstellt.565 Es besteht auch kein Ersatzanspruch, wenn der Schaden an einer Kultur auf einer offiziell stillgelegten Fläche aufgetreten ist.566
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Grundsätzlich kommt es beim Schadensersatz nach BGB wegen der Beschädigung von Bäumen nicht auf deren Minderwert, sondern auf die hierdurch herbeigeführte Minderung des Grundstückswerts an, weil Bäume mit dem Einpflanzen regelmäßig wesentlicher Bestandteil des Grundstücks werden und daher nicht Gegenstand eigener Rechte sein können.567 Ein Baum stellt in diesem Fall kein eigenes schädigungsfähiges Rechtsgut dar, sondern seine Beschädigung löst nur als Schädigung des Grundstücks eine Ersatzverpflichtung aus. Dem Grundsatz nach wäre auch bei der Beschädigung von Forstpflanzen der Schaden die Wertminderung des Waldgrundstücks. Dies gilt aber nicht, wenn und soweit Bäume in der Forstwirtschaft zur wirtschaftlichen Verwertung bestimmt sind, so insbesondere dann, wenn ihre Anzucht der Entnahme als Verkaufspflanzen oder der Holzproduktion dient (wie dies die Regel ist). In diesem Fall sind die Bäume nur zu einem vorübergehenden Zweck mit dem Grund und Boden verbunden, mithin nur Scheinbestandteile und nicht wesentliche Bestandteile des Grundstücks und daher auch möglicher Gegenstand eigener Rechte.568 Eine Forstpflanze kann als Totalverbiss gewertet werden, wenn sie im biologischen Sinne zwar noch lebt, aber durch den Verbiss in einer Weise geschädigt ist, dass sie als „Bestandsmitglied für die Erziehung eines Waldbestandes untauglich geworden ist“569.
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Kommt es zu Schäden an baulichen Anlagen durch krankgeschossene Sauen (Wildschwein durchbricht Tür bzw. Tor, reißt Zaun um etc.), kommt zunächst nur außerhalb befriedeter Bezirke eine Wildschadensersatzplicht in Betracht. Von einem Schaden am Grundstück lässt sich nur sprechen, wenn die geschädigten baulichen Anlagen wesentliche Bestandteile des Grundstücks sind. In sonstigen Fällen kommt allenfalls in Betracht, dass ein Jäger für Schäden infolge vorwerfbarer Pflichtverletzungen bei der Jagd haftet.570
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In Wildschadenssachen ist das Beschreiten des ordentlichen Rechtsweges davon abhängig, dass zuvor ein Feststellungsverfahren (Vorverfahren) stattfindet.571 Es wird von der Gemeinde geführt, in deren Gebiet das Schadensgrundstück liegt.572 Es dient einer schnellen Ermittlung des Schadens und soll dem Geschädigten einen Vollstreckungstitel verschaffen.573 Das Vorverfahren beginnt mit der Schadensmeldung des Geschädigten. Bei der Beantragung des Vorverfahrens kann sich der Geschädigte durch einen Bevollmächtigten vertreten lassen.574 Ist ein Wildschaden angemeldet, bestimmt der zuständige Beauftragte der Gemeinde unverzüglich einen Termin am Schadensort, zu dem stets der Anmelder und der Ersatzpflichtige zu laden sind (Ortstermin).575 Ist der Jagdpächter nicht zugleich Ersatzpflichtiger, weil er den Wildschadensersatz im Pachtvertrag nicht übernommen hat, kann er, muss aber nicht geladen werden.576 Der Vorstand der Jagdgenossenschaft ist (nur dann) zu laden, wenn die Jagdgenossenschaft ersatzpflichtig ist, etwa weil der Pächter die Ersatzpflicht nicht übernommen hat oder vom Pächter kein Ersatz erlangt werden kann.577 Der Eigentümer oder Nutznießer eines Eigenjagdbezirks sind zu laden, wenn sie ersatzpflichtig sind.578 Die fehlende Ladung eines Beteiligten zum Ortstermin ist ein schwerer Verfahrensmangel, der zur Aufhebung des Vorbescheides führt.579 Ein Ortstermin muss trotz Schadensmeldung nicht anberaumt werden, wenn offenkundig ist, dass der Antrag nicht innerhalb der gesetzlichen Wochenfrist580 gestellt wurde.581 Im Ortstermin prüft der Beauftragte zunächst, ob die Wochenfrist zur Schadensmeldung eingehalten ist.582 Stellt er fest, dass die Wochenfrist nicht gewahrt wurde, verwirft die Gemeinde durch Vorbescheid den Antrag als unzulässig.583 Der Beauftragte der Gemeinde soll auch auf eine gütliche Einigung der Beteiligten hinwirken.584 Einigen sich die Beteiligten durch Anerkenntnis oder Vergleich, wird hierüber eine Niederschrift aufgenommen,585 aus der vollstreckt werden kann.586 Die Niederschrift muss einen vorgeschrieben Mindestinhalt aufweisen, den Beteiligten vorgelesen und von diesen genehmigt werden.587 Selbstverständlich besteht auch vor bzw. außerhalb eines Vorverfahrens jederzeit die Möglichkeit einer gütlichen Einigung „im Feld“ oder anderswo. Es muss mithin nicht notwendig zu einem Vorverfahren kommen bzw. die Parteien können nach einer Einigung außerhalb des Verfahrens gegenüber der Gemeinde die Erledigung des Vorverfahrens erklären, so dass nur noch ein Vorbescheid über die Verfahrenskosten ergeht.


Misslingt eine gütliche Einigung, ist unverzüglich ein neuer Termin anzusetzen, zu dem ein Wildschadensschätzer588 bzw., bei Schäden an Forstpflanzen, ein Forstsachverständiger589, zu laden ist (sofortiger Schätztermin).590 Die Ladung muss ordnungsgemäß erfolgen, was etwa bei einer Ladung nur wenige Stunden vor dem Termin oder erst fünf Monate nach Schadensmeldung591 nicht der Fall ist. Ist aber wahrscheinlich, dass sich die beschädigten Saaten oder Gewächse bis zur Ernte wesentlich erholen werden, soll der Termin für die Feststellung des Schadens auf einen Zeitpunkt unmittelbar vor der Ernte angesetzt werden (Schadensfestsetzung zum Erntezeitpunkt).592 Hat der Geschädigte nach fristgemäßer Schadensmeldung mit dem Wildschadensschätzer vereinbart, dass erst zur Erntezeit geschätzt werden soll, bedeutet dies keinen Verzicht auf weitere Schadensmeldungen.593


Das Vorverfahren nach dem neuen Termin wird durch Erlass eines Vorbescheides abgeschlossen.594 Er soll eine Woche nach dem Termin vorliegen.595 Im Tenor des Vorbescheids ist zu regeln, wer ersatzpflichtig ist und in welcher Höhe ein Ersatzanspruch besteht (positiver Vorbescheid) oder ein Ersatzanspruch ist abzuweisen596 bzw. der Antrag wurde vor oder unmittelbar nach dem Ortstermin bereits als unzulässig verworfen597 (negativer Vorbescheid). Er enthält eine Nebenentscheidung über die Kostentragungspflicht für die Verfahrenskosten und eine Festsetzung der Höhe der Kosten.598 Der Vorbescheid soll eine Begründung enthalten.599 Ihm ist eine Rechtsbehelfsbelehrung beizufügen.600 Führt eine fehlerhafte Rechtsbehelfsbelehrung zu einem Anspruchsverlust, kann dies einen Amtshaftungsanspruch begründen.601 Gegen den Vorbescheid kann innerhalb einer Notfrist von zwei Wochen nach dessen Zustellung Klage vor dem Amtsgericht erhoben werden.602 Die Notfrist gilt auch dann, wenn der Vorbescheid mangelhaft, da verspätet erlassen wurde.603 Die Notfrist gilt auch dann, wenn die Rechtsbehelfsbelehrung fehlt oder fehlerhaft ist.604 Sie steht auch nicht zur Disposition von Vertragsparteien.605


Der Vorbescheid ist aufzuheben, wenn er rechtswidrig ist und den Kläger in seinen Rechten verletzt, etwa wenn dem Geschädigten kein rechtliches Gehör gewährt wurde (wie fehlende Ladung zum Ortstermin)606 oder wenn der Geschädigte nicht angemeldet hat, wann er den Schaden festgestellt hatte607. Die Klage vor dem Amtsgericht muss allen Formanforderungen an eine Klageschrift nach der ZPO entsprechen.608 Der Kostenbescheid ist allerdings isoliert auf dem Verwaltungsrechtsweg anfechtbar.609 Die Durchführung des Vorverfahrens ist grundsätzlich eine Zulässigkeitsvoraussetzung einer (auf Jagdrecht gestützten) Klage auf Ersatz von Wildschaden.610 Ein Verzicht auf die Durchführung des Vorverfahrens ist – außer im Fall gütlicher Einigung – nicht möglich.611 Mängel des Vorverfahrens führen nicht zur Unzulässigkeit einer späteren Klage612 und vernichten nach ordnungsgemäßer Schadensanmeldung nicht den Ersatzanspruch613. Dies gilt jedenfalls dann, wenn sie nicht so schwerwiegend sind, dass sie zur Gesamtnichtigkeit des Vorbescheids führen.614 Das Vorverfahren ist nur dem Grundsatz nach eine Sachurteilsvoraussetzung einer Klage auf Wildschadensersatz. Eine Ausnahme hat zu gelten, wenn die zuständige Behörde trotz allen Bemühens des Geschädigten nicht tätig wird.615 Findet kein Vorverfahren statt, einigen sich jedoch Geschädigter und Ersatzpflichtiger auf einen Vergleich oder gibt der Ersatzpflichtige ein konstitutives Schuldanerkenntnis ab, ist der Geschädigte nicht gehindert, aus diesen Rechtsgründen zu klagen, wenn der Zahlungspflichtige seine vertragliche Pflicht nicht erfüllt.616


Der Geschädigte kann im Übrigen auch dann ein gegenüber dem Vorverfahren selbständiges Beweissicherungsverfahren betreiben, wenn ein Vorverfahren stattgefunden hat.617 Eine wegen des fehlenden Abschlusses des Vorverfahrens zunächst unzulässige Klage wird zulässig, wenn der Vorbescheid bis zum Zeitpunkt der letzten mündlichen Verhandlung zugestellt wird.618 Beruht der Vorbescheid auf Mängeln des Vorverfahrens, etwa der Verletzung des Anspruchs auf rechtliches Gehör, ist er aufzuheben.619 Die näheren Einzelheiten des Vorverfahrens, insbesondere die Erhebung von Auslagen der Gemeinde, sind in der Durchführungsverordnung zum Landesjagdgesetz geregelt.620 Bei Zahlungsverzug können Verzugszinsen, ab Rechtshängigkeit Prozesszinsen verlangt werden.621
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Der Geschädigte kann die Zwangsvollstreckung betreiben aus der Niederschrift über die gütliche Einigung oder aus einem unanfechtbar gewordenen Vorbescheid.622 Die gerichtliche Zwangsvollstreckung richtet nach den Vorschriften der Zivilprozessordnung über die Zwangsvollstreckung aus Vergleichen, die vor Gütestellen623 geschlossen wurden.624 Die Vollstreckungsklausel erteilt der Urkundsbeamte der Geschäftsstelle des Amtsgerichts, in dessen Bezirk die Gemeinde ihren Sitz hat.625
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Der Geschädigte muss den Wildschaden an Feldkulturen binnen einer Woche bei der zuständigen Gemeinde melden.626 Diese kurze Frist rechtfertigt sich damit, dass sich in vielen Fällen nur unmittelbar nach seiner Entstehung zuverlässig beantworten lässt, ob ein Wildschaden vorliegt.627 Die Wochenfrist beginnt mit Kenntniserlangung628 bzw. mit dem Tag, an dem der Geschädigte bei Beachtung gehöriger Sorgfalt vom Schaden Kenntnis erhalten hätte629. Gemeinhin wird davon ausgegangen, dass ein Landwirt in der Regel mindestens alle vier Wochen bzw. einmal im Monat seine Kulturen auf Wildschäden kontrollieren muss (Kontrollobliegenheit).630 Dies ist nicht zwingend eine „Feldbegehungsobliegenheit“631, da heute auch die Möglichkeit der Kontrolle durch Drohnen besteht. Besteht die erkennbare Gefahr von Wildschäden können auch kürzere Kontrollintervalle von zwei Wochen oder gar eine wöchentliche Begehung der Felder geboten sein.632 Unterlässt der Landwirt die fristgerechte Anzeige, erlischt der Anspruch auf Wildschadensersatz.633 Die Ausschlussfrist ist von Amts wegen zu beachten.634 Die Darlegungsund Beweislast für die Fristwahrung liegt beim Geschädigten.635 Unklarheiten, ob es sich um einen Schaden handelt, der nicht älter als eine Woche ist (oder um einen Altschaden), gehen zu


Lasten des Geschädigten.636 Unklarheiten, ob die Schäden von Wild oder etwa von Schafen und Ziegen verursacht wurden, gehen ebenfalls zu Lasten des Geschädigten.637 Der Geschädigte trägt die Beweislast, dass und in welchem Umfang Schäden entstanden sind, jedoch muss die Schadensmeldung weder den Ersatzpflichtigen noch den genauen Schaden benennen; sie muss zumindest den Ort des Schadens und die Ursache des Schadens enthalten.638 Vertreten wird, dass auch die Person angegeben sein muss, die den Schaden festgestellt hat.639 Grundsätzlich müssen neue Schäden (fristgemäß) nachgemeldet werden (Nachmeldung von Neuschäden).640 Ein fortlaufender Wildschaden ist daher dem Grundsatz nach von Woche zu Woche anzumelden. Im Ausnahmefall kann die Nachmeldung entbehrlich werden und besteht keine Obliegenheit eine bloß erwartungsgemäße Ausweitung des angemeldeten Schadens von Woche zu Woche vor dem anberaumten Schätztermin nachzumelden.641


Der Anspruchsteller muss im Verfahren jeden einzelnen Schaden konkret darlegen.642 Er muss angeben, wann der Schaden festgestellt wurde.643 Vorschäden sind zu benennen.644 Altschäden sind nach Umfang, Ort und Art darzulegen.645 Die verspätete Anmeldung von Altschäden führt leicht zur Beweisnot bzgl. Neuschäden.646 Die Benennung eines sachverständigen Zeugen, der gesagt haben solle, die Altschäden betrügen maximal 600 Euro, genügt nicht den Anforderungen an Substantiierung und Beweisantritt.647 Bei Schaden an forstwirtschaftlich genutzten Grundstücken genügt es, wenn der Geschädigte zweimal im Jahr, jeweils bis zum 1. Mai oder 1. Oktober, bei der zuständigen Behörde angemeldet wird.648
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Wird durch ein aus einem Jagd- oder Tiergehege ausgetretenes und dort gehegtes Stück Schalenwild (sog. Gatterwild) Wildschaden angerichtet, so ist ausschließlich derjenige zum Ersatz verpflichtet, dem (als Jagdausübungsberechtigten, Eigentümer oder Nutznießer) die Aufsicht über das Gehege obliegt.649
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Macht der Geschädigte die Schadensabwehrmaßnahmen des Jagdausübungsberechtigten unwirksam, steht ihm kein Anspruch auf Schadensersatz zu.650 Hatte es der Geschädigte bei den im Gesetz besonders genannten Kulturen unterlassen die üblichen Schutzvorrichtungen zu errichten, die unter gewöhnlichen Umständen zur Schadensabwehr ausreichen, dann wird der Wildschaden ebenfalls nicht ersetzt.651 Dies betrifft Weinberge,652 Gärten,653 Obstgärten,654


Baumschulen, Alleen, einzeln stehende Bäume, Forstkulturen, die durch Einbringen anderer als der im Jagdbezirk vorkommenden Hauptholzarten einer erhöhten Gefährdung ausgesetzt sind,655 sowie Freilandpflanzungen von Garten- oder hochwertigen Handelsgewächsen (sog. Sonderkulturen).


Die Einordnung von Streuobstwiesen ist streitig. Unter einer Streuobstwiese soll hier eine solche im Sinne der Biotoptypenrichtlinie des Landes Sachsen-Anhalt verstanden werden.656 Streuobstwiesen bedürfen einer jagdrechtlichen Einzelfallbeurteilung, ob es sich um einen „Obstgarten“ oder eine Fläche mit „einzeln stehenden Bäumen“ handelt. Soweit die Streuobstwiese mitunter generell als Obstgarten eingestuft wird,657 ist dies abzulehnen658. Abzulehnen ist auch die Ansicht, wonach es darauf ankommen soll, ob zum Schädigungszeitpunkt Fallobst auf der Fläche vorhanden war.659 Klarzustellen ist zunächst, dass eine Fläche mit wenigen vereinzelt stehenden Obstbäumen kein „Obstgarten“ im Sinne des Wildschadensrechts ist.660 Nach vorzugswürdiger Ansicht ist eine Streuobstwiese nur dann Obstgarten, wenn die Grundfläche in erster Linie der Obstnutzung dient und der Unterwuchs nicht genutzt wird oder seine Nutzung, etwa als Weidefläche oder für die Heugewinnung, gegenüber der Obstnutzung in den Hintergrund tritt.661 Gärten sind durch den Freilandanbau von Gartengewächsen charakterisiert. Gartengewächse sind (anders als sog. Feldgewächse) solche Gemüse-, Obst- oder Zierpflanzen, die üblicherweise in Gärten und in der für Gärtnereien typischen Anbauweise gezogen werden, wobei es nicht darauf ankommt, ob der Anbau auf großer oder kleiner Fläche und ob er gewerbsmäßig oder für den Eigenbedarf erfolgt.662 Als Gartengewächse gelten (in der Regel) etwa Sonnenblumen,663 Buschbohnen,664 Rosenkohl,665 Wirsing,666 Speisemöhren,667 Zucchini668 und (umstritten) Futtererbsen669. Nicht dazu, sondern zu den Feldpflanzen, zählen Bio-Kartoffeln.670 Zu den hochwertigen Handelsgewächsen zählen etwa Arznei-, Farb- und Gewürzpflanzen, Tabak und Blumen wie etwa Rosen671. Weitere Sonderkulturen sind etwa Spargel,672 Erdbeeren,673 Hopfen oder Weihnachtsbaumkulturen674.


Feldgewächse sind etwa grundsätzlich Getreide, Kartoffeln, Mais, Raps oder Zuckerrüben. Nicht „hochwertig“, daher Feldgewächse, sind auch die „Braugerste für die Bierherstellung, der Raps zur Öl- oder Biodieselgewinnung sowie der Mais als Biomasse für die Energieerzeugung in Biogasanlagen“675. Pflanzen, die üblicherweise Gartengewächse sind, können ausnahmsweise in einer Region als dem Wildschadensersatz unterliegende Feldgewächse gelten.676 Dies ist anzunehmen, wenn dort der feldmäßige Anbau einer ansonsten typischen Gartenpflanze dieses Gebiet prägt.677 Dies ist etwa beim Spargelanbau in der nordbadischen Tiefebene678 oder beim Zucchinianbau im Raum Öhringen679 der Fall. Steht der feldmäßige Anbau in einem größeren Gebiet derart im Vordergrund, dass der gartenmäßige Anbau kaum noch eine Rolle spielt, rechtfertigen es Sprachgebrauch und Verkehrsanschauung, die übliche Einordnung als „Gartengewächs" aufzugeben.680 Mithin sind die jeweiligen örtlichen Verhältnisse ausschlaggebend. Das Gebiet muss deutlich über die Größe eines Landkreises hinausgehen, wobei der (auch) gartenmäßige Anbau der Pflanze dort keine Rolle spielt. Der Begriff des Gartens ist weit auszulegen. Hierzu gehören auch in der freien Natur gelegene Rasenflächen, etwa einer Reitbahn (Töltbahn).681 Als Gärten sind in der Rechtsprechung z.B. auch Golfplätze,682 Modellflugplätze,683


Rasen-Fußballplätze684 und sonstige begrünte Sportplätze gewertet worden.685 Wildschäden an ökologischen Vorrangflächen (im Sinne des EU-Subventionsrechts) sind nur dann ersatzfähig, wenn sie zu einer Subventionskürzung führen.


Im Hinblick auf Forstkulturen kommt es darauf an, ob die geschädigten Kulturen aus Hauptbaumholzarten des Jagdbezirks bestehen. Es kommt nicht darauf an, ob die Baumarten in einer bestimmten Region Hauptholz- oder Nebenbaumarten sind.686 Im Jagdbezirk mögen etwa Buche und Fichte keine Hauptholzarten sein.687 Die Regelung über die Ersatzpflicht für Schäden an Hauptholzarten ist nicht auf Erstaufforstungen anwendbar, wenn im Jagdbezirk bisher keine Hauptholzarten vorkamen.688 Keine Hauptholzarten sondern Nebenbaumarten sind oftmals etwa Wildobstarten, Edelkastanie oder Ahornarten. Maßgeblich für die Bestimmung als Nebenholzart ist nicht der Zeitpunkt des Schadenseintritts, sondern der Zeitpunkt des Abschlusses des Pachtvertrags.689 Handelt es sich um Nebenholzbaumarten, wird Ersatz nur geschuldet, wenn die üblichen Schutzvorrichtungen erstellt wurden. Selbst die vollständige Vernichtung einer Nebenholzkultur durch Fege- und Verbissschäden führt nicht zur Schadensersatzpflicht, wenn die üblichen Schutzvorrichtungen fehlen.690 Dies gilt entsprechend, wenn Schutzvorrichtungen schadhaft bzw. sonst ungeeignet sind.691 In Sachsen-Anhalt ist nicht (mehr) geregelt, welche Schutzvorrichtungen als üblich anzusehen sind.692 Die Altregelung kann aber weiterhin als Orientierung dienen.693 Nicht ausreichend ist etwa zur Abwehr von Rehwild ein Elektrozaun mit vier Drähten in einem Abstand von jeweils 30 cm.694


Wer Schutzvorrichtungen errichtet, hat im Übrigen keinen gesetzlichen Anspruch auf Aufwendungsersatz gegen den Revierinhaber.695 Eine pachtvertragliche Individualabrede verpflichtet in der Regel nur zur Kostenübernahme für notwendige und übliche Schutzvorrichtungen.696 Eine pachtvertragliche Formularklausel über eine Ersatzpflicht für Aufwendungen künftiger Schutzvorrichtungen kann gegen das AGBG verstoßen.697 Der Revierinhaber kann berechtigt sein, selbst Wildschutzzäune zu errichten. Hierfür bedarf es jeweils der Zustimmung des Grundeigentümers. Der Bau stationärer Zäune ist i.d.R. baugenehmigungspflichtig.698 Zudem kann er eine waldrechtlich genehmigungspflichtige Sperre darstellen und einen naturschutzrechtlich genehmigungspflichtigen Eingriff darstellen. Dies gilt etwa für die Errichtung eines Wildschutzzauns aus Baustahlmatten in der freien Landschaft.699 Ist der Schutz von Sonderkulturen durch Schutzvorrichtungen aus naturschutzrechtlichen Gründen unzulässig, kommt ein Entschädigungsanspruch gegen das Land in Betracht.700 Ein Landpächter hat gegen die Errichtung von Wildschutzzäunen durch Revierinhaber keinen Unterlassungsanspruch, wenn seine Bewirtschaftung der Fläche durch den Zaun nicht behindert wird.701
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Nicht zu ersetzen ist auch Wildschaden auf einer mit Mais oder Raps bebauten Fläche, wenn der Landwirt nicht die üblichen Schutzvorrichtungen errichtet hat, „die unter gewöhnlichen Umständen zur Abwendung des Schadens ausreichen.“702 Die Ersatzpflicht besteht allerdings in vollem Umfang, wenn der Geschädigte auf der betroffenen Fläche Bejagungsschneisen freigehalten hat, die eine wirksame Bejagung des Schadwildes ermöglichen.703


Auch im Übrigen besteht eine Schadensminimierungspflicht des Geschädigten und ihm wird ein Mitverschulden bei der Schadensentstehung anspruchsmindernd angerechnet.704 Das Mitverschulden des Geschädigten kann bis zu 100 % reichen (!). Es kann etwa begründet sein in einer schuldhaften Ernteverzögerung,705 der fehlenden Benachrichtigung des Pächters über eine Maisaussaat,706 der fehlenden Benachrichtigung über Aussaattermine und Milchreife bei potenziell schadensgefährdeten Kulturen,707 der Verletzung vertraglicher Informationspflichten,708 im unsauberen Abernten eines Maisfeldes bei anschließender Getreideaussaat.709 Ein Mitverschulden kann auch gegeben sein bei mangelnder Duldung nötiger und zumutbarer Ansitzeinrichtungen. Man kann daher auch von einer Obliegenheit zur Duldung und auch Schaffung von Bejagungsmöglichkeiten sprechen.710 Von einem Mitverschulden ist nur auszugehen, wenn es mitursächlich für die Schädigung war. Besteht das Verschulden gegen sich selbst in einer Unterlassung, ist darauf abzustellen, ob pflichtgemäßes Handeln den Eintritt des Erfolges verhindert hätte.711 Kausal ist die unterlassene Mitteilung einer Aussaat nur, wenn der Wildschaden durch eine Mitteilung vor der Aussaat verhindert worden wäre, wofür der Geschädigte darlegungs- und beweispflichtig ist.712
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Zur Abwehr von Wildschaden darf der Jagdausübungsberechtigte (wie auch der Grundeigentümer) Wild von den Grundstücken des Reviers abhalten und verscheuchen (Recht zum Fernhalten des Wildes).713 Zu diesem Zweck dürfen z.B. Verstänkerungsmittel eingesetzt oder Elektrozäune errichtet werden. Die Errichtung von Zäunen und Sperren muss indes den Vorgaben des Bauplanungs- und Bauordnungsrechts entsprechen.714 Zum Aufstellen eines Elektrozauns bedarf es der Zustimmung des Eigentümers oder Nutzungsberechtigten, wenn sie in irgendeiner Weise die Bewirtschaftung der Fläche beeinträchtigen könnte.715 Allein die Absicht Wild fernzuhalten oder zu vergrämen stellt in der Regel keinen „vernünftigen Grund“ für einen Abschuss dar, der keinem sonstigen Zweck dient. Zur Abwendung möglicher Wildschadensersatzansprüche kann der Jagdpächter mit Nutzungsberechtigten eine Wildschadenspauschale, etwa als jährlich zu zahlenden Betrag, vereinbaren.716 Die Ausgestaltung unterliegt grundsätzlich der Privatautonomie.717 Ob eine von der Verpächterin vorformulierte vertragliche Regelung über die Zahlung einer Wildschadenspauschale gegen das AGB-Gesetz verstößt, wenn sie dem Pächter den Nachweis fehlenden Schadens abschneidet, ist umstritten.718 Eine vertragliche Regelung über eine Wildschadenspauschale unterliegt jedenfalls nicht der Inhaltskontrolle nach dem AGBG719, wenn sie bloßer Bestandteil des zu zahlenden Gesamtpreises und keine Vereinbarung pauschalierter Ansprüche auf Schadensersatz720 ist.721 Die formularmäßige Vereinbarung einer Wildschadenspauschale ist unwirksam, wenn jede Möglichkeit des Nachweises abgeschnitten wird, dass gar kein Schaden entstanden ist722 bzw. dass der Schaden höher oder niedriger war.723 Der Anspruch auf Rückzahlung gezahlter Pauschalbeträge für Wildschäden verjährt nach vier Jahren.724
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Für den Rechtsschutz in Wildschadensangelegenheiten gilt: diese gehören als zivilrechtliche Rechtsstreitigkeiten auf den ordentlichen Rechtsweg.725 Hieran ändert sich auch dadurch nichts, dass das notwendige Vorverfahren in Wildschadenssachen durch öffentliches Recht geregelt ist, zumal das Zivilgericht an die Feststellungen im Vorverfahren nicht gebunden ist.726 In die Zuständigkeit der Amtsgerichte fallen auch Streitigkeiten, in denen der Kläger gegenüber der Gemeinde die Anberaumung eines Ortstermins und den Erlass eines Vorbescheids begehrt.727 Streitgegenstand der gegen den Vorbescheid gerichteten Klage ist nicht der Bescheid selbst, sondern der in ihm verkörperte Schadensersatzanspruch.728 Klageziel des gegen den Vorbescheid klagenden Geschädigten ist i.d.R., dass das Gericht entgegen dem Inhalt des Vorbescheids zur Zahlung der geltend gemachten Schadensersatzleistung verurteilt bzw. zu einer höheren als der durch den Vorbescheid festgesetzten Ersatzleistung verurteilt. Hingegen wird der durch den Vorbescheid Ersatzpflichtige zumeist die Aufhebung des Vorbescheides erreichen wollen, wenn der Bescheid das Bestehen eines Anspruchs bereits dem Grunde nach verneint oder aber die festgesetzte Schadenshöhe als zu hoch erachtet.


Ergeht der Vorbescheid nur gegen einen Mitpächter, so ist auch nur dieser Mitpächter gegen den Vorbescheid klagebefugt und es besteht keine notwendige Streitgenossenschaft mit den übrigen Pächtern.729 Führt die Gemeinde das Vorverfahren unter Verletzung ihrer Amtspflichten und entsteht dem Geschädigten hierdurch ein Schaden (der nicht durch den Vorbescheid oder eine Zahlung abgedeckt ist), so steht dem Geschädigten ein Amtshaftungsanspruch zu, der trotz öffentlich-rechtlicher Rechtsnatur vor dem Landgericht geltend zu machen ist.730 Ein Amtshaftungsanspruch besteht nicht, wenn der Verfahrensfehler der Gemeinde, etwa die Beauftragung eines nicht amtlich bestellten Wildschadensschätzers, für das Entstehen des Vollstreckungstitels nicht ursächlich war.731


Die Klage des durch den Vorbescheid Verpflichteten ist begründet, wenn der durch Vorbescheid festgesetzte Anspruch nicht oder nicht in der festgesetzten Höhe besteht. Die Klage des Geschädigten ist begründet, wenn ihm entgegen der Feststellung des Vorbescheids der geltend gemachte Anspruch zusteht. Für seine Aktivlegitimation ist der Kläger beweispflichtig. Wird etwa trotz Bestreitens kein Beweis dafür angeboten, dass der Kläger die geschädigte Fläche tatsächlich bewirtschaftet bzw. gelingt die Beweisführung nicht, ist die Klage unbegründet.732 Gravierende bzw. schwerwiegende Mängel des Vorverfahrens führen grundsätzlich zur Aufhebung des angegriffenen Vorbescheides.733


III. Jagdausübungsrecht


1. Verhältnis von Jagdrecht und Jagdausübungsrecht
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Das Jagdrecht des Eigentümers ist vom Jagdausübungsrecht zu unterscheiden. Jagdausübungsrecht ist das Recht, das Jagdrecht in einem Jagdbezirk auszuüben.734 In einem sog. Eigenjagdbezirk ist der Eigentümer zugleich jagdausübungsberechtigt.735 An seine Stelle tritt der Nutznießer (insbesondere der Nießbraucher), wenn ihm die Nutzung des gesamten Eigenjagdbezirks zusteht.736 Ist der Eigentümer737 bzw. Nutznießer eine juristische Person (z.B. GmbH) oder eine Personenmehrheit (z.B. OHG) oder besitzt er sonst keinen Jahresjagdschein und wird die Jagd weder durch Verpachtung noch durch angestellte Jäger ausgeübt, muss der Eigentümer der Jagdbehörde mindestens einen Jagdausübungsberechtigten benennen.738


In einem gemeinschaftlichen Jagdbezirk steht das Jagdausübungsrecht hingegen nicht den einzelnen Inhabern des Jagdrechts, sondern der Jagdgenossenschaft zu.739 Sowohl der Eigentümer des Eigenjagdbezirks als auch die Jagdgenossenschaft können ihr Jagdausübungsrecht verpachten. Jagdausübungsberechtigter ist in diesem Fall der Jagdpächter.740 Der Jagdgenossenschaft steht für die Dauer der Verpachtung kein Jagdausübungsrecht zu, sondern sie ist insoweit Nichtberechtigte.741 Keine „Jagdausübungsberechtigten“ im Sinne des Gesetzes sind trotz berechtigter Jagdausübung Jagdgäste, angestellte Jäger und Jagdaufseher.742 Dies macht deutlich, dass „befugte Jagdausübung“ und (der missverständliche Begriff) „Jagdausübungsrecht“ nicht die gleiche Bedeutung haben (!).


Nach seinem Inhalt umfasst das Jagdausübungsrecht wie das Jagdrecht das Recht zur Hege, Bejagung und Aneignung des Wildes.743 Jagdausübung im engeren Sinne ist zwar nur das Aufsuchen, Nachstellen, Erlegen und Fangen von Wild.744 Insoweit ist aber die Jagdausübung in einem weiteren Sinne gemeint, die auch die Aneignung des Wildes sowie Jagdschutz-, Hege- und sonstige Maßnahmen745 im Revier umfasst.746 Die Jagdausübung erfordert naturgemäß ein Betreten des Jagdbezirks.747 Ebenso ist ein Befahren des Bezirks zum Zweck der Jagdausübung vom Jagdausübungsrecht gedeckt.748 Weiterhin berechtigt es dazu (nach näherer Maßgabe des Gesetzes), jagdliche Einrichtungen zu errichten,749 Futter und Kirrmittel auszubringen750 oder Flächen für Drückjagden zu sperren751. Das Jagdausübungsrecht vermittelt dem Pächter kein Besitzrecht am Jagdrevier.752 Ein Besitzrecht des Pächters kann aber aus seinem Eigentum an einzelnen Grundstücken oder aus einer Landpacht folgen.
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Das Jagdausübungsrecht ist ein „wehrfähiges“ Recht, d.h. sein Inhaber kann es notfalls gerichtlich gegen rechtswidrige Eingriffe verteidigen, etwa gegen Wilderei,753 mutwillige Jagdstörung,754 Überjagen von Jagdhunden,755 das Wild wochenlang vertreibenden Open-Air-


Großveranstaltungen,756 unzulässige Quadfahrten in Wildeinstandsbereichen, unzulässigen Zaunbau etc.757 So ist es etwa als eine Jagdstörung anzusehen, wenn ein Schafhalter einen Bereich des Jagdreviers bau- und naturschutzrechtlich formell wie materiell illegal abzäunt.758 Hinzunehmen hat der Rechtsinhaber aber etwa den Bau von Windkraftanlagen.759 Nur sofern ein Jagdpächter Flächeneigentümer bzw. Besitzer von Grundstücken ist oder als Besitzdiener des Eigentümers fungiert, darf er rechtswidrige Besitzstörungen (etwa: illegalen Zaun- oder Schrankenbau auf vom ihm besessenen Grundstücken) im Wege der Selbsthilfe abwehren.760 Ansonsten handelt er mit verbotener Eigenmacht.761


Jagdgenossenschaft und Inhaber des Eigenjagdbezirks können rechtswidrige Genehmigungen anfechten, die ihr Jagdausübungsrecht verletzen. So mögen sie etwa die Aufhebung einer rechtswidrigen Baugenehmigung für ein Bauvorhaben erstreiten, das die bejagbare Revierfläche erheblich reduzieren würde. Ebenso mögen sie eine luftverkehrsrechtliche Aufstiegserlaubnis für Modellflugzeuge im Jagdbezirk anfechten762 oder die Aufhebung einer Erlaubnis zum Abschuss von Kormoranen begehren763. Hingegen stehen Jagdpächtern keine Abwehransprüche gegen die rechtswidrige Errichtung, Genehmigung oder Nutzung von Bauvorhaben im Jagdrevier zu, etwa keine Ansprüche auf Nutzungsuntersagung eines rechtswidrigen Ferienhauses im Revier oder auf Aufhebung einer rechtswidrigen Baugenehmigung764. Dem Jagdpächter steht kein subjektives


Recht gegen die immissionsschutzrechtliche Anlagenzulassung zu.765 Jagdpächtern fehlt in diesen Fällen daher bereits eine Antrags-, Widerspruchs- bzw. Klagebefugnis.766 Lehnt die zuständige Baubehörde ein Einschreiten gegen die baurechtlichen Rechtsverstöße ab, hat der Jagdpächter daher nur die Möglichkeit der Ordnungswidrigkeitsanzeige gegen die Zustands- oder Verhaltensstörer und der Aufsichts- bzw. Dienstaufsichtsbeschwerde gegen die untätigen Behörden bzw. Amtsträger. Jagdstörungen durch Bundeswehrtruppen hat der Revierinhaber ebenfalls hinzunehmen.767 Wird rechtswidrig kein Einvernehmen der Gemeinde für ein Bauvorhaben im Jagdbezirk eingeholt, etwa für den Bau einer Knotengitter-Zaunanlage entlang der Jagdbezirksgrenze, weil die Baubehörde die Anlage für baugenehmigungsfrei hält, hat die Gemeinde gegen die Baubehörde einen Anspruch auf ermessensfehlerfreie Entscheidung über ein Einschreiten.768


Die Verletzung des Jagdausübungsrechts kann Unterlassungsansprüche und Schadensersatzansprüche begründen.769 Der Berechtigte kann auf Unterlassung der Störung klagen oder im Eilfall eine einstweilige Verfügung durch das Zivilgericht beantragen.770 Inhalt eines Unterlassungsanspruchs (und des entsprechenden gerichtlichen Verbots der Jagdstörung) kann etwa sein, dass es der Störer zu unterlassen hat, eine halbe Stunde vor bis eine halbe Stunde nach Sonnenaufgang und zwei Stunden vor bis eine Stunde nach Sonnenuntergang mit einem Fahrzeug, zu Pferd, zu Fuß oder mit Hunden in der Nähe von Hochsitzen im Revier zu erscheinen.771 Zu ersetzen ist etwa der Schaden, der dadurch entsteht, dass Jagdgegner eine Drückjagd verhindern. Gegenüber dem Jagdpächter schadensersatzpflichtig ist der Landwirt, der ohne die nötigen Wildschutzmaßnahmen772 Rehkitze ausmäht.773 Nicht ersatzpflichtig ist der Schaden durch den „Totalausfall“ einer Treibjagd (Verpflegungskosten etc.), weil eine Schafherde das Jagdgebiet abgefressen hat.774 Nicht schadensersatzpflichtig ist die „entgangene Jagdfreude“ etwa aufgrund eines Manövers.775 Kein Ersatzanspruch besteht grundsätzlich, wenn der Jagdausübungsberechtigte eines Nachbarreviers in Unkenntnis der Reviergrenzen irrtümlich über mehrere Jahre in einem Teil des Reviers jagt.776 Bei hinzunehmenden schweren Revierschädigungen durch Verkehrswegebau kommt ein Entschädigungsanspruch nur der Jagdgenossenschaft, nicht jedoch des Pächters in Betracht.777 Wird ein gemeinschaftlicher Jagdbezirk unter Inanspruchnahme von Grundeigentum der Jagdgenossen von einer Autobahn durchschnitten, kann die Jagdgenossenschaft von einem entschädigungspflichtigen Eingriff im enteignungsrechtlichen Sinne betroffen sein und hat Anspruch auf Entschädigung wegen ihrer Vermögensnachteile durch die Jagdbezirksverkleinerung und eintretende Jagderschwernisse.778 Ein solcher Entschädigungsanspruch richtet sich wegen des unmittelbaren Zusammenhangs mit der hoheitlichen Inanspruchnahme von Teilflächen des Grundeigentums der Jagdgenossen auf eine Enteignungsentschädigung und kann unabhängig davon geltend gemacht werden, ob er im Planfeststellungsbeschluss berücksichtigt wurde.779 Das Vorstehende gilt für die Durchtrennung des Jagdbezirks durch eine einfache Bundesstraße,780 den Bau einer Bahntrasse781 oder die Durchschneidung des Jagdbezirks durch eine Gasversorgungsleitung782 entsprechend. Die Jagdgenossenschaft kann selbst dann eine Entschädigung verlangen, wenn sie mit dem Pächter einen Gewährleistungsausschluss für den Fall des Baus der Straße bzw. Bahnlinie vereinbart hat.783 Auch bei der Durchschneidung eines Eigenjagdbezirkes durch den Fernstraßenbau und dem Verlust bejagbarer Fläche kommen eigentumsrechtliche Entschädigungsansprüche in Betracht.784


Nach bisheriger Rechtsprechung stehen dem Jagdpächter keine Abwehransprüche gegen rechtswidrige Genehmigungen für Bauvorhaben im Jagdgebiet zu.785 Keine Ansprüche bestehen auch wegen des „Verlusts“ von Schalenwild durch die Großraubtiere Wolf oder Luchs.786 Von einer bloß mittelbaren Durchsetzung bzw. Verteidigung seines Rechts lässt sich sprechen, wenn der Jagdausübungsberechtigte Ordnungswidrigkeits- und Strafanzeigen wegen Jagdstörungen erstattet oder die jeweils zuständigen Jagd-, Naturschutz-, Forstbehörden etc. um den Erlass ordnungsrechtlicher Verfügungen gegen die Störer ersucht. So mag er etwa die zuständige Behörde um den Erlass einer hunderechtlichen Ordnungsverfügung787 (etwa Maulkorb- und Leinenzwang) wegen wildernder Hunde ersuchen,788 zumal Hunde als gefährliche Hunde im Sinne des Hundegesetzes gelten, wenn sie etwa durch ihr Verhalten gezeigt haben, dass sie unkontrolliert andere Tiere hetzen oder reißen789. Dies gilt etwa auch im Hinblick auf Hunde, die gemeinsam einen Menschen oder ein Tier angreifen oder jagen und von denen einer einen Menschen oder ein Tier beißt.790 Ein einmaliges Beißen reicht hierfür aus.791 Klagen, Widersprüchen oder Anträgen auf vorläufigen Rechtsschutz von Jagdgenossenschaft oder Jagdpächter, die sich auf behauptete Verletzungen von Naturschutz- und Landschaftspflege- oder Tierschutzrecht stützen, fehlt die Klage-, Widerspruchs- bzw. Antragsbefugnis.792


Keine Schadensersatz- oder Abwehransprüche stehen dem Revierinhaber wegen waldtypischer Gefährdungen zu.793 Diese muss er hinnehmen und jagt insoweit auf eigenes Risiko.


2. Jagdpacht
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Sowohl der Eigentümer eines Eigenjagdbezirkes als auch die Jagdgenossenschaft können ihr Jagdausübungsrecht an Dritte verpachten.794 Die Jagdgenossenschaft nutzt die Jagd in der Regel durch Verpachtung, kann die Jagd aber auch für eigene Rechnung durch angestellte Jäger ausüben lassen.795 Verpachtet wird die Ausübung des Jagdrechts „in seiner Gesamtheit“796. Es gilt das Prinzip der sachlichen Unteilbarkeit und ein Aufspaltungsverbot.797 Daher ist ein Jagdpachtvertrag nichtig, in dem sich der Verpächter einen Anteil von 50 % am Jagdausübungsrecht vorbehält.798 Die Vereinbarung einer gemeinsamen Berechtigung am Jagdausübungsrecht von Verpächter und Pächter ist auch nicht in Anlehnung an eine Mitpächtergesamtheit zulässig.799 Zulässig ist allenfalls ein Verpächtervorbehalt, der dem Verpächter einen Anteil an der Jagdbeute zuschreibt. Nichtig ist auch ein Pachtvertrag, durch den die Hochwildjagd einem Pächter und die Niederwildjagd einem anderen verpachtet wird.800 Verpachtet wird an „Dritte“801. Dies können auch Jagdgenossen sein, auch wenn sie Mitglieder des Jagdvorstands sind. Bei der Auswahl des bzw. der Interessenten ist die Jagdgenossenschaft frei und insbesondere nicht an ein Höchstgebot gebunden. Der Jagdpachtvertrag ist ein privatrechtlicher Vertrag, auf den die Vorschriften des BGB über das Pachtverhältnis802 anzuwenden sind, soweit nicht spezielle jagdrechtliche Bestimmungen oder jagdrechtliche Besonderheiten entgegenstehen.803 Nach dem BGB gelten für die Pacht die Vorschriften über die Miete entsprechend.804 Im Grundsatz gilt auch für den Jagdpachtvertrag die Vertragsautonomie,805 allerdings wird die Vertragsfreiheit durch zwingende Vorschriften wie das gesetzliche Ziel der Hege beschränkt.806 Die Vertragsparteien können aber etwa eine von den gesetzlichen Regelungen abweichende Regelung zur vorzeitigen Beendigung des Pachtvertrags treffen.807 Gegenstand des Pachtvertrags ist das Jagdausübungsrecht. Daher handelt es sich um eine Rechtspacht.808 Der Verpächter verpachtet dem Pächter das Jagdausübungsrecht (einschließlich Hegerecht) und der Pächter verpflichtet sich im Gegenzug an den Verpächter den vereinbarten Pachtzins zu zahlen (und die Jagd auszuüben).809 Mit anderen Worten sind Verpachtung des Jagdausübungsrechts und der Jagdpachtzins die wesentlichen Bestandteile810 des Jagdpachtvertrags. Der Pachtgegenstand, d.h. der Jagdbezirk oder Teile hiervon (Jagdbogen), muss eindeutig, notfalls mithilfe einer Revierkarte (Jagdkarte), festgelegt werden.811 Er ist jedenfalls hinreichend bestimmt, wenn entweder alle erfassten Flurstücke im Vertrag genannt sind oder wenn der Vertrag auf eine Karte Bezug nimmt, aus der die Umgrenzung des Pachtgegenstandes unzweifelhaft hervorgeht.812 Der Pachtgegenstand dürfte im Hinblick auf das Schriftformerfordernis aber auch dadurch hinreichend bestimmt vereinbart sein, wenn der verpachtete Jagdbezirk mit einem Begriff bezeichnet wird, der die Identität des Bezirks in anderer Weise unzweifelhaft beschreibt und zwar unter Heranziehung objektiver, von einer neutralen unparteiischen Stelle erfasster Daten oder Verzeichnisse.813 In Jagdpachtverträgen findet sich oft eine „Irrtumsklausel“, wonach Flächen, die nicht zum Jagdbezirk gehören, aber irrtümlich mitverpachtet sind, als nicht mitverpachtet gelten und dass Flächen, die irrtümlich bei der Verpachtung ausgeschlossen sind, zum Jagdbezirk hinzutreten. Eine solche Klausel ist wirksam und erfasst sowohl den Rechts- als auch den Motivirrtum.814 Bei Strohmanngeschäften ist zu prüfen, ob ein nichtiges Scheingeschäft vorliegt.815


Der Jagdpachtvertrag ist schriftlich abzuschließen (Schriftformerfordernis)816 und der zuständigen Jagdbehörde anzuzeigen817. Dies gilt auch für einen Unterpachtvertrag.818 Nicht in der Vertragsurkunde festgehaltene mündliche Nebenabreden sind unzulässig, d.h. alle Vereinbarungen des Jagdpachtvertrages müssen dem Grundsatz nach in der Vertragsurkunde enthalten sein (Urkundseinheit).819 Zulässig ist es aber, die Vertragsurkunde durch andere Urkunden zu ergänzen, sofern in der Haupturkunde auf diese ergänzenden Urkunden eindeutig Bezug genommen wird.820 So muss etwa die ergänzende Urkunde über die Vertragsverlängerung eindeutig auf den Hauptvertrag Bezug nehmen. Zudem bedarf es einer körperlichen Verbindung beider Urkunden.821


Die Jagdgenossenschaft wird beim Vertragsschluss durch ihren Vorstand vertreten. Sieht die Satzung vor, dass die Genossenschaft durch den Vorstand gemeinschaftliche vertreten wird und fehlt die Unterschrift eines Vorstandsmitglieds, so ist die Schriftform nicht gewahrt.822 Auch soweit die Satzung keine andere Regelung trifft (etwa, dass der Vorsitzende alleinvertretungsberechtigt ist), müssen für eine wirksame Vertretung alle Vorstandsmitglieder unterzeichnen. Der Formmangel wird nicht durch eine nachträgliche Genehmigung geheilt.823 Schließt der Vertreter bzw. beschließen die zuständigen Vertreter den Pachtvertrag, so wird dessen Wirksamkeit im Allgemeinen nicht dadurch berührt, dass der dem Vertragsabschluss zugrundeliegende Beschluss der Versammlung nicht rechtmäßig ist.824 Nachträgliche Änderungen oder Ergänzungen des über den Unterschriften stehenden Vertragstextes sind zulässig, wenn die Änderung oder Ergänzung dem übereinstimmenden Willen der Vertragspartner entspricht.825


Die Behörde kann den Vertrag binnen drei Wochen nach Eingang der Anzeige beanstanden, wenn die Vorschriften über die Pachtdauer nicht beachtet wurden oder zu erwarten ist, dass durch eine vertragsgemäße Jagdausübung die Hegepflicht verletzt würde.826 Sie kann zudem die Vertragsparteien auf die Nichtigkeit des Vertrags wegen eines gesetzlichen Nichtigkeitsgrundes hinweisen.827 Ein Vertrag ist etwa nichtig, wenn durch eine mündliche Nebenabrede ein gegenüber dem schriftlichen Vertrag höherer Pachtzins festgelegt wird.828 Wird in einer Abrede zu einem Jagdpachtvertrag vereinbart, dass der Pächter dem Verpächter neben der Pacht noch eine (nicht nur unerhebliche) sog. „Spende" zu zahlen habe, ist der Vertrag insgesamt nichtig, wenn diese Vereinbarung nicht der Schriftform genügt.829 Ein Pachtvertrag ist auch nichtig, wenn die Pachtfläche im Vertrag für Dritte nicht genau bezeichnet wird, selbst wenn die Parteien sich darüber einig waren, welche Fläche sie mit der gewählten Bezeichnung meinen.830 Es reicht aber aus, dass die Pachtfläche bzw. der Grenzverlauf anhand des Vertragsinhalts bestimmbar ist.831 Die Jagdbehörde kann im Rahmen ihres Beratungsrechts auf die Gefahr einer Anfechtbarkeit des Vertrags oder sonst problematische Vertragsklauseln hinweisen.832


46a


Die Höhe des Pachtzinses können die Parteien im Rahmen ihrer Vertragsfreiheit grundsätzlich frei vereinbaren.833 So mag etwa für ein Hochwildrevier von 315 Hektar ein Pachtzins von 75.000 Euro jährlich vereinbart werden.834 Ein Anspruch auf Anpassung des Pachtzinses wegen Wegfalls der Geschäftsgrundlage835 kommt nur in besonderen Ausnahmesituationen in Betracht (etwa: Verlust des gesamten Schalenwildbestandes; Einzäunung der Hälfte des Bezirks für PV-Anlagen), nicht aber, weil der Pachtzins über den in der Gegend üblichen Preisen liegt.836


Der Verpächter kann der Umsatzsteuerpflicht unterliegen.837 Das gilt in der Regel nicht für Jagdgenossenschaften.838 Auch ein Jagdgenosse, der Waldbesitzer und Forstwirt ist, unterliegt in der Regel nicht der Umsatzsteuerpflicht.839 Ob die Einnahmen aus der Verpachtung von Eigenjagden umsatzsteuerpflichtig sind, hängt von den Umständen ab.840 Eine juristische Person des öffentlichen Rechts, etwa ein Bundesland bzw. dessen Landesforstbetrieb, wird mit der Verpachtung ihrer Eigenjagden im Rahmen ihres land- und forstwirtschaftlichen Betriebs gewerblich oder beruflich im Sinne des Umsatzsteuergesetzes841 tätig.842 Die juristische Person des öffentlichen Rechts wird daher nach den allgemeinen Vorschriften des Umsatzsteuergesetzes besteuert, wenn der Grund und Boden, der den Eigenjagdbezirk bildet, zum land- und forstwirtschaftlichen Betriebsvermögen gehört.843 Die Vereinbarung eines Mehrwertsteuerbetrags im Pachtzins ist indes auch dann wirksam, wenn der Verpächter gar nicht der Mehrwertsteuerpflicht unterliegt.844
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Die mietrechtlichen Regeln über die Sachmängelgewährleistung gelten für den Pachtvertrag entsprechend.845 Unter einem Mangel der Mietsache wird eine für den Mieter nachteilige Abweichung des tatsächlichen Zustands vom vertraglich geschuldeten Zustand verstanden, sofern hierdurch die Tauglichkeit zum vertragsgemäßen Gebrauch unmittelbar aufgehoben oder gemindert ist.846 Eine Minderung kommt auch wegen des Fehlens zugesicherter (pachtwerterheblicher) Eigenschaften in Betracht.847 Ein Mangel der Pachtsache kann etwa das Fehlen von Rotwild im Revier sein, wenn ein Revier als Hochwildrevier verpachtet wurde.848 Auch wenn entgegen der Zusicherung von Rotwild als Standwild dieses nur als Wechselwild vorkommt, ist eine Minderung berechtigt.849 Dem Grundsatz nach haftet der Verpächter aber nicht für einen bestimmten Wildbestand, sofern er nicht eine bestimmte Ergiebigkeit zugesichert hat.850 So haftet er etwa nicht für eine bestimmte Hasenstrecke bzw. im Fall einer nicht gravierenden Verringerung der üblichen Strecke.851 Ein Anspruch auf einen bestimmten Wildbestand folgt auch nicht daraus, dass in der Ausschreibung der Verpachtung auf den geltenden Abschussplan Bezug genommen wurde.852 Die Mitteilung des Verpächters über die Höhe des durchschnittlichen Wildschadens in den vergangenen Jahren ist grundsätzlich nicht als Zusicherung gegenüber dem neuen Pächter zu werten, dass mit keinem höheren Schaden zu rechnen ist.853 Vor allem dauerhafte Störungen der Jagdnutzung können eine Minderung der Pacht rechtfertigen. Der Pächter darf den Pachtzins mindern, wenn die Jagd nach Abschluss des Vertrages durch Baumaßnahmen erheblich gestört wird,854 naturschutzrechtliche Einschränkungen die Jagd erheblich beeinträchtigen, wesentliche Bereiche des Reviers eingezäunt werden oder vergleichbare Mängel der jagdlichen Nutzbarkeit auftreten, mit denen der Pächter nach der Verkehrsanschauung nicht zu rechnen hatte 855 In Betracht kommt eine Pachtminderung etwa, wenn die Abschussrate infolge massiver Jagdbehinderung durch Schafherden um ein Drittel zurückgegangen ist, es sei denn, im Jagdpachtvertrag ist eine Gewährleistung für die Größe und Ergiebigkeit der Jagd ausgeschlossen.856 Zur Minderung kann die rechtswidrige Verweigerung der Ausgabe von Jagderlaubnisscheinen oder das Verscheuchen von Wild berechtigen.857 Kein Minderungsrecht besteht etwa, wenn die Jagd durch die (legale) Nutzung einer Fischteichanlage im Revier gestört wird858 oder wenn behauptete Jagdstörungen durch einen Modellflugplatz nicht einmal substantiiert vorgetragen sind859. Eine unrichtige Angabe der Reviergröße im Pachtvertrag berechtigt grundsätzlich nicht zur Minderung, sofern die Abweichung nicht aus besonderen Gründen die vertragsgemäße jagdliche Nutzbarkeit des Reviers mindert oder gar verhindert.860 Letzteres ist etwa anzunehmen, wenn die Abweichung zum Unterschreiten der gesetzlichen Mindestgröße des Reviers führt.861 Nicht zur Minderung berechtigt die Einrichtung eines Friedwaldes,862 sofern nicht mehr als ein nur untergeordneter Revierteil von der Jagdruhe betroffen wird. Nicht zur Pachtminderung berechtigt die Errichtung von Windkraftanlagen, mit denen zu rechnen war.863 Auch die erwartbare Möglichkeit der Befriedung von Teilen des Jagdbezirks aus ethischen Gründen berechtigt nicht zur Pachtminderung.864


Das Minderungsrecht kann durch Vertrag beschränkt werden. So ist etwa eine Individualabrede wirksam, wonach die Minderung des jährlichen Pachtpreises ausgeschlossen ist, wenn die Minderung weniger als 20 % dieses Preises beträgt.865 Aus dem Pachtverhältnis ergeben sich, auch ohne explizite schriftliche Vereinbarung, Nebenpflichten. So hat der Jagdpächter etwa einen Anspruch auf Einsicht in das Jagdkataster der Genossenschaft.866
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Die Pachtdauer soll mindestens neun Jahre betragen (Mindestpachtzeit).867 Dem Grundsatz nach darf er sogar auf Lebenszeit des Pächters geschlossen werden.868 Ein laufender Pachtvertrag kann auch auf kürzere Zeit als neun Jahre verlängert werden.869 Ein Verstoß gegen die Mindestpachtdauer hat keine Auswirkungen auf die Wirksamkeit des Pachtvertrags.870 Der Pachtvertrag beginnt zum vereinbarten Zeitpunkt, jedoch darf der Pächter grundsätzlich nicht vor Ablauf von drei Wochen nach Anzeige des Vertrags bei der Jagdbehörde die Jagd ausüben.871 Jagdpächter darf nur sein, wer einen Jahresjagdschein besitzt und schon vorher einen solchen während dreier Jahre in Deutschland besessen hat (Jagdpachtfähigkeit).872 Gesellschaften sind daher nicht jagdpachtfähig.873 Nicht jagdpachtfähig ist auch, wer (nur) einen Falknerjagdschein besitzt.874
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Ist der Pachtvertrag ausgelaufen, bedarf es einer Neuverpachtung. Die Verlängerung eines (laufenden) Pachtvertrages ist zulässig,875 wobei mit der Verlängerung auch unwesentliche Abänderungen der bisherigen Vereinbarungen einhergehen dürfen.876 So gilt das Ausscheiden eines Mitpächters aus dem Vertrag unter Vertragsverlängerung mit den verbleibenden Mitpächtern bzw. das Anwachsen des Jagdpachtrechts zum Alleinpächter nicht als wesentliche Veränderung im Verhältnis zum ursprünglichen Vertrag.877 Sogar das vertragliche Hinzutreten zweier neuer Pächter zum bisherigen Alleinpächter nach Ablauf der Pachtzeit „als Nachfolger“ des Alleinpächters wurde als Vertragsverlängerung und nicht als Neuverpachtung gewertet.878 Die ausdrückliche Zustimmung der ausscheidenden Mitpächter ist zur Wirksamkeit des Verlängerungsvertrags in diesem Fall nicht erforderlich. Ob dies auch für den Austausch eines Mitpächters entsprechend zu gelten hat, erscheint fraglich.879 Die Verlängerung muss nicht erneut für neun oder mehr Jahre erfolgen, sondern es kann eine kürzere Dauer vereinbart werden.880
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Die Gesamtfläche, auf der einem Jagdpächter die Ausübung des Jagdrechts zusteht, darf nicht mehr als 1000 Hektar umfassen (Pachthöchstgrenze).881 Dabei sind Flächen anzurechnen, für die dem Pächter auf Grund einer entgeltlichen Jagderlaubnis die Jagdausübung zusteht.882 Inhaber von Eigenjagdbezirken dürfen grundsätzlich nicht so viel hinzupachten, dass die Gesamtfläche 1000 Hektar übersteigt. Ist ihr Eigenjagdbezirk bereits größer als 1000 Hektar, dürfen sie nur hinzupachten, wenn sie Flächen mindestens gleicher Größenordnung verpachten.883


47


Pachtfähig sind nur natürliche Personen. An eine juristische Person oder eine Personengesellschaft, etwa einen „Jagdverein“, darf nicht verpachtet werden.884 Die Jagdgenossenschaft darf die Jagd selbstverständlich nicht mehrfach verpachten, jedoch darf sie an mehrere Pächter (Mitpächter) verpachten. Die Mitpächter bilden in aller Regel eine Gesellschaft bürgerlichen Rechts.885 Der Gesellschaftsvertrag zwischen den Mitpächtern ist formfrei und kann konkludent886 entstehen, d.h. allein aufgrund des übereinstimmenden Willens der Mitpächter das Jagdrevier gemeinsam pachten zu wollen.887 Der Ausschluss eines Mitpächters aus der Gesellschaft ändert nichts daran, dass der Ausgeschlossene weiterhin Pächter (mit allen Rechten) ist. In diesem Fall besteht nur noch eine BGB-Gemeinschaft nach Bruchteilen888 fort.889 Indes ist eine solche Rechtsgemeinschaft keine „Jagdgemeinschaft“ mehr und bei Störungen der ordnungsgemäßen Bejagung kommt ein jagdbehördliches Einschreiten in Betracht. Scheidet ein


Mitpächter vor Ende der Pachtzeit aus dem Pachtvertrag aus, steht ihm ein Anspruch auf Auseinandersetzung zu.890 Aufgrund des Pachtvertrags sind grundsätzlich alle Mitpächter berechtigt den gesamten Jagdbezirk zu bejagen.891 Sofern die Mitpächter nichts anderes vereinbaren,892 wird der Jagdbezirk nicht unter ihnen aufgeteilt,893 wird die Jagdbeute der Mitpächter Gemeinschaftseigentum und können die Mitpächter nur gemeinsam Jagderlaubnisse vergeben.894 Dies gilt selbst dann, wenn der Jagdbezirk im Innenverhältnis unter den Pächtern in Jagdbögen aufgeteilt wurde und ein Jagdausübungsberechtigter die Jagderlaubnis nur für „seinen“ Jagdbogen erteilt hat.895 Unzulässig ist es daher, wenn ein Mitpächter ohne vorherige Billigung durch alle anderen Pächter mit einem Jagdgast im Revier die Jagd ausübt, sofern dies nicht im Gesellschaftsvertrag vereinbart wurde. Nimmt ein Pächter unzulässigerweise Dritte mit zur Jagd, können die übrigen Unterlassung verlangen.896 Die Mitpächter können eine gemeinsam vergebene Jagderlaubnis grundsätzlich auch nur gemeinsam widerrufen bzw. kündigen.897


Eine Pächterhöchstzahl ist nicht ausdrücklich vorgeschrieben. Aber in Jagdbezirken bis 400 Hektar dürfen maximal vier Personen ständig die Jagd ausüben.898 Dies gilt nicht nur im Hinblick auf Pächter, sondern auch in Bezug auf Inhaber ständiger Jagderlaubnisse. In größeren Jagdbezirken darf für jede weitere volle bejagbare 100 Hektar jeweils eine weitere Person ständig die Jagd ausüben. Ansonsten ist der Pachtvertrag von der Jagdbehörde zu beanstanden.899
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Der Jagdrechtsinhaber darf einzelne Teile seines Jagdbezirks verpachten, wenn sowohl der verpachtete als auch der verbleibende Teil bei Eigenjagdbezirken die (gesetzliche) Mindestgröße von 75 Hektar, bei gemeinschaftlichen Jagdbezirken die Mindestgröße von 250 Hektar erreicht.900 Man spricht insoweit von Jagdbögen. Die Verpachtung von Jagdbögen an Pächter des jeweiligen Jagdbogens901 ist von der Verpachtung des ganzen Bezirks an eine Pächtergemeinschaft zu unterscheiden, die nur im Innenverhältnis ein Revier in Teilreviere der Mitpächter aufspalten kann.
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Der Jagdpachtvertrag erlischt planmäßig, wenn die vereinbarte Pachtzeit endet. Vorzeitig kann er insbesondere erlöschen, wenn er aus besonderem Grund außerordentlich gekündigt wird.902 Eine solche fristlose Kündigung ist insbesondere bei besonders schweren oder wiederholten Vertragsverstößen zulässig. Die Jagdgenossenschaft kann etwa einen Pachtvertrag fristlos kündigen, wenn der Jagdpächter sich der Wilderei strafbar macht, bei der Jagdausübung schwere Straftaten nach dem TierSchG oder dem BNatSchG begeht, wenn die fällige Jagdpacht zweimal nicht bezahlt wird903, wenn das Vertrauensverhältnis unter Mitpächtern so zerrüttet ist, dass eine ordnungsgemäße Bejagung nicht mehr gewährleistet erscheint904 oder wenn der Revierinhaber vertragswidrig ohne Zustimmung des Verpächters mehrere entgeltliche Begehungsscheine vergibt905. Polemische Kritik am Verpächter stellt, anders als strafbare Beleidigung oder üble Nachrede, grundsätzlich keinen Grund zur fristlosen Kündigung dar.906 Ein nicht schwerwiegender Verstoß gegen jagdrechtliche Vorschriften, rechtfertigt eine fristlose Kündigung in der Regel nicht.907 Einer vorherigen Abmahnung bedarf es bei schwerwiegenden Verstößen grundsätzlich nicht. Erforderlich ist sie im Regelfall aber dann, wenn der Verstoß nicht schwerwiegend ist und erwartet werden kann, dass der Pächter die Verstöße nach Abmahnung unterlässt bzw. abstellt. Eine Abmahnung (vor der Kündigung wegen anhaltenden Verstoßes) ist etwa Voraussetzung einer Kündigung wegen Nichtzahlung der Pacht,908 übermäßiger Wildschäden infolge unzureichender Bejagung909 oder wegen unzulässiger Wildfütterungen. Im Regelfall ist eine (erfolglose) Abmahnung vor der Kündigung erforderlich, wenn der Pächter vertragswidrig eine entgeltliche Jagderlaubnis ausgibt.910 Hingegen dürfte eine Abmahnung nur ausnahmsweise geboten sein, wenn der Pächter die Jagd einem Begehungsscheininhaber vertragswidrig de facto unterverpachtet. Etwas anderes mag etwa gelten, wenn dies nur für die Dauer eines einjährigen Heilungsprozesses geschieht. Eine fristlose Kündigung eines Jagdpachtvertrages wegen zwei Jahre zurückliegenden unweidmännischen Verhaltens des Jagdpächters setzt ebenfalls die erfolglose Abhilfefristsetzung oder Abmahnung voraus, auch wenn dies nach dem Jagdpachtvertrag nicht ausdrücklich vorgesehen ist. 911


Zudem erlischt der Vertrag kraft Gesetzes, wenn dem Pächter der Jagdschein unanfechtbar entzogen worden ist oder die Gültigkeitsdauer des Jagdscheins abgelaufen ist und entweder die zuständige Behörde die Erteilung eines neuen Jagdscheines unanfechtbar abgelehnt hat oder der Pächter die Voraussetzungen für die Erteilung eines neuen Jagdscheins nicht fristgemäß erfüllt.912 Die behördliche Entscheidung muss m.a.W. bestandskräftig geworden sein.913 Ein Jagdpachtvertrag erlischt nicht allein durch den Ablauf der Gültigkeitsdauer eines Jagdscheins.914 Ist die Gültigkeit eines Jagdscheines abgelaufen, erlischt ein Jagdpachtvertrag915 nur dann, wenn der Pächter innerhalb einer von der Jagdbehörde gesetzten Frist keinen Jahresjagdschein beantragt oder sonstige Voraussetzungen dafür nicht erfüllt.916 Der Wegfall der Voraussetzungen für die Jagdscheinerteilung bzw. -verlängerung führen nicht automatisch zum Erlöschen des Pachtverhältnisses (ipso iure).917 In diesen Fällen kommt aber eine Kündigung oder Vertragsaufhebung in Betracht und muss nicht der Ausgang eines Straf- bzw. Verwaltungsverfahrens wegen zum Grund der Kündigung abgewartet werden. Nur die Kündigung bzw. der Aufhebungsvertrag schaffen hier die nötige Rechtsklarheit über das Ende des Pachtverhältnisses. Ansonsten wäre, etwa nach einem schweren Unfall des Pächters mit eventuell unheilbaren Lähmungen oder sich hinziehenden Ermittlungsverfahren wegen einer Trunkenheitsfahrt mit Todesfolge, lange unklar, ob und wann das Pachtverhältnis endet. Teil der Jagdpächter der Jagdbehörde seine Verletzungen nach einem Verkehrsunfall mit und entzieht die Behörde daraufhin dem Jagdpächter unanfechtbar den Jagdschein, liegt kein zur Schadensersatzpflicht führendes Verschulden des Jagdpächters vor.918


Besondere Regeln gelten für die Kündigung im Fall einer Pächtergemeinschaft. Hier kann auch gegenüber einzelnen Mitpächtern gekündigt werden.919 Wird hier einem der Pächter gekündigt oder erlischt der Vertrag gegenüber einem Pächter (etwa wegen dessen Todes), dann bleibt der Vertrag mit den übrigen Pächtern bestehen, es sei denn, der Vertrag entspricht dann nicht mehr den gesetzlichen Vorgaben und dieser Mangel wird auch bis zu Beginn des neuen Jagdjahres behoben.920 Der Jagdpachtvertrag kann vorsehen, dass nach dem Tod eines Mitpächters das Jagdausübungsrecht auf eine von den übrigen Pächtern durch Gesellschaftsbeschluss zu benennende Ersatzperson übergeht.921 Ist das Verhältnis zwischen Mitpächtern so sehr zerrüttet (schwerwiegendes Zerwürfnis), dass keine einvernehmlichen Entscheidungen gelingen, die für eine ordnungsgemäße Bejagung nötig sind, so kann die Jagdgenossenschaft aus diesem Grund kündigen.922 Dies gilt nicht, wenn sich Streitigkeiten zwischen den Pächtern nicht spürbar auf die Verpflichtungen gegenüber dem Verpächter auswirken.923


Die außerordentliche Kündigung des Pachtvertrags für einen gemeinschaftlichen Jagdbezirk bedarf eines Beschlusses der Genossenschaftsversammlung.924 Für die Formwirksamkeit der Kündigung ist es ausreichend, wenn alle Mitglieder des Jagdvorstands die Kündigung unterschreiben, sofern die Satzung nichts anderes regelt.925 Es kommt nicht darauf an, ob der der Kündigung zugrunde liegende Beschluss der Versammlung wirksam ist.926 Fehlt indes ein Beschluss der Versammlung zur Kündigung, dann fragt sich, ob die Kündigung trotz dieses Mangels im Innenverhältnis wirksam ist. Dies ist im Ergebnis zu verneinen,927 obwohl der Jagdvorstand die gesetzliche Vertretungsmacht besitzt928. Der allgemeine Grundsatz, dass Rechtsgeschäfte von gesetzlichen Vertretern unabhängig von Beschränkungen im Innenverhältnis grundsätzlich wirksam sind, dient dem Schutz des Rechtsverkehrs. Dieser Schutzzweck greift aber nicht bei der Kündigung eines Jagdpachtverhältnisses. Es bedarf hier keines Schutzes eines Vertrauens des Pächters auf die Wirksamkeit der Kündigung. Er wird die Kündigung nicht wollen und zudem meist Kenntnis haben, dass es keinen Kündigungs-Beschluss der Genossenschaftsversammlung gibt. Klarzustellen ist, dass der Pachtvertrag auch dann nicht bereits mit dem Beschluss der Versammlung endet, wenn der Pächter Jagdgenosse ist und an der Sitzung929 teilnimmt. Dies folgt daraus, dass der Beschluss reiner Innenrechtsakt ist und die Genossenschaft insoweit einer Vertretung nach außen durch den Jagdvorstand bedarf, um die Kündigung auszusprechen. Dass nach der Satzung der Jagdgenossenschaft die Genossenschaftsversammlung über die Änderung und Verlängerung laufender Jagdpachtverträge zu beschließen hat, ändert nichts daran, dass im Verhältnis zum Jagdpächter der Jagdvorstand für die Kündigung eines Jagdpachtvertrages zuständig ist.930 Ein Fehler im Innenverhältnis infiziert daher nicht die Wirksamkeit einer vom Vorstand ausgesprochenen Kündigung.


Mi der Beendigung des Vertragsverhältnisses steht dem Verpächter ein vertraglicher Anspruch auf Unterlassung weiterer Jagdausübung zu.931 Besteht die Besorgnis, dass der Pächter bei Beendigung des Vertrags die Jagd weiterhin ausüben wird, dann kann der Verpächter auf künftige Leistung (Unterlassung) klagen.932 Ein Unterlassungsanspruch steht dem Eigentümer bzw. der Genossenschaft im Übrigen auch im Falle der Nichtigkeit des Pachtvertrags zu, wenn der Vertragspartner die Nichtigkeit bestreitet.933


Ist der Vertrag nichtig oder endet er vorzeitig, so ist dem Grundsatz nach ein im Vertrauen auf die Wirksamkeit bzw. den Fortbestand des Vertrags, jedoch ohne Rechtsgrund gezahlter Pachtzins nach Bereicherungsrecht zu erstatten bzw. (im Falle vorzeitigen Pachtendes) anteilig zu erstatten. Dies gilt jedoch nicht, wenn dem Pachtbewerber die Nichtigkeit des Pachtvertrags bekannt war.934 Der Rückforderungsanspruch kann im Übrigen auch aufgrund Aufrechnung mit Gegenforderungen der Jagdgenossenschaft erlöschen.935


48a


Der Bestand des Pachtvertrags ist vom Wechsel des Grundeigentümers unabhängig.936 Der neue Grundeigentümer tritt in die Stellung des ehemaligen Jagdgenossen bzw. des alten Inhabers des Eigenjagdbezirks ein.937 Dies gilt auch im Falle einer vermögensrechtlichen Rückübertragung938 oder einem Eigentumserwerb durch Zwangsversteigerung. Bei letzterer gilt aber, dass der neue Eigentümer nicht für Forderungen, etwa Schadensersatzforderungen, gegen den Alteigentümer haftet.939 Der Pachtvertrag erlischt auch dann nicht, wenn Jagdbezirksflächen durch Flächenerwerb in einen Eigenjagdbezirk umgewandelt bzw. diesem angegliedert werden (Kauf bricht nicht Pacht).940 Entsteht aber ein Eigenjagdbezirk, muss der Eigentümer eine Pachtvertrag nicht gegen sich gelten lassen, wenn der Zeitpunkt seiner Verlängerung erst nach dem Eintritt der Voraussetzungen des Entstehens des Eigenjagdbezirks liegt.941 Der Fortbestandsschutz gilt nicht für Verlängerungen.942


Der Erwerb des Eigentums am Jagdgebiet oder wesentlicher Teile hiervon durch einen Dritten führt in der Regel nicht zum Wegfall der Geschäftsgrundlage des Pachtvertrags, auch wenn der Erwerb einer die Jagd ganz oder weitgehend ausschließenden Nutzung dienen soll.943 Dies kommt aber bei behördlicher Zulassung des Vorhabens, etwa eines Photovoltaik-Großanlage oder eines Golfplatzes in Betracht.


48b


Der Pachtvertrag erlischt grundsätzlich nicht mit dem Tod des Pächters.944 Sofern im Pachtvertrag nichts anderes vereinbart ist, gehen im Fall des Todes des Jagdpächters seine Rechte und Pflichten auf die Erben über.945 In diesem Fall müssen seine Erben der Jagdbehörde benennen, wer künftig im Jagdbezirk die Jagd ausüben soll.946 Der oder die benannten Personen müssen einen Jahresjagdschein besitzen. Handelt es sich dabei um die oder einen Erben selbst, müssen sie den Jagdschein noch nicht (wie sonst) während mindestens drei Jahre besessen haben, um jagdpachtfähig sein (sog. Erbenprivileg).947 Ein Einzelerbe, sofern Jagdscheininhaber, kann daher unmittelbar mit seiner Erklärung die „Erbfolge in den Pachtvertrag“ antreten.948 Benennen die Erben hingegen Personen, die nicht Erben sind, so müssen diese jagdpachtfähig sein, um in den Pachtvertrag einzutreten.949 Wird der verstorbene Jagdpächter von mehreren Personen beerbt, kann sich in seltenen Fällen das Problem ergeben, dass die (für das Revier jeweils zu bestimmende) zulässige Höchstzahl der ständig dort die Jagd Ausübenden überschritten wird. Dies gilt dann, wenn mehrere Erben einen Jagdschein besitzen und auch die Jagd dort ausüben wollen. Sollte keine rechtskonforme Einigung aller Pächter gefunden werden, müsste die Jagdbehörde den Pachtvertrag beanstanden.


48c


Rechtsstreitigkeiten über die Wirksamkeit des Pachtvertrags bzw. seiner Kündigung, die Wirksamkeit eines Verlängerungsvertrags, über pachtvertragliche Pflichten bzw. Schadensersatz wegen Vertragsverletzungen sind zivilrechtliche Streitigkeiten950, weil der Jagdpachtvertrag ein zivilrechtlicher Vertrag ist.951 So ist etwa für eine Klage auf Feststellung, dass die Verlängerung eines Jagdpachtvertrages nichtig ist, der ordentliche Rechtsweg eröffnet.952 Ebenso kann etwa das (Fort-) Bestehen eines Pachtvertrages Gegenstand einer zivilgerichtlichen Feststellungsklage sein, sofern ein berechtigtes Interesse an der Feststellung besteht.953 So hat der Jagdpächter etwa ein berechtigtes Interesse an der Feststellung des Bestehens bzw. Nichtbestehens des Jagdpachtvertrages, wenn eine Kündigung des Vertrags ausgesprochen wurde.954 Die Vertragsparteien mögen zivilgerichtlich etwa auch streiten um Rückzahlungsansprüche nach Pachtminderung oder die Unterlassung ehrverletzender Äußerungen.955 Mitpächter sind nur gemeinsam für eine Klage auf Feststellung der Unwirksamkeit der Kündigung ihres Pachtvertrags klagebefugt bzw. die Klage eines Mitpächters bedarf der Zustimmung der übrigen Pächter.956 Für Streitigkeiten aus dem Jagdpachtvertrag ist das Zivilgericht zuständig, in dessen Gerichtsbezirk sich der streitgegenständliche Jagdbezirk befindet.957


Die Jagdgenossenschaft kann im Wege der einstweiligen Anordnung durchsetzen, dass der Jagdpächter die vertraglich geschuldete Bejagung von Schadwild gemäß Abschussplan tatsächlich durchführt.958 Für einen Eilrechtsschutz des fristlos gekündigten Jagdpächters gegen Maßnahmen zur Unterbindung seiner Jagdausübung durch den Verpächter fehlt ein Verfügungsgrund, wenn aufgrund der Bestellung eines kommissarischen Jagdbeauftragten Jagdschutz und Wildschadensbekämpfung sichergestellt sind.959 Klagt hingegen ein Jagdgenosse aufgrund seiner mitgliedschaftlichen Stellung auf Feststellung der Nichtigkeit eines Beschlusses oder Abschlusses eines Pachtvertrages liegt eine verwaltungsrechtliche Streitigkeit vor, für die das Verwaltungsgericht zuständig ist.960 Ein Jagdgenosse kann aber ebenso eine zivilgerichtliche Feststellungsklage gegen den richten, an den die Jagdgenossenschaft gegen seinen Willen die Jagd verpachtet hat, um feststellen zu lassen, dass der Vertrag nichtig ist und der Beklagte nicht berechtigt ist, Grundflächen des Jagdgenossen zu betreten.961 Verwaltungsrechtliche wie zivilrechtliche Feststellungsklage bedürfen eines Feststellungsinteresses. Es bedarf eines rechtlichen Interesses an der baldigen Feststellung.962 Das Interesse, dem Beklagten das Betreten seines Grundstücks verbieten, ist ein solches berechtigtes Feststellungsinteresse des Grundstückseigentümers.963 Das berechtigte Interesse an der Feststellung der Unwirksamkeit eines Verpachtungsbeschlusses kann nicht mit der Möglichkeit der Rückgängigmachung des Pachtvertrages begründet werden.964


Die Gerichts- und Anwaltsgebühren bemessen sich dabei nach dem Streitwert der Sache.965 Bei der Klage auf Feststellung der Nichtigkeit eines Pachtvertrages bzw. seiner Verlängerung ist aufgrund der vertragsvernichtenden Wirkung des ggf. obsiegenden Urteils bei der Bemessung des Zuständigkeitsstreitwertes die für diesen Zeitraum zu zahlende Pacht vollumfänglich in Ansatz zu bringen.966 Für die Bemessung des Streitwerts bei vorzeitiger Beendigung des Jagdpachtvertrags ist der Pachtzins der Restlaufzeit heranzuziehen.967


3. Jagderlaubnis
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Vom Jagdausübungsrecht ist die Jagderlaubnis abzugrenzen.968 Sie wird dem Erlaubnisnehmer vom Jagdausübungsberechtigten für dessen Revier erteilt.969 Gibt es mehrere Jagdausübungsberechtigte, etwa eine Pächtergemeinschaft, muss die Erlaubnis von allen Jagdausübungsberechtigten gemeinsam vergeben sein, um wirksam zu werden.970 Ist eine Personenmehrheit Eigentümer eines Eigenjagdbezirks, müssen grundsätzlich alle Eigentümer gemeinsam die Jagderlaubnis erteilen. Die Jagderlaubnis kann in diesen Fällen auch nur gemeinsam entzogen werden. Der Erlaubnisnehmer wird nicht zum „Jagdausübungsberechtigten“ im Sinne des Jagdrechts, obwohl er durchaus eine (beschränkte) Berechtigung besitzt, in einem Revier zu jagen (!).971 Er hat aber nicht das Recht „die“ Jagd auszuüben, weil ihm nur eine beschränkte, vom Revierinhaber abgeleitete Befugnis zusteht. Er hat aufgrund der Erlaubnis insbesondere kein Recht zur Aneignung von Wild,972 sofern nichts anderes vereinbart ist. Nimmt der Jagdgast erlegtes Wild in Besitz, so entsteht mit der Inbesitznahme Eigentum des aneignungsberechtigten Jagdausübungsberechtigten.973 Der Revierinhaber kann mit dem Jagdgast vereinbaren, dass dieser sich Wild gegen ein bestimmtes Entgelt aneignen darf. Wer als Jagdgast an einer Drückjagd teilnimmt, erklärt konkludent sein Einverständnis zu den für alle geltenden Bedingungen für den Wilderwerb. Nicht zu beanstanden ist es, wenn der Revierinhaber vor einer Gesellschaftsjagd erklärt (und der Jagdgast dies explizit oder konkludent annimmt), dass Erleger von nicht freigegebenen Stücken das doppelte Abschussentgelt (bzw. den doppelten Jagdkostenbeitrag) zu zahlen haben.974 Dies gilt entsprechend für die Vorgabe des Revierinhabers, dass zerschossene oder unsachgemäß versorgte und daher unverwertbare Stücke vom Erleger für einen benannten oder den marktüblichen Kilopreis für verwertbares Wild zu übernehmen sind.


Jagderlaubnisse können sich erheblich unterscheiden. Sie können mündlich oder schriftlich, entgeltlich oder unentgeltlich, ständig oder nicht ständig975, für das unbeschränkte Erlegen von Wild oder aber beschränkt auf bestimmte Wildarten oder Streckenzahlen sowie mit und ohne Jagdschutzbefugnisse erteilt werden.976 So mag ein Jagdgast etwa mündlich für drei Stunden zu einer Drückjagd auf Sauen eingeladen sein oder aber Inhaber einer vertraglich geregelten, unbefristeten, entgeltlichen Erlaubnis für das Revier mit weitreichenden Jagd- und gar übertragenen Jagdschutzbefugnissen sein (indes unter Einschränkungen).977 Bei einer Drückjagd gelten neben explizit persönlich eingeladenen Jägern auch ohne Einladung erschienene Jagdgäste als eingeladen, die nach ihrem Erscheinen am Sammlungsort vor der Jagd mit Wissen und Wollen des Jagdleiters (und ihnen selbst) in die Teilnehmerliste eingetragen werden. Ein Vertrag über eine hierin so bezeichnete „Jagderlaubnis“ kann einen Jagdpachtvertrag darstellen, wenn die Auslegung ergibt, dass die vertraglich geregelten Rechte und Pflichten denen eines Pächters entsprechen.978 Die schriftliche Jagderlaubnis (Jagderlaubnisschein) für mindestens ein Jagdjahr nennt man auch Begehungsschein. In der Regel wird er gegen Entgelt erteilt. Eine entgeltliche Jagderlaubnis darf in Sachsen-Anhalt auch an (nicht-jagdpachtfähige) Jungjäger erteilt werden.979 Eine entgeltliche Erlaubnis liegt auch dann vor, wenn die Jagderlaubnis zwar als unentgeltlich bezeichnet wird, der Jagdpächter sich jedoch die Zahlung eines „Hegebeitrages“ versprechen lässt.980 Der Revierinhaber muss der Jagdbehörde die Erteilung ständiger und entgeltlicher Jagderlaubnisse anzeigen.981 Die Behörde kann die Erlaubnis bei Mängeln beanstanden.982 Jagdpachtverträge sehen oft vor, dass die Vergabe entgeltlicher Jagderlaubnisse der Zustimmung des Verpächters bedarf. Ein Verstoß hiergegen kann den Verpächter zur fristlosen Kündigung berechtigen.983


Eine unentgeltliche Jagderlaubnis kann jederzeit aufgehoben werden (freie Widerruflichkeit unentgeltlicher Jagderlaubnisse).984 Dies gilt auch dann, wenn sie auf bestimmte Zeit erteilt ist.985 Eine entgeltliche Jagderlaubnis kann hingegen nur nach näherer Maßgabe des Gesetzes ordentlich fristgerecht oder außerordentlich (aus wichtigem Grund) fristlos gekündigt werden.986 Auch der Erlaubnisnehmer hat ein Kündigungsrecht, etwa wenn die Jagdmöglichkeit nicht wie vereinbart eingeräumt wird. Hingegen berechtigt ihn nicht zur Kündigung, dass statt des vereinbarten entgeltlichen Begehungsscheines zunächst nur eine unentgeltliche Erlaubnis erteilt wird, wenn der Pächter auf Verlangen unverzüglich einen entgeltlichen Erlaubnisschein ausstellt, mit dessen Genehmigung durch die Jagdgenossenschaft und Nichtbeanstandung durch die Jagdbehörde zu rechnen ist.987 Für den Staatsforst werden in der Regel nur entgeltliche Jagderlaubnisse erteilt. Wird ein Vertrag geschlossen, wird dieser in der Regel als zivilrechtlicher Vertrag zu werten sein, auch wenn die Kosten für die allgemeine Zulassung von Jagdgästen zur Einzeljagd in Staatsforsten und die Abschussentgelte in einer Jagdnutzungsrichtlinie geregelt sind. In diesen Fällen liegt regelmäßig fiskalisches Handeln vor.988 Jagderlaubnisse für Staatsjagdreviere können aber auch ein öffentlich-rechtliches Rechtsverhältnis begründen, zumal der Staat nach einer anerkannten Vermutungsregel im Zweifel öffentlich-rechtlich handelt. Dies wird man etwa annehmen können, wenn der Nationalpark Harz aus Naturschutzgründen Jagdscheininhabern die Jagd auf Rotwild unentgeltlich und ohne Recht an der Trophäe gestattet. Man wird daher die Rechtsnatur des Rechtsverhältnisses zwischen Staat und Erlaubnisnehmer jeweils würdigen müssen. Die Voraussetzungen für einen Widerruf der Erlaubnis bzw. des Ausschlusses von einer laufenden Jagd bestimmen sich bei Vertragsverhältnissen nach dem Vertragsinhalt. Fehlen insoweit vertragliche Regelungen, gelten die allgemeinen Grundsätze für die fristlose Kündigung aus wichtigem Grund. So kann etwa ein Jagdgast im Anschluss an einen von ihm mit zu verantwortenden Konflikt mit dem Jagdleiter von der Jagd ausgeschlossen werden.989 Wurde dem Jagdgast einseitig vom Staat die Jagd erlaubt und ist das Rechtsverhältnis als öffentlich-rechtlich zu werten, richtet sich der Widerruf nach den einschlägigen Verwaltungsvorschriften; fehlen solche, muss der Widerruf wie ohnehin jedenfalls willkürfrei sein.990


Will der Jagdgast die Jagd ohne Begleitung und außerhalb der Reichweite des Revierinhabers 991 (oder einem von diesem angestellten Jäger) ausüben, muss er ständig eine schriftliche Erlaubnis mit sich führen.992 Das Erfordernis entfällt, wenn der Revierinhaber (oder ein von diesem angestellter Jäger) im Jagdbezirk anwesend ist und ohne Schwierigkeiten zu erreichen ist. Dies ist jedenfalls dann nicht gegeben, wenn sich der Jagdgast zwei Kilometer vom Revierinhaber entfernt oder zwischen beiden eine Wegstrecke von 15 Minuten liegt.993


In der Praxis der Drückjagd erhalten revierfremde Jagdgäste üblicherweise keine schriftliche Erlaubnis, auch wenn sie außerhalb der Reichweite der Revierinhaber jagen. Sie werden meist nur namentlich in einer Teilnehmerliste geführt und genau bezeichneten Ständen zugewiesen bzw. dort angestellt.994 Ob ein Revierinhaber bei einer großen, langen Drückjagd in einem großen Revier „ohne Schwierigkeiten zu erreichen ist“, muss als Einzelfallfrage bezeichnet werden. Soll etwa in einem großen unübersichtlichen Revier erst nach fünf Stunden Jagd Hahn in Ruh sein, sind Jagdgäste weitab vom Revierinhaber (oder vom angestellten Jäger) am Stand angestellt und darf der Stand wie üblich für die Dauer der Jagd nicht verlassen werden, so besteht für einen solchen Jagdgast ohne Ruf- oder Telefonverbindung mit dem Revierinhaber regelmäßig für die Dauer der Jagd keine Möglichkeit den Revierinhaber „ohne Schwierigkeiten zu erreichen“. In der heutigen Zeit der Smartphones und Chat-Gruppen dürfte die Rechtsfrage aber an Bedeutung verloren haben.
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Die entgeltliche Jagderlaubnis ist von der Unterverpachtung abzugrenzen.995 Diese ist zulässig, sofern nichts Abweichendes vereinbart wurde.996 Durch Auslegung ist zu ermitteln, ob tatsächlich (nur) eine Erlaubnis gewollt ist oder der Vertrag trotz anderer Bezeichnung der Sache nach ein Pachtverhältnis begründen soll.997 Eine entgeltliche als „Jagderlaubnis“ bezeichnete Berechtigung kann der Sache nach einen Unterpachtvertrag darstellen. Ein Vertrag über eine ständige entgeltliche Jagderlaubnis ist als Unterverpachtung zu werten, wenn die Vereinbarung einer entgeltlichen Jagderlaubnis dem Erlaubnisnehmer eine pächterähnliche Stellung einräumt und eine Umgehung des Jagdpachtrechts darstellt. Dies liegt jedenfalls dann vor, wenn ein Pächter sein Jagdausübungsrecht in seiner Gesamtheit auf einen Erlaubnisnehmer überträgt, so dass diesem das Fruchtziehungsrecht, also die Aneignung und Verwertung der Jagdbeute, allein zustehen.998


Aber auch die Einräumung einer Stellung als „de Facto-Mitpächter“ stellt eine Umgehung dar. So ist ein Unterpachtverhältnis anzunehmen, wenn dem Vertragspartner des Pächters die Aneignung des geschossenen Wildes ohne Rücksprache mit dem Jagdpächter eingeräumt wird.999 Vereinbaren Jagdpächter und Inhaber einer entgeltlichen Jagderlaubnis, dass der Erlaubnisinhaber im Innenverhältnis zum Pächter im Hinblick auf die Wahrnehmung des Jagdausübungsrechts und sonstiger Pächterrechte eine völlig gleichberechtigte Stellung innehat, so ist dieser Vertrag einer Unterverpachtung gleich zu erachten („de facto-Unterpächter“).1000 Das Fehlen einer Abschussbegrenzung spricht für einen Pachtvertrag und gegen das Vorliegen einer Erlaubnis.1001 Eine Umgehung liegt nicht bereits deshalb vor, weil die Vereinbarung Regelungen enthält, die auch bei einem Jagdpachtvertrag üblich sind.1002 Die rein tatsächliche (wie die ausdrückliche) Unterverpachtung verstößt gegen das in den meisten Pachtverträgen enthaltene Unterverpachtungsverbot.1003 Ist dem Jagdpächter eine Unterverpachtung verboten und liegen die weiteren Voraussetzungen der außerordentlichen Kündigung (in der Regel die Abmahnung) vor, kann der Verpächter den Jagdpachtvertrag mit sofortiger Wirkung kündigen.1004 Im Übrigen gilt auch für den Unterpachtvertrag ein Schriftformerfordernis1005 und die Pflicht zur Anzeige des Pachtvertrages gegenüber der Jagdbehörde. Ansonsten ist auch der Unterpachtvertrag nichtig.
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Wer die Jagd ausübt, muss einen auf seinen Namen lautenden Jagdschein1006 mit sich führen und diesen auf Verlangen Polizeibeamten sowie Jagdschutzberechtigten vorzeigen.1007 Führt der Jäger eine Schusswaffe, muss er zudem seinen Personalausweis (oder Reisepass) und seine Waffenbesitzkarte bei sich tragen.1008 Wer als Jagdgast mit einer Schusswaffe außerhalb der Reichweite des Revierinhabers die Jagd ausübt, muss daher Personalausweis (oder Pass), Jagdschein, schriftliche Jagderlaubnis und die Waffenbesitzkarte mitführen. Im Ergebnis ist somit nur zur Jagdausübung an einem konkreten Ort berechtigt, wer Jagdscheininhaber und Revierinhaber ist oder als angestellter Jäger oder Jagdgast eine (beschränkte) Befugnis besitzt, in einem Jagdbezirk zu jagen.1009
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Folgende Personengruppen der zulässigen Jagdausübung (Inhaber des Jagdausübungsrechts) sind also zu unterscheiden:


Erstens: Eigentümerjagd




	eigene Jagdausübung des Eigentümers eines Eigenjagdbezirks,1010 (selbst oder durch angestellte Jäger)


	eigene Jagdausübung der Jagdgenossen1011 (selbst oder durch angestellte Jäger1012)





Zweitens: Pächterjagd




	Jagdausübung durch Pächter eines Eigenjagdbezirks,


	Jagdausübung durch Pächter eines gemeinschaftlichen Jagdbezirks1013






Drittens: Sonderfälle:




	Jagdausübung durch Nutznießer des ganzen Eigenjagdbezirks1014 (z.B. Landwirt, der die Flächen aufgrund eines Nießbrauchsrechts land- und forstwirtschaftlich nutzt),


	Jagdausübung durch eine vom Eigentümer des EJB benannte Person, die nicht Pächter ist1015 (z.B. Sohn des Eigentümers),


	beschränktes Jagdausübungsrecht der Eigentümer befriedeter Bezirke und befugter Jäger im Rahmen der Nachsuche und


	Jagdausübung durch von der Jagdbehörde bestellte Notjäger1016






4. Jagdschutz
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Mit dem Jagdausübungsrecht ist auch die Befugnis zum Jagdschutz verbunden. Der Jagdschutz umfasst den Schutz des Wildes vor Wilderern, Futternot, Wildseuchen, vor wildernden Hunden1017 und Katzen sowie die Sorge für die Einhaltung der zum Schutze des Wildes und der Jagd1018 erlassenen Vorschriften.1019 Das Landesjagdgesetz sieht Maßnahmen gegenüber Wilderern und anderen Rechtsverletzern sowie Maßnahmen gegenüber Hunden und Katzen vor.1020 Es gestattet dem Jagdschutzberechtigten, Personen anzuhalten, die in einem Jagdbezirk unberechtigt jagen oder eine sonstige Zuwiderhandlung gegen jagdrechtliche Vorschriften begehen oder außerhalb der zum allgemeinen Gebrauch bestimmten Wege zur Jagd ausgerüstet angetroffen werden (Anhalterecht).1021 Die Jagdschutzberechtigten dürfen die Identität dieser Personen feststellen und ihnen gefangenes oder erlegtes Wild, Schuss- und sonstige Waffen, Jagd- und Fanggeräte, Hunde und Frettchen abnehmen (Abnahmerecht).1022 Im Rahmen des Anhalterechts und zur Identitätsfeststellung dürfen sie z.B. die Person durch „Sich-in-den-Weg-Stellen“ anhalten und diese fotografieren, nicht jedoch etwa sie durchsuchen oder gar mit der Waffe bedrohen.1023 Weitergehende Rechte können sich gegenüber Straftätern ergeben. Das LG Frankfurt am Main hielt sogar einen zum Stoppen eines Autos und zur Identitätsermittlung abgegebenen Schuss auf einen Reifen eines Autos für rechtmäßig, mit dem autonome Tierschützer, die im Revier Straftaten begangen hatten, zu flüchten versuchten.1024


Der befugte Jäger darf im Rahmen des Jagdschutzes außerdem innerhalb des Jagdbezirks andere auffordern, Störungen des Wildes zu unterlassen, sofern diese Personen durch Verstöße gegen das Feld- und Forstordnungsrecht erheblich beunruhigen oder Wild an störungssensiblen Plätzen beunruhigen.1025 Sind mehrere Personen, etwa als Mitpächter, jagdausübungsberechtigt, stehen die Jagdschutzbefugnisse jedem zu.1026


Aus dem Jagdausübungsrecht des Jagdausübungsberechtigten abgeleitet ist sein Recht, Jagdaufseher zu bestellen, die von der oberen Jagdbehörde bestätigt werden. Diese von der Jagdbehörde bestätigten Jagdaufseher führen einen Dienstausweis und sind zum Tragen eines Dienstabzeichens berechtigt.1027 Hiervon zu unterscheiden ist der Jagdschutz durch Bedienstete der Jagdbehörde. Jagdaufseher werden für Revierinhaber auf der Grundlage eines zivilrechtlichen Dienstleistungsvertrages tätig, wobei üblicherweise ein Entgelt vereinbart wird.1028
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Der Jagdwilderei macht sich strafbar, wer unter Verletzung fremden Jagdrechts dem Wilde nachstellt, es fängt, erlegt oder sich zueignet oder eine Sache, die dem Jagdrecht unterliegt, sich zueignet, beschädigt oder zerstört.1029 Keine Jagdwilderei liegt grundsätzlich beim Überjagen einer Hundemeute vor, da ein Überjagen nahezu nicht auszuschließen ist. Etwas anderes kann nur gelten, wenn es den Hundeführern gerade auf das Überjagen ankommt, um etwa Wild vom Nachbarrevier in das eigene Revier zu treiben. Wer seinen Hund (außerhalb weidgerechter Jagdausübung) Wild hetzen lässt und dabei billigend in Kauf nimmt, dass der Hund ein Stück reißt, macht sich ebenfalls der Wilderei strafbar. Wer seinen Hund fahrlässig ein für die Aufzucht notwendiges Elterntier in der Setz- und Brutzeit vor dem Selbstständigwerden der Jungtiere bejagen lässt, macht sich zwar nicht der Wilderei, jedoch nach dem BJagdG strafbar.1030 Wilderei begeht auch, wer unter Verstoß gegen die gesetzliche Wildfolge im fremden Revier nachsucht. Nicht etwa geht insoweit eine Ordnungswidrigkeit (unbefugte Wildfolge) nach Landesrecht der Jagdwilderei als spezielleres Gesetz vor.1031 Da einem Jagdpächter in einem befriedeten Bezirk, der innerhalb seines Jagdbezirks liegt, kein Jagdausübungsrecht zusteht, begeht er Jagdwilderei, wenn er dort (ohne besondere gesetzliche, behördliche oder rechtsgeschäftliche Befugnis)1032 dort jagt.1033 Die Weite des Wilderei-Tatbestands wird leicht übersehen. Zum Nachstellen zählt etwa bereits das Anstehen mit einem leicht schussfertig zu machenden Gewehr auf dem Stand, das Auslegen von Schlingen oder das Heranpirschen. Da auch Abwurfstangen dem Jagdrecht unterliegen, erfüllt bereits das Mitnehmen den Tatbestand der Wilderei (!).1034 Im Übrigen begründet es Unterlassungsansprüche des Berechtigten.1035
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Jedermann, der einen Wilderer auf frischer Tat ertappt, darf ihn vorläufig festnehmen, wenn seine Identität nicht sofort festgestellt werden kann oder er der Flucht verdächtig ist.1036 Dieses Recht zur vorläufigen Festnahme besteht indes ohnehin bei allen Straftaten im Revier. Kinder (Personen vor Vollendung des 14. Lebensjahres) dürfen, da strafunmündig, nicht auf dieser Grundlage festgehalten werden. Das Kind dürfte aber im Rahmen des Jagdschutzes zumindest von der weiteren Begehung einer jagdbezogenen Straftat abgehalten werden. Der Jäger darf einen Wilderer unter anderem mit Polizeigriff festhalten, ihn fesseln, die Weiterfahrt mit dem Wilderer-Fahrzeug durch Barrieren stoppen und die Flucht durch Warnschüsse verhindern. Dem Grundsatz nach darf der Revierinhaber in seinem Revier gegenüber Straftätern mit dem Einsatz der Schusswaffe drohen, um deren Flucht zu verhindern und die Straftäter festnehmen zu können. Da das angewendete Mittel zum Festnahmezweck in einem angemessenen Verhältnis stehen muss, verbietet sich in der Regel ein Schuss auf den Straftäter.1037 Schüsse auf den Straftäter kommen daher nur in Notwehr- bzw. Nothilfesituationen in Betracht.1038 Evident unverhältnismäßig ist es etwa zur Durchsetzung des Rechtes auf Feststellung der Person oder zur vorläufigen Festnahme mit dem Erschießen zu drohen und zur Bekräftigung dieser Drohung dicht an dem Straftäter vorbeizuschießen.1039


Das Risiko für Leib und Leben des Jägers kann indes sehr hoch sein, da vor allem Wilderer ihre Schusswaffen auch gegen den Festnehmenden einsetzen können, um der Strafverfolgung zu entgehen und zudem durch Falschbehauptungen den Jäger der Gefahr der Strafverfolgung aussetzen. Tödlich endete etwa für einen Revierinhaber die Aufforderung an einen sich im Revier aufhaltenden bewaffneten und wohl alkoholisierten, suizidalen Jagdscheininhaber, das Revier sofort zu verlassen. Die vom Täter behauptete Notwehrsituation (der Getötete habe nach dem Streit seine Flinte laden und auf ihn schießen wollen) folgte das Tatgericht zwar nicht, jedoch wurde nur wegen Körperverletzung mit Todesfolge bestraft und das Urteil im Revisionsprozess aufgehoben, weil das Tatgericht mit fehlerhaften Erwägungen die Möglichkeit eines Notwehrexzesses ausgeschlossen habe.1040
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Im Rahmen von Jagdschutzmaßnahmen gegenüber Wilderern kann es zu Notwehrsituationen kommen. Wer einen Wilderer verletzt oder tötet, um einen gegenwärtigen rechtswidrigen Angriff des Wilderers von sich oder einem anderen abzuwenden, handelt nicht rechtswidrig (Recht braucht Unrecht nicht zu weichen!).1041 Abwehrfähig sind nicht nur Angriffe auf das eigene Leben, sondern auch Angriffe auf das Leben anderer (Nothilfe) sowie Angriffe auf sonstige Rechtsgüter, namentlich auf das „Jagdausübungsrecht“ oder das Eigentum an jagdlichen Einrichtungen. So dürfte ein auf dem Hochsitz befindlicher Jäger Jagdgegnern in die Beine schießen, wenn er sie, selbst nach erfolglosem Warnschuss, anders nicht von dem Versuch abhalten kann, den Hochsitz mitsamt ihm, umzukippen.1042 Der Jagdausübungsberechtigte darf in seinem Revier den Wilderer mit Gewalt am Schuss auf Wild hindern. Vom Notwehrrecht ist mangels Gegenwärtigkeit des Angriffs hingegen der Schuss auf einen ohne Jagdbeute flüchtenden Wilderer nicht gedeckt. Von einem Notwehrexzess spricht man, wenn der Angegriffene aus Verwirrung, Furcht oder Schrecken das zulässige Abwehrmaß überschreitet, er aus diesem Grund zwar rechtswidrig, nicht aber schuldhaft handelt.1043


Unzulässig ist es selbstverständlich, Jagdwaffen außerhalb des Reviers (etwa bei einer Familienfeier)1044 mitzuführen, weil man dort mit einem Angriff rechnet. Der Einsatz der Waffe ist in diesem Fall rechtswidrig.1045 Keine jagdrechtliche Frage ist es, ob ein Jagdscheininhaber seine Jagdwaffe einsetzen darf, um (ohne Bezug zu Revier und Jagdausübung) sein Eigentum zu schützen. Die Frage mag sich etwa im Fall eines nächtlichen Einbruchs in sein Haus bzw. seine Wohnung stellen. Auch insoweit gilt das Notwehrrecht. Rechtmäßig ist daher insbesondere das Drohen mit dem Schusswaffeneinsatz, um die Einbrecher festzunehmen oder das Verlassen des Hauses durchzusetzen. Fliehen die Einbrecher (mit oder ohne Beute), ist ein gezielter Schuss auf den Körper der Straftäter nicht vom Notwehrrecht gedeckt.1046 Strafbar machte sich etwa ein gehbehinderter Rentner, der einen von mehreren Räubern erschoss, die ihn überfallen hatten. Die Tat war keine Notwehr, weil der Rentner dem Migranten mehrfach in den Rumpf schoss, obwohl sich dieser nach Auslösen der Alarmanlage bereits auf der Flucht befand.1047
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Das Notwehrrecht ist vom Notstand abzugrenzen. Hierbei geht es um die Rechtfertigung der Abwehr einer gegenwärtigen Gefahr, die eine Rechtsverletzung erfordert.1048 Würde etwa ein Kind von einem tollwütigen Wildtier angegriffen, dürfte ein Jäger, der sich zufällig am Ort des Geschehens aufhält, dieses Tier auch außerhalb seines Reviers töten, wenn er nur so die Gefahr abwenden kann. Nach dem Notstandsrecht ist auch etwa der Abschuss eines Wolfes nicht rechtswidrig, wenn dieser einen Jagdhund zu töten droht und er nicht auf andere Weise als durch einen tödlichen Schuss (Armbewegungen, Schreien, Warnschuss) hiervon abgebracht werden kann.1049


56


Jagdschutzberechtigte dürfen Hunde im Jagdbezirk töten, die sie außerhalb der Einwirkung ihres Herrn antreffen,1050 es sei denn, es handelt sich um einen als solchen kenntlichen Jagd-,1051 Hirten-, Blinden-, Polizei- oder sonstigen Diensthund.1052 Ist er nicht als solcher kenntlich, haftet der Jagdschutzberechtigte nicht auf Schadensersatz, wenn er den Hund (außerhalb der Einwirkung seines Herrn) zum Schutz des Wildes tötet.1053 Nicht mehr unter der Einwirkung seines Herrn befindet sich ein Hund jedenfalls dann, wenn er sich außerhalb der Hör- und Sichtweite aufhält.1054 Maßgeblich ist, ob der Hund jederzeit zurückgerufen werden kann und dem Ruf auch folgen würde.1055 Ein Wildern oder gar wiederholtes Wildern1056 des Hundes ist nicht erforderlich.1057 Die Tötungsbefugnis ist auch nicht durch ein Gebot der Angemessenheit, aber wohl durch das Verbot des Rechtsmissbrauchs beschränkt. Der Abschuss muss dem Jagdschutz dienen, d.h. dem Schutz des Wildes. Ist ein Hund daher erkennbar bzw. bekanntermaßen keinerlei Gefahr für das Wild, darf er nicht geschossen werden.1058 Weiß der Jagdschutzberechtigte etwa, dass ein Rüde nur auf dem Weg zu einer läufigen Hündin ist oder ist der Hund sehr klein und zeigt nach seinem Verhalten keinerlei Jagdneigung, ist die Tötung rechtsmissbräuchlich. Ob allein die bloße Gefahr einer Störung des Wildes durch einen Hund als ausreichender Tötungsgrund anzuerkennen ist, erscheint zweifelhaft, sofern keine schwerwiegende Störung droht oder vorliegt (etwa in Setzzeiten eine wiederholte Störung von Muttertieren das Leben von Jungtieren gefährdet). Nicht mit der sachsen-anhaltischen Rechtslage im Einklang steht die Konstruktion einer ungeschriebenen Tatbestandsvoraussetzung, dass kein milderes Mittel als die Tötung zur Verfügung stehen dürfe.1059 Über die Tötung muss der Halter nicht informiert werden.1060


Das Tötungsrecht gilt auch hinsichtlich Hauskatzen, die sich 300 m oder weiter vom nächsten Haus entfernt im Jagdbezirk aufhalten. Fängt sich eine Katze in einer weniger als 300 m vom nächsten Haus aufgestellten Jagdfalle, darf sie nicht getötet werden.1061


Tötet der Jäger einen Hund oder eine Katze, ohne, dass die jagdschutzrechtlichen Voraussetzungen vorliegen, macht er sich wegen Sachbeschädigung1062 und wegen des Tötens eines Tieres ohne vernünftigen Grund1063 strafbar.


Erschießt der Jäger Hunde, die sich nach dem Wildern auf befriedetes Besitztum zurückgezogen haben, dort im Glauben, er sei hierzu berechtigt, handelt er (in der Regel) im vermeidbaren Verbotsirrtum.1064 Wer ohne Berechtigung einen fremden Hund (oder eine Katze) tötet, haftet dem Eigentümer des Tieres auf Schadensersatz.1065 Auf Schmerzensgeld wegen seelischen Leids haftet er nicht.1066 Ist ein Marktpreis des erschossenen Hundes nicht feststellbar und bestimmt sich sein Gebrauchswert vor allem durch seine Ausbildung, bemisst sich die Schadenshöhe nach dem Preis für einen vergleichbaren Welpen zuzüglich derjenigen Kosten, die für dessen Ausbildung bis zum Erreichen des Ausbildungsstandes des getöteten Hundes aufzuwenden sind, wobei eine durchschnittliche Begabung unterstellt wird.1067
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Der Jagdausübungsberechtigte darf Personen innerhalb des Jagdbezirks auffordern, Störungen des Wildes zu unterlassen, wenn sie gegen gesetzliche Bestimmungen über das Verhalten in Feld und Forst verstoßen und dadurch Wild erheblich beunruhigen oder Wild in oder an seinen Brunftplätzen, Bauen, Gehecken, Nestern oder Gelegen sowie Rauhfußhühner an ihren Balzplätzen beunruhigen.1068 Die Beunruhigung kann insbesondere von einem Aufsuchen der Lebensstätte, einem Fotografieren, einem Filmen oder von ähnlichen Handlungen ausgehen.1069 Bei vorsätzlichem Beunruhigen kann eine Ordnungswidrigkeitsanzeige gestellt werden, wenn die Identität der Handelnden bekannt bzw. zu ermitteln ist. Zur Identitätsfeststellung darf der Jagdausübungsberechtigte die Person gegen ihren Willen fotografieren, wenn sie ihre Identität nicht preisgibt bzw. ersichtlich falsche Angaben macht. Selbstverständlich darf der Täter auch bei der Tat fotografiert oder gefilmt werden, um den Tatnachweis zu erbringen.1070
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Der Jagdausübungsberechtigte muss dulden, dass jedermann die Flur auf ungenutzten Grundflächen und den Wald zur Erholung betreten darf (Betretungsrecht).1071 Im Rahmen des Jagdschutzes darf er jedoch als Jagdschutzberechtigter (und eventuell auch als Forstschutzberechtigter)1072 auf die Einhaltung der Grenzen dieses Betretungsrechts hinwirken, soweit jagdliche Belange berührt sind. Das Betretungsrecht Erholungssuchender gilt insbesondere nicht für Forstkulturen, Äcker in der Zeit zwischen dem Beginn der Aussaat und der Ernte und für Wiesen während der Brut- und Setzzeit.1073 Das Betretungsrecht gibt auch kein Recht zum Betreten jagdlicher Einrichtungen1074 und ihre unbefugte Benutzung ist eine Ordnungswidrigkeit.1075 Erholungssuchende haben keinen Anspruch auf einen durch Jagd ungestörten Naturgenuss. Sie müssen, sofern sie nicht gefährdet sind, auch in ihrer Nähe die Jagdausübung dulden. Das Betretungsrecht rechtfertigt nicht die mutwillige Störung der Jagd.1076 Das Betretensrecht findet eine Grenze, wo gegen Rechte der Eigentümer und der Jagdausübungsberechtigten verstoßen wird und der Erholungszweck eine spürbare Beeinträchtigung und systematische Störung der Jagdausübung bewirkt.1077 Die absichtliche Behinderung der Jagd stellt eine Ordnungswidrigkeit dar.1078 Stören Erholungssuchende hingegen unabsichtlich bzw. zufällig die Jagd, so handeln sie nicht rechtswidrig.1079 Unzulässig und ordnungswidrig ist etwa die organisierte Störung der Jagd durch Tierschützer, die unmittelbar vor und während einer Drückjagd dort gegen die Jagd protestieren und durch ihre Anwesenheit dort die Jagd unmöglich machen. Zulässig ist hingegen das Singen von Wanderliedern, sofern es nicht gerade dazu dienen soll, die Jagd zu stören.


Das Geocaching ist nur im Hinblick auf das Begehen von Waldflächen vom Betretungsrecht gedeckt.1080 Das Recht umfasst aber nicht die Befugnis im Wald Gegenstände (den „Cache“) zu verstecken. Gleichwohl ist der Geocache nicht schutzlos und besteht das Eigentumsrecht an ihm beim Verstecken fort. Nimmt der Jäger einen Cache an sich, treffen ihn als Finder Pflichten nach BGB.1081
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Zum Jagdschutz können auch Maßnahmen gegen solche invasiven Arten gezählt werden, die sich nachteilig auf die Hegeziele auswirken. Der Jagdschutz rechtfertigt grundsätzlich die Bekämpfung invasiver Tierarten, jedoch berechtigt er auch im Übrigen nicht zu einer artenschutzrechtlich unzulässigen Tötung, etwa eines Eichelhähers.1082 Jagdbehördliche Bekämpfungsmaßnahmen mit jagdlichen Mitteln bedürfen des Einverständnisses des Jagdausübungsberechtigten.1083 Die Jagdbehörde kann dem Jagdausübungsberechtigten – mit dessen Zustimmung – die Durchführung von Management- und Beseitigungsmaßnahmen gegen invasive Arten übertragen.1084
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Die Ausübung der Jagdschutzbefugnisse ist mit Ausnahme der Befugnisse zur Identitätsfeststellung und Wegnahme von Gegenständen auf den Jagdgast übertragbar.1085 Die Erlaubnis zur Tötung von Hunden oder Katzen muss schriftlich erteilt und vom Jagdgast im Revier mitgeführt werden.1086 Ist der Jagdpächter aus räumlichen oder zeitlichen Gründen nicht in hinreichendem Maße zur Ausübung des Jagdschutzes (vor allem im Hinblick auf Unfallwild) in der Lage, kann die Jagdbehörde ihn verpflichten, für „Ersatz“ zu sorgen: Wenn es nach den persönlichen Verhältnissen des Revierinhabers geboten erscheint, kann ihm die Behörde aufgeben, ihr eine am Ort erreichbare Person zu benennen, die Inhaber eines Jagdscheins und in der Lage ist, unaufschiebbare Maßnahmen des Jagdschutzes, insbesondere hinsichtlich kranken, verletzten und verendeten Wildes, in Abwesenheit des Revierinhabers durchzuführen.1087
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Tritt eine Wildseuche auf, so hat der Jagdausübungsberechtigte dies unverzüglich der zuständigen Behörde anzuzeigen (Wildseuchen-Meldepflicht).1088 Die Behörde erlässt im Einvernehmen mit dem beamteten Tierarzt die zur Bekämpfung der Seuche erforderlichen Anweisungen (etwa Sperrungen, Abschussgebot und Gebot, Medikamente in Fütterungen zu verabreichen). Besondere Verhaltenspflichten ergeben sich aus der Tollwut-Verordnung sowie der Verordnung zum Schutz gegen die Schweinepest und die Afrikanische Schweinepest (Schweinepest-Verordnung). Auf Einzelheiten wird im Rahmen des Abschnitts „Tierseuchenrecht“ eingegangen.


5. Jagdliche Einrichtungen


61


Der Revierinhaber hat das Recht, auf Grundstücken seines Jagdbezirks, die nicht intensiv genutzt werden, mit dem Boden nicht fest verbundene jagdwirtschaftliche Einrichtungen anzulegen.1089 Eine feste Verbindung fehlt, wenn die Einrichtung nur durch eigene Schwerkraft auf dem Boden ruht. Hingegen bewirken etwa Erdpfähle, Betonanker oder das Annageln an Bäume eine feste Bodenverbindung.1090 Zu den nicht fest verbundenen Einrichtungen zählen in der Regel Futterplätze, Salzlecken, einfache Hochsitze wie Drückjagdsitze, Jagdschirme und ähnliche Einrichtungen. Grundeigentümer und Nutzungsberechtige der Flächen haben Bau und Betrieb dieser jagdlichen Einrichtungen zu dulden.1091


Jagdhütten oder mit dem Boden fest verbundene Hochsitze und andere bauliche Anlagen dürfen nur mit vorheriger Erlaubnis des Grundeigentümers errichtet werden.1092 Die Erlaubnis darf nach hier vertretener Ansicht nur verweigert werden, wenn nach dem Jagdrecht als schutzwürdig anzuerkennende Interessen beeinträchtigt würden oder kein jagdliches Erfordernis für den Bau besteht.1093 Entstünden dem Grundeigentümer durch die jagdliche Einrichtung keine Bewirtschaftungs- oder sonstige Beeinträchtigungen, ist ihm mithin die Einrichtung objektiv zumutbar und verweigert er die Erlaubnis – etwa als Jagdgegner aus ethischen Gründen oder wegen Animositäten gegenüber dem Jagdausübungsberechtigten –, ist die Verweigerung als widersprüchliches Verhalten bzw. als Rechtsmissbrauch zu werten und besteht eine Zustimmungs- bzw. Duldungspflicht, zumal auch die Jagdgenossen der Hegepflicht unterliegen. Wird ein Hochsitz ohne die erforderliche Erlaubnis errichtet, hat der Grundeigentümer daher nach hier vertretener Ansicht keinen Beseitigungs- und Unterlassungsanspruch, wenn er zur Duldung verpflichtet ist.1094


Die Erlaubnis des Grundeigentümers befreit im Übrigen nicht von Beschränkungen des Hochsitzbaus aus dem Bau- oder Naturschutzrecht.


Die (regelmäßig baugenehmigungspflichtige) Errichtung und Nutzung einer Jagdhütte1095 ist nur im Rahmen der Erfordernisse ordnungsgemäßer Jagdausübung baurechtlich privilegiert zulässig.1096 Maßgeblich sind insoweit die persönlichen Verhältnisse des Jagdausübungsberechtigten.1097 Nicht erforderlich ist eine Jagdhütte, wenn dem Jäger zugemutet werden kann, Schlafgelegenheiten in nahegelegenen Ortschaften, Bauernhöfen oder sonstige Unterbringungsmöglichkeiten zu nutzen (Hotels, Pensionen etc.).1098 Dies gilt auch im Hinblick auf einen Jagdaufseher des Jagdausübungsberechtigten.1099 Zulässig sind allenfalls einfache Bauten unter größtmöglicher Schonung des Außenbereichs.1100 Die Frage der Privilegierung eines Gebäudes im Außenbereich als Jagdhütte ist nicht nur nach seiner Lage und Größe zu beurteilen, sondern hierfür sind auch weitere Merkmale wie Zuschnitt, Raumaufteilung, Raumausstattung heranzuziehen, wenn sie Aufschluss darüber geben, ob das Gebäude allein der ordnungsgemäßen Jagdausübung dient.1101 Eine Jagdhütte verliert im Übrigen durch die Änderung ihrer Nutzung in eine Hütte zu Freizeitzwecken ihren Bestandsschutz und es kommt zur „Entprivilegierung“.1102 Der Bau von „Jägerständen“ ist nach der Landesbauordnung verfahrensfrei, jedoch dürften jedenfalls Hochsitze über 10 Meter Höhe oder über 10 qm Grundfläche nicht mehr als „Jägerstand“ gelten, so dass diese genehmigungspflichtig sind.1103 Zudem kann der Hochsitzbau im Einzelfall einer naturschutzrechtlichen Genehmigung aufgrund einer Schutzverordnung bedürfen. Wo und wie ein Hochsitz gebaut werden darf, regeln die Jagdgesetze nicht. In Sachsen-Anhalt gibt es kein Verbot der „Grenzjägerei“,1104 so dass jagdliche Einrichtungen grundsätzlich auch an der Reviergrenze errichtet werden dürfen, wenn sie dazu dienen, (ausschließlich) im eigenen Revier zu jagen. Unzulässig ist aber etwa ein Grenzsitz, der zum Nachbarbezirk ausgerichtet ist. Die Höhe von Hochsitzen ist jagdrechtlich nur durch die jagdliche Erforderlichkeit begrenzt. Das Unfallversicherungsrecht statuiert Anforderungen an die Sicherheit der Konstruktion und der Benutzung von Hochsitzen.1105 Ohne Erlaubnis des Grundeigentümers bzw. Nutzungsberechtigten darf der Jagdausübungsberechtigte im Zusammenhang mit dem Hochsitzbau keine Gehölze beseitigen (für Sicht- bzw. Schussschneisen), Aufschüttungen oder Abgrabungen vornehmen oder Lager für Kirrmaterial anlegen.1106 Die Anlage von Pirschwegen zu den Hochsitzen ist – unter Rücksichtnahme auf die Eigentümerinteressen – grundsätzlich zulässig, sofern lediglich Laub, Nadeln, kleinere Äste und Steine beiseite geräumt werden.1107


Eigentümer der jagdlichen Einrichtungen ist auch im Falle einer festen Bodenverbindung bei Pachtbezirken der Jagdpächter. Sie sind sog. Scheinbestandteile des Eigentums, stehen mithin im


Eigentum des Erbauers bzw. des Jagdausübungsberechtigten, in dessen Auftrag und auf dessen Rechnung sie errichtet wurden.1108 Die Jagdgenossenschaft ist weder Eigentümerin noch ist sie Besitzerin.1109 Mit dem Ende der Pachtdauer hat der (ehemalige) Pächter keinen Anspruch gegen die Jagdgenossenschaft auf eine Entschädigung für im Revier verbleibende jagdliche Einrichtungen1110 (sofern nichts Abweichendes vereinbart wurde). Nach dem Ende des Pachtvertrags hat der Jagdpächter die von ihm errichteten jagdlichen Einrichtungen zu entfernen (Beseitigungspflicht), soweit nichts anderes vereinbart wird. Sofern dies nicht ausdrücklich im Vertrag geregelt wurde, ist dies eine ungeschriebene nachvertragliche Pflicht. So wie der Jagdpächter die von ihm errichteten Einrichtungen während der Pachtzeit jederzeit entfernen durfte, hat er auch nach Pachtende ein aus seinem Eigentum folgendes Wegnahmerecht.1111 Eine vertragliche Vereinbarung zwischen Genossenschaft und Altpächter, dass der nachfolgende Pächter die Einrichtungen zu einem bestimmten Preis zu übernehmen habe, ist ein unzulässiger Vertrag zu Lasten Dritter. Hat ein ehemaliger Jagdgast jagdliche Einrichtungen mit eigenen Mitteln hergestellt bzw. herstellen lassen, ohne sie an den Revierinhaber zu übereignen und sind sie auch nicht wesentlicher Bestandteil des Grundstücks geworden (so etwa ein Vorratsbehälter oder eine Voliere), hat er gegen den Revierinhaber einen eigentumsrechtlichen Herausgabeanspruch.1112
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Wildkameras können nach Sinn und Zweck des Gesetzes ebenfalls als der Hege dienende jagdliche Einrichtungen1113 gewertet werden.1114 Ihre Verwendung ist nur im Rahmen des zur Hege Erforderlichen zulässig.1115 Nur Jagdausübungsberechtigte sind insoweit zur Aufstellung berechtigt,1116 nicht etwa Jagdgäste. Die Aufstellung von Wildkameras darf die land-, forst- oder fischereiwirtschaftliche Nutzung der Flächen nicht beeinträchtigen.1117 Ein Einverständnis des Grundeigentümers ist erforderlich, sofern die Aufstellung ausnahmsweise als Eingriff in schützenswerte Eigentumsbelange erscheint.


Hinzu treten allerdings strenge datenschutzrechtliche Anforderungen. Datenschutzrechtlich ist die Beobachtung (sei es durch Bild- oder Filmaufnahmen mit Speicherung oder bloßer Übertragung) öffentlich zugänglicher Orte des Jagdreviers mit Wildkameras nur zulässig, wenn dabei die Anforderungen der EU-Datenschutzgrundverordnung1118 beachtet werden. Zudem gelten die Anforderungen des Bundesdatenschutzgesetzes.1119 Die Beobachtung öffentlich zugänglicher Räume mit optisch elektronischen Einrichtungen (sog. Videoüberwachung) ist hiernach nur zulässig, soweit sie zur Wahrnehmung berechtigter Interessen des Verantwortlichen oder eines Dritten für konkret festgelegte Zwecke erforderlich ist und keine Anhaltspunkte bestehen, dass schutzwürdige Interessen oder Grundrechte und Grundfreiheiten der betroffenen Personen überwiegen.1120 Dies verlangt, dass Geräte nur aus Gründen der Hege und nur so aufgestellt bzw. angebracht werden, dass eine Verletzung des allgemeinen Persönlichkeitsrechts1121 Erholungssuchender (und anderer Personen, die sich berechtigterweise im Jagdbezirk aufhalten) nahezu ausgeschlossen ist.1122 Die Einstellung der Kamera muss so gewählt sein, dass eine Identifizierung von Personen mit hoher Wahrscheinlichkeit ausgeschlossen ist.1123 Eindeutig unzulässig ist es etwa, die Kamera auf Sitzgelegenheiten, Fußwege oder große offene Flächen auszurichten. Zudem muss der Jagdausübungsberechtigte am Ort der Kameraüberwachung auf den Umstand der Beobachtung hinweisen (Hinweispflicht).1124 Eine Meldepflicht gegenüber der Behörde besteht nicht (mehr).1125 Die Aufnahmen müssen auch datenschutzrechtlich zur Erfüllung der Hegepflicht erforderlich sein. Werden Wildkameraaufnahmen von Menschen ohne deren Einverständnis veröffentlicht, liegt eine Straftat vor.1126 Jagdbehörden dürfen im wissenschaftlichen Interesse und zum Schutz besonders und streng geschützter Tierarten Wildkameras aufstellen.1127 Betroffene, die sich im Aufnahmebereich befinden, müssen dies erkennen können.1128
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Mancherorts kommt es zu Angriffen von Jagdgegnern auf jagdliche Einrichtungen,1129 bei denen die Einrichtungen beschädigt oder zerstört werden. Im Einzelfall wurde bereits Leib und Leben von Jägern gefährdet, indem etwa Hochsitz-Leitersprossen angesägt wurden.1130 Werden die Straftäter auf frischer Tat ertappt, hat auch der Jäger das Jedermannrecht zur vorläufigen Festnahme. Im Rahmen des Notwehrrechts und des Jagdschutzes, der den Schutz der jagdlichen Einrichtungen umfasst, dürfen unmittelbare rechtswidrige Angriffe auf das Eigentum mit Gewalt abgewehrt werden und dürfen Maßnahmen zur Identitätsfeststellung ergriffen werden.


6. Haftung für Schäden durch Jagdausübung
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Da die Wildschadenshaftung verschuldensunabhängig ist, spielt es keine Rolle, ob die Schäden Folge fehlerhafter (oder unzureichender) Schadwildbejagung sind oder die Schäden auch bei intensivster Bejagung entstanden wären. Entsteht allerdings Wildschaden, der nicht unter das Wildschadensersatzrecht fällt, aufgrund fehlerhafter oder pflichtwidrig unterlassener Bejagung, kommen Schadensersatzansprüche in Betracht.
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Der Jagdausübungsberechtigte haftet Grundstückseigentümern und Nutzungsberechtigten des Reviers für jeden Schaden, der aus missbräuchlicher Jagdausübung entsteht (Jagdschaden). Dies gilt auch für den Schaden, den ein von ihm bestellter Jagdaufseher oder ein Jagdgast anrichtet.1131 Der Jagdausübungsberechtigte muss daher bei der Jagdausübung stets die berechtigten Interessen der Grundstückseigentümer oder Nutzungsberechtigten beachten und hat insbesondere bestellte Felder und nicht abgemähte Wiesen tunlichst zu schonen.1132 Die Ausübung der Treibjagd auf Feldern mit reifender Halm- oder Samenfrucht oder mit Tabak ist verboten.1133 Jagdausübungsberechtigter und Jagdgäste dürfen das jeweilige Revier zum Zweck der Jagdausübung zwar grundsätzlich auch außerhalb der Privatwege mit Kraftfahrzeugen befahren,1134 sie dürfen dabei fremdes Eigentum und Nutzungsberechtigung aber nicht mehr als unvermeidbar beeinträchtigen. Andernfalls haften sie auch insoweit für entstehenden Jagdschaden. Fährt der Erleger eines Keilers von über 100 kg mit seinem Kraftfahrzeug etwa durch bestellte Äcker, um den Keiler am Erlegungsort bergen zu können und sich eine längere und mühsame Bergung mit Muskelkraft zu ersparen, mag dies verständlich sein, ändert aber nichts daran, dass er für einen Jagdschaden haftet, der durch diese Bergung am Acker entstand. Dies gilt nur dann nicht, wenn eine schonendere Wildbergung unmöglich war.


Kein Jagdschaden ist der Schaden, der nach Beendigung des Jagdpachtvertrages beim Abbau von Hochsitzen entsteht. Der Ersatz derartiger Schäden richtet sich allein nach BGB.1135 Auch im Übrigen richtet sich der Ersatz für Schäden nach dem BGB, etwa wenn Jäger bei der Wildtaubenjagd versehentlich Brieftauben töten.1136


IV. Beschränkungen der Jagdausübung
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Die Jagdausübung ist in vielfältiger Weise rechtlich beschränkt. Folgende Beschränkungen lassen sich unterscheiden:


- Die Jagdausübung ist personal grundsätzlich auf Inhaber des Jagdausübungsrechts beschränkt, die zudem Jagdscheininhaber sein müssen. Eine Ausnahme von der Jagdscheinpflicht gilt für das Töten bestimmter Wildarten wie etwa des Fuchses und der Ringeltaube im befriedeten Besitztum durch den Eigentümer oder das Sammeln von Abwurfstangen mit Erlaubnis des Jagdausübungsberechtigten. Neben dem Jagdausübungsberechtigten dürfen aus abgeleitetem Recht Erlaubnisinhaber und angestellte Jäger jagen.1137


- Die Jagdausübung ist räumlich auf einen bestimmten Jagdbezirk beschränkt. Nur aufgrund einer Erlaubnis, im Rahmen der Wildfolge oder zur Nachsuche im befriedeten Bezirk darf außerhalb des eigenen Jagdbezirks gejagt werden. Nicht überall in einem Jagdbezirk darf gejagt werden. Räumlich wirken neben Befriedungen auch besondere, etwa örtliche Verbote.1138


- Sachlich, d.h. dem Objekt nach, ist die Jagdausübung auf Wild beschränkt. Eine gewisse Erweiterung gilt hinsichtlich der Tötung von Haushunden und Hauskatzen im Rahmen des Jagdschutzes sowie dem Abschuss des Kormorans.


- Das Erlegen von Wild bedarf einer inneren Rechtfertigung im Sinne eines vernünftigen Grundes. Ein solcher ist insbesondere die Nutzung von Wildbret.


- Mengenmäßig wird die Jagdausübung durch Abschusspläne vor allem für bestimmtes Schalenwild und im Übrigen durch die Hegepflicht beschränkt. Ein Totalabschuss ist nur in den gesetzlich geregelten Ausnahmefällen zugelassen bzw. sogar geboten.


- Eine zeitliche Beschränkung der Jagdausübung folgt u.a. aus den Jagdzeiten, sofern solche für die jeweilige Wildart festgesetzt sind. In einem weiteren Sinne kann auch der Elterntierschutz als eine solche jahreszeitliche Beschränkung gelten. Ausnahmen gelten insbesondere bei behördlicher Aufhebung von Schonzeiten aufgrund von Seuchen. Weitere temporäre Beschränkungen können sich etwa aufgrund von Gottesdiensten oder Ausgangssperren aufgrund von Pandemien1139 ergeben. Tageszeitlich ist die Jagd auf Schalenwild im Grundsatz auf den Tag (ohne die Nacht) beschränkt. Eine Ausnahme stellt die Nachtjagd auf Schwarzwild und – mit Genehmigung – auf weibliches Rot- und Damwild dar.


- Auch die Art und Weise der Jagdausübung im Übrigen ist in vielfältiger Weise beschränkt, insbesondere auf bestimmte Jagdwaffen und Munition, Jagdarten bzw. -methoden.1140


1. Jagdschein


a) Jagdscheinzwang und Versagungsgründe
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Das durch Gesetz (Eigentum am Eigenjagdbezirk) entstandene oder durch Vertrag (Pacht) übertragene Jagdausübungsrecht darf nur von Personen ausgeübt werden, die Inhaber eines Jagdscheins sind (Jagdscheinzwang).1141 Eine Ausnahme hiervon gilt für das Sammeln von Abwurfstangen, da es hierzu nur der schriftlichen Erlaubnis des Jagdausübungsberechtigten bedarf.1142 Beim Jagdschein handelt es sich um eine von der Jagdbehörde ausgestellte Erlaubnis zur Jagdausübung. Sie wird nur Personen erteilt, die eine Jägerprüfung bestanden haben und bei denen keine Versagungsgründe vorliegen.1143 Liegt kein gesetzlicher Versagungsgrund vor, hat der Antragsteller einen Anspruch auf die Erteilung des Jagdscheins.1144 Eine vor dem Tag des Wirksamwerdens des Beitritts in der DDR abgelegte Jagdprüfung für Jäger, die mit der Jagdwaffe die Jagd ausüben wollen, steht der Jägerprüfung des BJagdG gleich.1145 Hingegen stehen ausländische Jagdprüfungen der deutschen Jägerprüfung nicht gleich und können allenfalls auf Antrag (eines Ausländers) zur Erteilung eines Ausländerjagdscheins führen. Ein Deutscher kann das Erfordernis des Nachweises einer Jägerprüfung nicht dadurch umgehen, dass er im Ausland eine


Jägerprüfung ablegt.1146 Wurde ihm gleichwohl ein Jagdschein erteilt, ist die Neuerteilung abzulehnen.1147


Zu unterscheiden sind zwingende und Ermessens-Versagungsgründe. Der Jagdschein muss in folgenden Fällen versagt werden (zwingende Versagungsgründe): 1. Der Antragsteller ist noch nicht sechzehn Jahre alt. 2. Er besitzt nicht die erforderliche Zuverlässigkeit oder körperliche Eignung. 3. Er besaß einen Jagdschein, jedoch ist dieser noch entzogen oder die Wiedererteilung gesperrt. 4. Er weist der Behörde nicht die erforderliche Jagdhaftpflichtversicherung nach (Deckungssumme 500.000 Euro für Personen- und 50.000 Euro für Sachschäden).1148 Außerdem ist der Jagdschein zu verweigern, wenn der Antragsteller unzuverlässig oder persönlich ungeeignet im rein waffenrechtlichen Sinne ist.1149


Die Jagdbehörde kann nach Ermessen versagen, wenn der Antragsteller nicht mindestens 18 Jahre alt ist, kein Deutscher ist, nicht mindestens drei Jahre seinen Aufenthalt im Bundesgebiet hat oder schwer1150 oder wiederholt gegen Grundsätze der Weidgerechtigkeit verstoßen hat.1151


In diesen Fällen hat ein Antragsteller nur einen Anspruch auf ermessensfehlerfreie Entscheidung über seinen Antrag auf Jagdscheinerteilung.


Wer die Jagd ausübt muss den Jagdschein bei der Jagdausübung stets mit sich führen (Jagdschein-Mitführungspflicht) und auf Verlangen von Polizeibeamten oder Jagdschutzberechtigten diesen vorzeigen.1152 Zuständig für die Erteilung, Versagung oder Entziehung ist die für den Wohnsitz des Jägers örtlich zuständige Jagdbehörde.1153


b) Jägerprüfung
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Das Bestehen einer Jägerprüfung ist eine Voraussetzung der Erteilung des Jagdscheins, ihr Nichtbestehen ist der Sache nach ein Versagungsgrund. Die Jägerprüfung umfasst in Sachsen-Anhalt eine Schießprüfung (jagdliches Schießen), eine schriftliche Prüfung und eine mündlichpraktische Prüfung.1154 In der Prüfung muss der Kandidat ausreichende Kenntnisse in folgenden Wissensgebieten nachweisen: 1. Jagdbare Tiere, 2. Hege und Jagdbetrieb, 3. Ökologie, Naturschutz und Landschaftsschutz, 4. Jagdhundewesen, 5. Behandlung erlegten Wildes, 6. Jagdwaffen und 7. Jagdrecht.1155 In der mündlich-praktischen Jagdwaffenprüfung führen sicherheitsrelevante Fehler im Umgang mit Waffen, etwa das Versagen im Umgang mit gebräuchlichen Systemen der Waffensicherung,1156 zum Nichtbestehen. Mangelhafte Leistungen in der Schießprüfung sind durch Leistungen in anderen Prüfungsteilen nicht ausgleichbar. Der Prüfling wird in diesem Fall für die übrigen Prüfungsteile nicht zugelassen.1157 Auch die Unkenntnis sicherheitsrelevanter Jagdsignale führt zum Nichtbestehen und zur Wiederholung der mündlich-praktischen Prüfung.1158 Die Durchführung der Prüfung besorgt eine Prüfungskommission, welcher der Kreisjägermeister vorsitzt.1159 Die Einzelheiten des Vorbereitungs- und Prüfungsverfahrens sind durch Verordnung geregelt.1160 Prüfer dürfen nicht befangen sein, wobei die Besorgnis der Befangenheit nicht bereits daraus entsteht, dass ein Prüfer Jagdpächter ist.1161 Bei der Bewertung der Prüfungsleistungen der Prüflinge steht den Prüfern ein gerichtlich nur eingeschränkt überprüfbarer Beurteilungsspielraum zu.1162 Ob eine Antwort in Form eines Beispiels die Prüfungsfrage überzeugend beantwortet, fällt in den Beurteilungsspielraum der Prüfer.1163 Das Gericht kann die Prüfungsentscheidung daraufhin untersuchen, ob das Prüfungsverfahren ordnungsgemäß durchgeführt wurde, ob die Prüfer von zutreffenden Tatsachen ausgegangen sind, ob sie allgemeingültige Bewertungsmaßstäbe beachtet haben und ob sie sachfremde Erwägungen angestellt haben.1164 Die vom Bundesverfassungsgericht entwickelten strengen Maßstäbe für berufsbezogene Prüfungen gelten aber nicht für die Jägerprüfung.1165 Eine Protokollierung der Fragen und Antworten im mündlich-praktischen Teil der Jägerprüfung ist nicht vorgeschrieben.
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Gegenstand des Prüfungsgebiets „Jagdrecht“ sind nach der Prüfungsordnung die Grundzüge des Bundes- und des Landesjagdrechts, des Waffen-, Naturschutz-, Fleischhygiene-, Geflügelfleischhygiene-, Tierseuchen- und des Tierschutzrechts sowie des Rechts der Feld- und Forstordnung.1166 Für die Zulassung zur Jägerprüfung ist in Sachsen-Anhalt neben der Einzahlung der Prüfungsgebühr auch ein Nachweis einer Haftpflichtversicherung für den Waffengebrauch1167 erforderlich. Nicht vorgeschrieben ist der vorherige Besuch eines Vorbereitungslehrgangs.1168 Die Prüfungsgebühr für die Jägerprüfung beträgt zurzeit 250 Euro.1169 Grundsätzlich ist zuzulassen, wer 1. spätestens sechs Monate vor der Prüfung 15 Jahre alt geworden ist, 2. die Prüfungsgebühr bezahlt hat und im gesetzlich vorgeschrieben Umfang haftpflichtversichert ist.1170 Die Jagdbehörde darf die Zulassung nur aus gesetzlichen Gründen ablehnen. Diese sind jedenfalls die Nichtzahlung der Prüfungsgebühr und die fehlende Vorlage des Versicherungsnachweises. Da nach dem Gesetz bei Vorliegen der Voraussetzungen „grundsätzlich“ zuzulassen ist, darf die Behörde im atypischen Ausnahmefall aus weiteren Gründen nach Ermessen versagen. Ob die Behörde etwa wegen fehlenden Sachbescheidungsinteresses versagen darf, wenn ein zwingender gesetzlicher Versagungsgrund oder ein widerlegbarer Versagungsgrund für eine spätere Jagdscheinerteilung besteht, ist ungeklärt.1171
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